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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Ag 7/72 Bonn, den 21. Februar 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


ßetr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier; Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an 
den Rat betreffend die Festsetzung der Preise für verschiedene 
landwirtschaftliche Erzeugnisse und die Gewährung einer Ein- 
kommensbeihilfe für bestimmte Gruppen landwirtschaftlicher 
Betriebsinhaber, und zwar 

— für eine Verordnung (EWG) Nr /71 des Rates zur 

Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Getreide 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 

Festsetzung der Getreidepreise für das Wirtschaftsjahr 
1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr /72 des Rates zur 

Änderung der Verordnung Nr> 120/67/EWG über die 
gemeinsame Marktorganisation für Getreide hinsicht- 
lich der Einfuhrregelung von Futtergetreide in Italien 

— für eine Verordnung (EWG) Nr /72 des Rates zur 

Festsetzung des Richtpreises für geschälten Reis für das 
Wirtschaftsjahr 1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 

Festsetzung der Interventionspreise für Rohreis für das 
Wirtschaftsjahr 1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 

Festsetzung der Standardqualität für Weißzucker 
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— für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung 
der Preise im Sektor Zucker, der Standardqualität für 
Zuckerrüben sowie des Berechnungskoeffizienten für die 
Höchstquote für das Zuckerwirtschaftsjahr 1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung 
der abgeleiteten Interventionspreise, der Interventions- 
preise für Rübenrohzucker, der Zuckerrübenmindestprei- 
se, der Schwellenpreise, der Garantiemenge und des 
Höchstbetrags der Produktionsabgabe für das Zucker- 
wirtschaftsjahr 1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 

Festsetzung des Erzeugerrichtpreises für Olivenöl für 
das Wirtschaftsjahr 1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr /72 des Rates zur 

Festsetzung der Richtpreise und der Interventionsgrund- 
preise für Ölsaaten für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 

Festsetzung der Hauptinterventionsorte für Ölsaaten und 
der dort geltenden abgeleiteten Interventionspreise für 


das Wirtschaftsjahr 1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 

Festsetzung des Beihilfebetrags für Baumwollsaat für 
das Wirtschaftsjahr 1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 

Festsetzung der Beihilfe für Flachs und Hanf für das 
Wirtschaftsjahr 1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 


Festsetzung des Richtpreises für Milch sowie der Inter- 
ventionspreise für Butter, Magermilchpulver, Grana 
Padano und Parmigiano Reggiano für das Milchwirt- 
schaftsjahr 1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr /72 des Rates zur 

Festsetzung der Schwellenpreise für bestimmte Milcher- 
zeugnisse für das Milch Wirtschaftsjahr 1972/1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 

Festsetzung der im Milch Wirtschaftsjahr 1972/1973 gülti- 
gen Beihilfen für Magermilch und Magermilchpulver, 
die für Futterzwecke verwendet werden 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 

Festsetzung der Orientierungspreise für Kälber und 
ausgewachsene Rinder für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 
und des Orientierungspreises für ausgewachsene Rinder 
für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 

Einführung einer Prämienregelung zur Förderung der 
Rindfleischerzeugung 
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— für eine Verordnung (EWG) Nr /72 des Rates zur 

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 hinsichtlich 
der besonderen Einfuhrregelung für zur Mast bestimmte 
Jungrinder und Kälber 

— für eine Verordnung (EWG) Nr /72 des Rates zur 

Festsetzung des Grundpreises und der Standardqualität 
für geschlachtete Schweine für die Zeit vom 1. November 

1972 bis zum 31. Oktober 1973 

— für eine Verordnung (EWG) Nr 112 des Rates zur 

Festsetzung der Orientierungspreise für Wein für den 
Zeitraum vom 16. Dezember 1972 bis zum 15. Dezember 

1973 

— für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung 
der Zielpreise und Interventionspreise sowie der Be- 
zugsqualitäten für Tabakblätter der Ernte 1972 

— für eine Richtlinie des Rates über die Gewährung einer 
Einkommensbeihilfe an bestimmte Gruppen landwirt- 
schaftlicher Betriebsinhaber. 

Die Kommissionsvorschiäge sind mit Schreiben des Herrn Prä- 
sidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 4. Februar 1972 dem Herrn Präsidenten des Rcites der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Rat wird sich mit den Kommissionsvorschiägen auf seinen 
nächsten Ratstagungen befassen. Der Zeitpunkt der endgültigen 
Beschlußfassung steht noch nicht fest. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschläge: PREISE 

Getreide: Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Getreide I 

Festsetzung der Getreidepreise für das Wirtschaftsjahr 
1972/1973 II 

Vorübergehende Ermäßigung der Abschöpfung für Futter- 
getreide bei der Einfuhr nach Italien III 

Reis: Festsetzung des Richtpreises für geschälten Reis IV 

Festsetzung der Interventionspreise für Rohreis V 

Zucker: Festsetzung der Standardqualität für Weißzucker VI 

Festsetzung der Preise im Sektor Zucker, der Standard- 
qualität für Zuckerrüben sowie des Berechnungskoeffizien- 
ten für die Höchstquote VII 

Festsetzung der abgeleiteten Interventionspreise, der 
Interventionspreise für Rübenrohzucker, der Zuckerrüben- 
mindestpreise, der Schwellenpreise, der Garantiemenge 
und des Höchstbetrags der Produktionsabgabe VIII 

Olivenöl: Festsetzung des Erzeugerrichtpreises IX 

Ölsaaten: Festsetzung der Richtpreise und der Interventionsgrund- X 

preise für Ölsaaten 

Festsetzung der Hauptinterventionsorte für Ölsaaten und 

der dort geltenden abgeleiteten Interventionspreise XI 

Baumwollsaat: Beihilfebetrag für Baumwollsaat XII 

Flachs und Hanf: Beihilfe für Flachs und Hanf XIII 

Milch: Richtpreis für Milch sowie Interventionspreise für Butter, 

Magermilchpulver, Grana Padano und Parmigiano Reg- 
giano XIV 

Schwellenpreise für bestimmte Milcherzeugnisse XV 

Festsetzung der im Milchwirtschaftsjahr 1972/1973 gültigen 
Beihilfen für Magermilch und Magermilchpulver, die für 
Futterzwecke verwendet werden XVI 

Rindfleisch: Orientierungspreise für Kälber und ausgewachsene Rinder 

für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 und 

Orientierungspreis für ausgewachsene Rinder für das 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 XVII 

Prämienregelung zur Förderung der Rindfleischerzeugung XVIII 

Besondere Einfuhrregelung für zur Mast bestimmte Jung- 
rinder und Kälber XIX 

Schweinefleisch: Grundpreis und Standardqualität für geschlachtete 

Schweine für die Zeit vom 1. November 1972 bis zum 
31. Oktober 1973 XX 

Wein: Orientierungspreise für Wein für den Zeitraum vom 

16. Dezember 1972 bis zum 15. Dezember 1973 XXI 

Tabak: Zielpreise und Interventionspreise sowie Bezugsqualitä.ten 

für Tabakblätter der Ernte 1972 XXII 

Vorsdilag: über die Gewährung einer Einkommensbeihilfe an be- 
stimmte Gruppen landwirtschaftlicher Betriebsinhaber XXIII 
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VORBEMERKUNGEN 


a) Inhalt des vorliegenden Dokuments 

Die nachstehenden Vorschläge ersetzen die ver- 
bliebenen Vorschläge vom 16. Juni 1972 (Dok. KOM 
(71) 650 endg.) und ergänzen diese hinsichtlich eini- 
ger Vorschriften. 

Diese Vorschläge enthalten drei Teile: 

— Sie umfassen die Änderungsvorschläge der Kom- 
mission gemäß Artikel 149 Absatz 2 des Ver- 
trags; 

— sie enthalten neue Vorschläge hinsichtlich der 
Festsetzung der Preise für einige landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse (Olivenöl, Schweinefleisch, 
Wein), des Beihilfenbetrags für Baumwollsaat, 
eine Förderungsprämie zur Entwicklung der 
Rindfleischerzeugung und eine Sonderregelung 
zur Erleichterung der Einfuhr junger Rinder so- 
wie einen Vorschlag betreffend die Ermäßigung 
der Abschöpfung für Futtergetreide bei der Ein- 
fuhr nach Italien; 

— schließlich werden die Vorschläge wiederholt, 
die die Kommission aufrechterhält ohne Ände- 
rungen anzubringen, und zwar der Vorschlag für 
die Standardqualität für Weißzucker [Teil IV ^)]; 

— hinsichtlich des Vorschlags zur Änderung der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG handelt es sich um 
einen Änderungsvorschlag zu Artikel 149 des 
Vertrags, der den von der Kommission dem 
Rat im Februar 1971 gemachten Vorschlag (Dok. 
KOM(71) 130 vom 15. Februar 1971, S. 111) ver- 
vollständigt und ersetzt. 

Den Vorschlägen ist eine allgemeine Begründung 
und eine Begründung für die einzelnen Produkte 
vorangestellt. Die allgemeine Begründung enthält 
zwei Teile. Der erste betrifft die Überlegungen, die 
die Kommission dazu geführt haben, ihre ursprüng- 
lichen Vorschläge zu ändern. Der zweite Teil über- 
nimmt wörtlich die allgemeinen wirtschaftlichen 
Beurteilungsmaßstäbe, die ihren ursprünglichen Vor- 
schlägen vorangestellt waren, da die darin ent- 
haltenen Grundüberlegungen vollständig ihren Wert 
behalten, mit Ausnahme der Schlußfolgerung, die in 
Ziffer 7 hinsichtlich des fehlenden Preisniveaus ent- 
halten sind. 


Um dem vom Europäischen Parlament ausgedrückten 
Verlangen zu entsprechen, empfiehlt die Kommis- 
sion dem Rat, dem Europäischen Parlament die Ge- 
samtheit der nachfolgenden Vorschläge zur Stellung- 
nahme vorzulegen. 

b) Betrachtung unter dem Aspekt der erweiterten 
Gemeinschaft 

Die für das Wirtschaftsjahr 1972/73 festgesetzten 
Preise gelten vom 1. Januar 1973 an für die erwei- 
terte Gemeinschaft. In allen Fällen, in denen die in 
den neuen Mitgliedstaaten geltenden Preise unter 
den gemeinsamen Preisen liegen, wird der von den 
neuen Mitgliedstaaten während der Übergangszeit 
zu überbrückende Preisunterschied noch durch die 
vorgeschlagenen Preiserhöhungen erweitert. Die für 
die gemeinsamen Preise vorzuschlagenden Erhöhun- 
gen liegen jedoch nicht über den Steigerungsquoten, 
die die beitrittswilligen Länder, insbesondere Groß- 
britannien, ihren eigenen Erzeugern gewähren. Da- 
her vertritt die Kommission die Auffassung, daß 
selbst in der Perspektive der Erweiterung der Ge- 
meinschaft diese Vorschläge gerechtfertigt sind. 

In bezug auf die neue Ausrichtung der in den Vor- 
schlägen der Kommission vom 16. Juni 1971 (Dok. 
KOM(71) 650 endg.) dargelegten Preispolitik hat 
die Kommission keinerlei Reaktion von Seiten der 
beitrittswilligen Länder registriert. 

Die Kommission verweist darauf, daß gemäß den 
von der Konferenz zwischen den Europäischen Ge- 
meinschaften und den Ländern, die um den Beitritt 
ersucht haben, für die Interimszeit festgelegten Be- 
stimmungen, die vorliegenden Vorschläge der Kom- 
mission den beitrittswilligen Ländern zur Kenntnis 
gebracht werden, nachdem sie dem Rat übermittelt 
worden sind und auf einen mit Gründen versehenen 
Antrag eines beitrittswilligen Staates vor Annahme 
der Ratsbeschlüsse Konsultationen stattgefunden 
haben. 


1) Dok. KOM(71) 650 endg. 
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BEGRÜNDUNG 


Die allgemeine Begründung setzt sich aus zwei Tei- 
len zusammen. Der erste enthält die Erwägungen, 
die die Kommission dazu geführt haben, ihre ur- 
sprünglichen Vorschläge zu andern^). Der zweite 
übernimmt den allgemeinen Teil der Begründung 
ihrer letzten Vorschläge. Die Kommission legt Wert 
darauf, diese zu wiederholen, da die hier zum Aus- 
druck gebrachten Beurteilungen mit Ausnahme der 
Ziff. 19 (7) ihren Wert beibehalten, insbesondere 
aber diejenigen, die die neue Konzeption auf dem 
Gebiet der Preispolitik betreffen. 


A. ALLGEMEINE BEURTEILUNGSMASSTÄBE 

a) Änderungsvorschläge und neue Vorschläge 

1. Die Vorschläge hinsichtlich der Festsetzung der 
Preise für gewisse landwirtschaftliche Erzeugnisse 
für das Wirtschaftsjahr 1972/73, die die Kommission 
dem Rat am 16. Juni 1971 vorgelegt hat, sahen eine 
Erhöhung der Preise im Mittel um 2-3 v. H. im 
Vergleich zu den vom Rat für das vorhergehende 
Wirtschaftsjahr (1971/72) festgesetzten Preisen vor. 

2. Die Kommission hat mit ihren Preisvorschlägen 
erstmalig eine neue objektive Methode angewendet, 
um eine Orientierung für das allgemeine Niveau der 
Agrarpreise zu finden. Auf diese Weise hat sie den 
inneren Zusammenhang zwischen Preispolitik einer- 
seits und Struktur- und Sozialpolitik in der Land- 
wirtschaft andererseits, wie er durch die Ratsent- 
schließung vom 25. Mai 1971 begründet worden ist, 
verwirklicht. 

Diese Methode besteht darin, daß auf der Grund- 
lage von Buchführungsergebnissen landwirtschaft- 
licher Betriebe, die bereits im Jahre 1968/69 ein ver- 
gleichbares Einkommen erzielt haben, die erforder- 
liche jährliche Preiserhöhungsrate für landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse unter Berücksichtigung der Kapi- 
talkosten, der Betriebsmittelpreisentwicklung sowie 
der Einkommensentwicklung außerhalb der Land- 
wirtschaft festgestellt wird. Dadurch soll es diesen 
Betrieben ermöglicht werden, mit den Mitteln der 
Preispolitik der allgemeinen Einkommensentwick- 
lung außerhalb der Landwirtschaft zu folgen. Es ist 
jedoch zu betonen, daß diese Methode nur Orientie- 
rungen liefern soll, nicht jedoch die politischen Ent- 
scheidungen ersetzen kann oder sollte. 

3. In seiner Stellungnahme zu den allgemeinen As- 
pekten der in Ziff. 1 genannten Preisvorschläge, die 
das Europäische Parlament ohne Gegenstimmen am 
18. November 1971 verabschiedet hat (PE 28 419 
endg. vom 15. November 1971), sind insbesondere 
zwei Aspekte von Bedeutung: die von der Kom- 
mission angewandte Konzeption und die Frage des 
Nachholbedarfs der Agrarpreise. 


4. Was die Konzeption anbelangt, so hat das Euro- 
päische Parlament der Objektivierung der Preis- 
politik, die durch die Methode der Kommission an- 
gestrebt wird, ausdrücklich zugestimmt (Ziff. 52). 

Auch der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat in 
seiner Stellungnahme diese objektivierte Methode 
nachdrücklich begrüßt (Ziff. 11 und 15 des Dok. CES 
624/71 vom 28. Oktober 1971). 

5. Hinsichtlich des Niveaus der für 1972/73 festzu- 
legenden Preise formulierte das Europäische Parla- 
ment seine Stellungnahme wie folgt: 

„Das Europäische Parlament . . . 

59. gelangt auf Grund der hier getroffenen Fest- 
stellungen zu der Schlußfolgerung, daß die 
durchschnittliche Erhöhung des Preisniveaus für 
das Jahr 1972/73 8 v. H. betragen muß, wodurch 
davon auszugehen ist, daß diese Erhöhung der 
Preise für die einzelnen Erzeugnisse je nach der 
Marktlage differenziert werden muß;". 

Bei dieser Stellungnahme ging das Europäische Par- 
lament insbesondere davon aus, daß der seit dem 
Wirtschaftsjahr 1968/69 eingetretene Preisrückstand 
für Agrarprodukte gegenüber der Preis- und Ein- 
kommensentwicklung in der übrigen Wirtschaft auf- 
geholt werden muß. Tempo und Methode für das 
Aufholen des Rückstands sollen dabei von der 
Marktlage bestimmt werden (Ziff. 58). 

6. Auch der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat 
in seiner Stellungnahme auf der vollständigen Ein- 
holung dieses Rückstandes bestanden und eine ge- 
nerelle Erhöhung der Agrarpreise im Wirtschafts- 
jahr 1972/73 von 9,5-10,5 v. H. gefordert, wobei 
diese Erhöhung auf mehrere Jahre, nach Möglichkeit 
zwei, verteilt werden sollte (Ziff. 27). 

7. Der Ausschuß der berufsständischen landwirt- 
schaftlichen Organisationen der EWG hat gleichfalls 
gefordert, daß bei der Bestimmung der Agrarpreise 
für das Wirtschaftsjahr 1972/73 dem Nachholbedarf, 
der eingetreten ist, in der Erhöhung dieser Preise 
Rechnung zu tragen ist. Der Ausschuß fordert eine 
generelle Erhöhung der Preise für landwirtschaft- 
liche Produkte in einer Größenordnung von 11-12 
V. H., die unterschiedlich nach Erzeugnissen den Er- 
zeugern zugute kommen soll. 

8. Die Kommission stellt fest, daß die zu den Preis- 
vorschlägen bisher konsultierten in Ziff. 5 und 6 er- 
wähnten Organe der Gemeinschaft den eindeutigen 
politischen und wirtschaftlichen Wollen zum. Aus- 
druck gebracht haben, daß der seit 1968/69 einge- 
tretene Preisrückstand für landwirtschaftliche Er* 
Zeugnisse eingeholt werden muß. 


Ü Dok. KOM(71) 650 endg. vom 16. Juni 1971 
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Die Kommission hatte in ihren Vorschlägen ledig- 
lich die Preiserhöhungsrate berücksichtigt, die auf 
den Jahreszeitraum 1971/72 - 1972/73 entfiel. Der in 
dem Zeitraum 1968/69 - 1970/71 aufgelaufene Nach- 
holbedarf ist also nicht berücksichtigt worden. 

9. Die Kommission ist zu der Schlußfolgerung ge- 
langt, daß die Gesamtheit der Faktoren, die das Ein- 
kommen der Landwirte beeinflußt, berücksichtigt 
werden muß und daß dementsprechend das Niveau 
der Agrarpreise für das Wirtschaftsjahr 1972/73 im 
Mittel um etwa 8 v. H. angehoben werden muß, um 
einerseits der konjunkturellen Lage und der Ent- 
wicklung der Preise in der Gemeinschaft Rechnung 
zu tragen sowie andererseits unter Berücksichtigung 
der Tatsache, daß der Rat das allgemeine Agrar- 
preisniveau für das Wirtschaftsjahr 1971/72 bereits 
um etwa 3 v. H. angehoben hat. 

Die Änderung der Haltung der Kommission gründet 
sich auf die zurückliegende wirtschaftliche Entwick- 
lung und auf die inzwischen eingetretene Entspan- 
nung auf den wichtigsten Agrarmärkten, wie insbe- 
sondere dem Markt für Milch und Milcherzeugnisse. 
Gestützt auf Artikel 149 Absatz 2 des EWG-Vertrags 
legt die Kommission hiermit die entsprechenden 
Änderungsvorschläge zu ihren Preisvorschlägen vom 
Juni 1971 vor. 

10. Diese allgemeine Anhebung des Agrarpreis- 
niveaiis bedeutet jedoch nicht eine lineare An- 
passung aller Preise um den gleichen Wert. Wie es 
die Kommission bereits bei ihren Vorschlägen vom 
Juni 1971 zum Ausdruck gebracht hat und wie es das 
Europäische Parlament (Ziff. 59) als auch der Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß (Ziff. 27) gleichfalls in 
ihren Stellungnahmen unterstreichen, muß die Er- 
höhung der Preise für die einzelnen Erzeugnisse je 
nach der Marktlage differenziert werden. Diese Dif- 
ferenzierung kann auch darin bestehen, daß in be- 
sonders gelagerten Fällen die für erforderlich ge- 
achtete Preiserhöhung auf die Wirtschaftsjahre 1972/ 
73 und 1973/74 aufgeteilt wird (Getreide, Rind- 
fleisch). In den Fällen, in denen Preise für das Wirt- 
schaftsjahr 1973/74 bereits auf der Grundlage der 
hier vorgelegten Vorschläge festgelegt werden, ver- 
steht es sich von selbst, daß diese Preise nicht der 
Überprüfung entzogen werden, die im Rahmen der 
allgemeinen Festsetzung der Agrarpreise für das 
Wirtschaftsjahr 1973/74 stattfindet. 

In Anwendung dieses Grundsatzes und unter be- 
sonderer Berücksichtigung der Einkommenslage der 
Milch- und Rindfleischerzeuger in weiten Gebieten 
der Gemeinschaft hält es die Kommission nach wie 
vor für erforderlich, und so wie es schon vorher zum 
Ausdruck gebracht hat, daß diese Preise um einen 
höheren Salz angehoben werden müssen, als die der 
pflanzlichen Produkte. 

11. Wenn auch eine Gesamtentscheidung über die 
bisherigen Vorschläge bisher nicht erfolgt ist, was 
hauptsächlich auf die Unsicherheit auf dem Wäh- 
rungsgebiet zurückzuführen ist, so mußten jedoch 


bereits vom Rat die Preise für Olivenöl, Schweine- 
fleisch und Wein festgelegt werden, weil andern- 
falls eine juristische Lücke entstanden wäre. Die 
Wirtschaftsjahre für die Preise dieser Erzeugnisse 
haben nämlich bereits im Laufe des Jahres 1971 be- 
gonnen. 

Angesichts der bisher praktisch jedes Jahr aufge- 
tretenen Schwierigkeiten mit der Preisfestsetzung für 
diese Erzeugnisse hält die Kommission es für erfor- 
derlich, zugleich mit den Änderungsvorschlägen für 
die Produkte, für die der Rat bisher keine Entschei- 
dung getroffen hat, neue Preisvorschläge für Oliven- 
öl, Schweinefleisch und Wein vorzulegen. Das Wirt- 
schaftsjahr, für das die Anwendung dieser Preise 
vorgesehen ist, beginnt im Laufe des Kalenderjahres 
1972. 

In diesem Zusammenhang legt die Kommission auch 
einen Vorschlag für die Erzeugerbeihilfe für Baum- 
wollsaat vor. 

Die Kommission beabsichtigt, diese so vollzogene 
Zusammenfassung, die sich auf die gemeinsame 
Preisfestsetzung für alle Erzeugnisse, die im Laufe 
desselben Kalenderjahres geerntet oder hauptsäch- 
lich produziert werden, auch in der Zukunft beizu- 
behalten. 

12. Angesichts der Tatsache, daß der Rindfleisch- 
markt noch immer im Zustand eines unveränderli- 
chen Netto-Einfuhrbedarfs verbleibt, schlägt die 
Kommission eine Prämienregelung vor, um die Rind- 
fleischproduktion anzuregen. Unter demselben Ge- 
sichtspunkt scheint es ihr gleichfalls erforderlich, 
die Einfuhren von jungen Rindern und Kälbern aus 
Drittländern zu erleichtern. Diese Maßnahme sollte 
zu einer besseren Versorgung der Gemeinschaft mit 
Mastkälbern führen und könnte eine Dämpfung des 
Preisauftriebs für diese Kategorie von Rindern füh- 
ren. 

Die vorliegenden Vorschläge betreffen nicht die 
Preise für Obst und Gemüse im Wirtschaftsjahr 
1972/73. Die Kommission wird dafür Sorge tragen, 
daß das Mittel der Preiserhöhung, die vom Rat für 
die anderen landwirtschaftlichen Erzeugnisse für das 
Wirtschaftsjahr 1972/73 beschlossen wird, eine all- 
gemeine Ausrichtung für die Preise für Obst und 
Gemüse, die später vorgeschlagen werden, darstellt. 

b) Ursprüngliche Vorschläge 

13. (1) Die nachfolgende Begründung der Preisvor- 
schläge der Kommission enthält bezüglich der allge- 
meinen Beurteilungsmaßstäbe für die Gemeinsame 
Preispolitik und gestützt auf die Analysen im 
Bericht über „Die Lage der Landwirtschaft", der zu- 
gleich mit vorgelegt wird, im wesentlichen die fol- 
genden Elemente: Bestimmungsfaktoren für die all- 
gemeine Ausrichtung der Preispolitik für landwirt- 


Ü Der nachfolgende Text entspricht wörtlich dem Text 
des Dok. KOM(71) 650 endg. S. 4-9 


4 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3150 


schaftliche Erzeugnisse im Wirtschaftsjahr 1972/73, 
Rückwirkungen auf die Festsetzung einzelner Preise, 
die sich aus markttechnischen Aspekten ergeben, die 
Schlußfolgerungen, die die Kommission aus der 
Ratsentschließung vom 25. Mai 1971 bezüglich der 
modernen Betriebe und der auf sie auszurichtenden 
Preispolitik zieht, sowie einen Hinweis auf die zu- 
künftige Preispolitik. 

14. (2) Unter Berücksichtigung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung in den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft, der davon unmittelbar beeinflußten 
wirtschaftlichen Lage der Landwirte, der Anpassung 
der Erzeugung an den Verbrauch und der durch die 
Beschlüsse des Rates vom 25. Mai 1971 gegebenen 
Orientierung für die modernen landwirtschaftlichen 
Betriebe in der Gemeinschaft gelangt die Kommis- 
sion zu der Auffassung, daß eine Anhebung des 
Agrarpreisniveaus erforderlich und möglich ist, wo- 
bei zugleich durch die Relation, in der die Preise 
einiger wichtiger Produkte festgelegt werden, eine 
den Erfordernissen des Marktes besser angepaßte 
Lage geschaffen werden sollte. 

15. (3) Was die gesamtwirtschaftliche Situation der 
Volkswirtschaften der Gemeinschaft anbelangt, so 
sind diese nach wie vor - und dies bereits seit etwa 
der zweiten Hälfte des Jahres 1969 - kräftig steigen- 
den Raten der Preise gekennzeichnet, wobei der In- 
dex der Preise des Bruttosozialprodukts im Zeit- 
raum von 1969 bis 1971 um etwa 12 v. H. gestiegen 
ist. Die Löhne haben gleichfalls umfangreiche Erhö- 
hungen erfahren, was mit der durchschnittlichen 
Lohnerhöhung in der Industrie der Gemeinschaft von 
etwa 14 V. H. im Jahre 1970 gegenüber 1969 verdeut- 
licht werden kann. Diese Steigerungsraten haben fast 
allenthalben ein besorgniserregendes Ausmaß ange- 
nommen, das bisher durch konjunkturpolitische 
Maßnahmen nicht wirksam eingedämmt werden 
konnte. Selbst wenn die zur Zeit im Gang befind- 
lichen inflationistischen Tendenzen in Kürze abge- 
baut werden könnten, so würde doch der Preisan- 
stieg für eine gewisse Zeit noch weitergehen. 

Das bedeutet für die Landwirte, für die die Mehr- 
zahl ihrer Produkte der gemeinsamen Marktorgani- 
sation mit festgelegten Stützpreisen unterworfen ist, 
ein gewisses Absinken der Kaufkraft ihrer Erzeug- 
nisse. Zugleich steigen die Einkommen außerhalb 
der Landwirtschaft nominal beträchtlich, so daß 
selbst relativ hohe Produktivitätssteigerungen in der 
Landwirtschaft bei gegebenen Agrarpreisen und bei 
im allgemeinen nur geringfügig steigenden Erzeug- 
nismengen den sich so ausweitenden Einkommens- 
rückstand nicht auszugleichen vermögen. Vielmehr 
ist anzunehmen, daß dieser in weiten Gebieten der 
Gemeinschaft und für große Bereiche der Voller- 
werbsbetriebe eher zugenommen hat. 

Angesichts des laufenden Anpassungsprozesses, dem 
die Landwirte durch die kräftige wirtschaftliche Ent- 
wicklung unterworfen sind, ist ein beträchtlicher 
Kapitalbedarf vorhanden; dieser muß zu Kapital- 


marktbedingungen befriedigt werden, die durdi 
hohe Zinssätze gekennzeichnet sind. Das stellt nicht 
nur die Möglichkeit für die Betriebe in Frage, die 
laufenden Ersatzinvestitionen vorzunehmen; mehr 
noch sind ihnen strukturelle Anpassungen aus eige- 
ner Kraft praktisch verschlossen, wenn die Liquidität 
der Betriebe in Frage gestellt ist. Und dies wird 
offensichtlich in weiten Gebieten der Gemeinschaft 
gerade bei Betrieben, die an sich entwicklungsfähig 
sind, bald der Fall sein. 

Was den strukturellen Umstellungsprozeß der Land- 
wirtschaft anbelangt, so muß dieser verstärkt wer- 
den, wie der Rat dies in seiner Entschließung vom 
25. Mai 1971 festgestellt hat; hierbei werden unter 
bestimmten Bedingungen für ausgewählte entwick- 
lungsfähige Betriebe Beihilfen vorgesehen. Dennoch 
werden auch hierbei an die eigene Finanzierungs- 
kraft dieser Unternehmen große Anforderungen ge- 
stellt, die von ihnen nur getragen werden können, 
wenn sie sich in wirtschaftlichen Verhältnissen be- 
finden, die ihnen diese Anstrengung ermöglichen. 

16. (4) In diesem Zusammenhang kommt der Frage 
nach den Erzeugnissen, für die eine Preiserhöhung 
möglich ist, sowie nach den Erhöhungen dieser 
Preise, die notwendig sind und ausreichen, denjeni- 
gen Betrieben ihre relative Einkommenslage zu 
sichern, die den Zielvorstellungen der Ratsentschei- 
dung vom 25. Mai 1971 bereits entsprechen, beson- 
dere Bedeutung zu. Denn es sind nach Ansicht der 
Kommission diese Betriebe, denen über die Preis- 
politik ein Arbeitseinkommen gesichert werden 
sollte, das dem außerlandwirtschaftlichen Einkom- 
men vergleichbar ist, wobei eine angemessene Ver- 
zinsung des investierten Kapitals, die Entwicklung 
der Preise für Betriebsmittel und die Erhöhung der 
Produktivität berücksichtigt werden müssen. 

17. (5) Diese neue Ausrichtung der Preispolitik 
reicht jedoch nicht aus, die übrigen Landwirte dem 
vom Rat in seiner Entschließung vom 25. Mai 1971 
fixierten Einkommensziel näherzubringen. Die Kom- 
mission ist daher der Auffassung, daß für Landwirte, 
die sich in einer ungünstigeren wirtschaftlichen Aus- 
gangslage befinden, ein System von Einkommens- 
hilfen eingeführt werden muß. Insoweit ihre Be- 
triebe entwicklungsfähig sind, wird ihnen durch die 
vom Rat beschlossene Investitionsbeihilfe der Weg 
erleichtert; da sie aber in der Regel nicht über eine 
ausreichende Liquidität verfügen, erscheint es erfor- 
derlich, eine degressiv gestaltete Beihilfe vorzu- 
sehen, die während der Laufzeit des Entwicklungs- 
plans gewährt wird und die eine größere Anzahl 
von Landwirten in die Lage versetzt, einen Entwick- 
lungsplan aufzustellen und durchzuführen. 

Es bleibt indessen noch immer eine Kategorie von 
Landwirten, die nicht oder nicht unmittelbar von den 
anderen Maßnahmen der Strukturpolitik (Renten, 
Prämien, Umschulungsbeihilfen) Gebrauch machen 
können und deren niedrige Einkommen durch die 
preispolitischen Maßnahmen nur unzureichend ver- 
bessert werden. Ihre Lage kann nur durch eine Ein- 
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kommenshilfe, die im übrigen vorübergehenden 
Charakter haben muß und die in der Hauptsache 
Landwirte im Alter zwischen 45 und 55 Jahren be- 
trifft, verbessert werden. Dabei muß jedoch sicher- 
gestellt werden, daß diese Beihilfe nicht den struk- 
turellen Annpassungsprozeß bremst. Dies sollte da- 
durch geschehen, daß sich die Begünstigten verpflich- 
ten, im Alter von 55 Jahren ihre landwirtschaftliche 
Tätigkeit nach den Bestimmungen der gemeinsamen 
Maßnahmen aufzugeben. 

18, (6) Was die Ausrichtung der Preispolitik anbe- 
langt, kann festgestellt werden, daß sich jährliche 
Erhöhungsraten der Agrarpreise für den Zeitraum 
von 1968/69 bis 1972 von ungefähr 2 bis 3 v. H. hät- 
ten ergeben müssen, um es den Betrieben, die den 
Zielvorslellungen der Ratsentscheidung vom 25. Mai 
1971 entsprechen, erlaubt hätten, der wirtschaftli- 
chen Entwicklung außerhalb der Landwirtschaft zu 
folgen. Diese Feststellung gründet sich auf eine 
Analyse, die von den Ergebnissen ausgeht, die sich 
auf ausgewählte Betriebsgruppen in der Gemein- 
schaft stützt und die während des Wirtschaftsjahres 
1968/69 ein Arbeitseinkommen und eine Verzinsung 
des investierten Kapitals erzielt haben, die dem ent- 
sprachen, was außerhalb der Landwirtschaft erzielt 
v/urde. 

19. (7) Entfällt; vergleiche einführenden Absatz in 
der Begründung auf Seite 4, 

20, (8) Jedoch müssen die anderen wirtschaftlichen 
Faktoren, die entweder durch die Agrarpreise beein- 
flußt werden oder diese beeinflussen, bei der Preis- 
festsetzung berücksichtigt werden. So hat die Kom- 
mission den Rückwirkungen auf den Handelsver- 
kehr mit Dritten Ländern Rechnung getragen, die 
sich aus der Festlegung der von ihr vorgeschlagenen 
Preise ergeben können. Bedeutung haben daneben 
die Preisrclationen, insbesondere im Hinblick auf 
die Anpassung der Erzeugung auf die Nachfrage. 

21. (9) Nachdem es gelungen ist, die Überschüsse 
auf Kosten außergewöhnlicher finanzieller Bean- 
spruchungen abzubauen, sind zur Zeit Sorgen wegen 
des Überschußproblems nicht gegeben. Aber solche 
Probleme können mittel- bzw. langfristig nicht aus- 
geschlossen werden. Darüber hinaus ist noch immer 
bei einer Reihe von Produkten Angebotsstruktur 
und Nachfragestruktur nicht im Einklang, v/eil die 
bestehenden Preisrelationen nicht genügend aus- 
richtend wirken. Dies gilt insbesondere für die ver- 
schiedenen Getreidearten. Diese Tatsache führt nicht 
zuletzt zu beträchtlichen Ausgaben der öffentlichen 
Hand (EAGFL), die bei besseren Preisrelationen 
vermeidbar wären. 

Ein ähnliches Problem ergibt sich für die Erzeugnisse 
der Rinderhaltung. Hier sollte sichergestellt werden, 
daß die Preisrelation zwischen Rindfleisch und Milch 
nicht unter ein Verhältnis von 7 : 1 absinkt, um nicht 
eine Umorientierung von Rindfleisch zu Milch zu 
begünstigen. 


22. (10) Außerdem legt die Kommission zum ersten 
Mal im Rahmen der jährlichen Preisfestsetzungen 
Vorschläge der Preise für Wein und Fische vor. Inso- 
weit sind alle landwirtschaftlichen Erzeugnisse, für 
die vom Rat auf Vorschlag der Kommission Preise 
jährlich festgelegt werden müssen, zusammengefaßt 
- mit Ausnahme von Obst und Gemüse. Bei den Er- 
zeugnissen dieser Gruppe verbietet es der stark 
saisonale Charakter und der im Jahresablauf unter- 
schiedliche Zeitraum der Wirksamkeit der Preise, 
sie - so wünschenswert dies auch wäre - mit in den 
Gesamtvorschlag und damit in die Gesamtentschei- 
dung über die Agrarpreise, die vor dem 1 . August 
eines jeden Jahres zu treffen ist, mit einzubeziehen. 

23. (11) Abschließend ist darauf zu verweisen, daß 
durch die Entschließung des Rates vom 25. Mai 1971 
über gemeinsame Aktionen auf dem Gebiet der 
Strukturpolitik eine Entlastung von gewissen Ziel- 
setzungen, die der Preispolitik bisher alleine zuge- 
wiesen waren, erfolgen kann. So können z. B. Maß- 
nahmen der strukturellen Anpassung des Angebots 
an die Nachfrage auch mit Mitteln der Strukturpoli- 
tik unterstützt werden. Auf diese Weise kann die 
bisher einseitig die Preispolitik belastende Berück- 
sichtigung von antagonistischen Zielen von ihr ge- 
nommen und diese somit stärker auf ihre Funktion 
zurückgeführt werden, nämlich einen wesentlichen 
Beitrag zur Sicherstellung der Einkommen der Land- 
wirte zu leisten, wobei zugleich das v/ünschenswerte 
Gleichgewicht auf den AgrarTuärkten zu sichern ist. 
Dies gilt um so mehr, je eher nicht nur die Maß- 
nahmen aufgehoben werden, die das systemgerechte 
Funktionieren der gemeinsamen Marktorganisation 
beeinträchtigen, sondern auch die Preisrelationen 
festgesetzt werden, die den ökonomischen Erforder- 
nissen der Gemeinschaft am besten entsprechen. 

B. Beurteilungsfaktoren nach Erzeugnissen 

GETREIDE 

a) Preise 

Bei Weichweizen, Gerste und Roggen kann eine 
Erhöhung von 5 bis 6 ^/o, verteilt auf zwei Wirt- 
schaftsjahre, zu einer Verbesserung und Vereinfa- 
chung der Regionalisierung der Preise und gleich- 
zeitiger genauerer Einhaltung der einschlägigen 
Vorschriften führen. 

Bei Hartweizen und Gerste soll die Preiserhöhung 
u. a. die für die Zulassung zur Intervention gefor- 
derten Qualitätskriterien, insbesondere das Eigen- 
gev/icht bei Gerste und den Prozentsatz an Körnern, 
die ihr glasiges Aussehen verloren haben, erheblich 
verbessern. 

Bei Roggen soll aufgrund der Preiserhöhung insbe- 
sondere der besondere Zuschlag für Roggen zur 
Brotherstellung aufgehoben werden. 

Ü Der vorliegende Änderungsvorschlag erweitert diese 
Altersklasse auf 40 bis 55 Jahre. 
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Die vorgeschlagenen Preiserhöhungen ermöglichen 
es, die abgeleiteten Interventionspreise zu überprü- 
fen und zu korrigieren, ohne daß die Änderungen 
zu regionalen Preisen führen, die unter den zur Zeit 
geltenden Preisen liegen. 

Die vorgeschlagenen Preiserhöhungen würden auf 
die Wirtschaftsjahre 1972/73 und 1973/74 verteilt 
werden; im Wirtschaftsjahr 1972/73 wären sie höher, 
um dadurch die Preise der gegenwärtigen Konjunk- 
tur anzugleichen und soweit wie möglich die durch 
diese Konjunktur hervorgerufene Erhöhung zu ver- 
teilen. Obvv^ohl die Preise für das Wirtschaftsjahr 
1973/74 festgesetzt werden, sind sie daher bei der 
aJlgcraeinen Festsetzung der Agiarpieisc für dieses 
Wirtschaftsjahr anzupassen. 

Bei Mais, der im Hinblick auf seinen Nährwert zur 
Zeit verglichen mit den übrigen Futtergetreidearten 
ein schlechtes Preisverhältnis aufweist, empfiehlt es 
sich, den Richtpreis von 96,90 auf 101,30 RE/t (d. h. 
um 4,40 RE/t) für das Wirtschaftsjahr 1972/73 zu 
erhöhen, um ihn auf einen Stand zu bringen, der sich 


dem von Gerste und Roggen nähert. Für das Wirt- 
schaftsjahr 1973/74 würde der Richtpreis auf 104,20 
RE/t und für das Wirtschaftsjahr 1974/75 auf 106,50 
RE/t angehoben, so daß es zu diesem Zeitpunkt nur 
noch einen einzigen Preis für Futtergetreide geben 
würde. Durch diese Erhöhung soll ein ausgewogene- 
res Gleichgewicht zwischen den Futtergetreidearten 
hergestellt werden. 

Aus dem folgenden Schema sind die Preisvorschläge 
für das Wirtschaftsjahr 1972/73 sowie für das Wirt- 
schaftsjahr 1973/74 der von der für 1972/73 vorge- 
sehenen Erhöhung nicht erfaßte Anhebungsanteil 
ersichtlich. 

Der Interventionszeitraum würde zum gleichen Zeit- 
punkt beginnen, an dem die erste monatliche Er- 
höhung für jede Getreideart anwendbar würde. Ein 
entsprechender Änderungsvorschlag der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG wird hierzu vorgelegt. 


P Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 





Erhöhung der Preise j 


1971/72 

1972/73 

Insgesamt 

Auf ge teil 

t wie folgt: 






1972/73 

1973/74 




in 'Vo 

in RE 

in ^/o 

in RE 

in 'Vo 

in RE 

Weichweizen 









Richtpreis 

109,44 

113,80 

5,0 

5,46 

4.0 

4,36 

LO 

1,10 

Interventionspreis 

100,72 

104,20 

4,6 

4,58 

3,5 

3,48 

1,1 

1,10 

Unterschied 

8,72 

9,60 







Roggen 









Richtpreis 

100,42 

104,50 

6,0 

6,08 

4,0 

4,08 

2.0 

2,0 

Interventionspreis 

92,82 

95,50 

5,0 

4,68 

2,9 

2,68 

2,1 

2,0 

Unterschied 

7,60 

9,00 j 







Gerste 









Richtpreis 

100,21 

104,50 

6,3 

6,28 

4,3 

4,28 

2.0 

2,0 

Interventionspreis 

92,02 

95,50 

6,0 

5,43 

3,8 

3,48 

2,2 

1,95 

Unterschied 

8,19 

9,00 







Mais 









Richtpreis 

96,90 

101,30 

7.5 

7,30 

4, -5 

4,40 

3,0 

2,90 

Hartweizen 









Richtpreis 

127,50 

132,60 

5,0 

6,40 

4,0 

5,10 

1,0 

1,30 

Garantierter 









Mindestpreis 

147,90 

153,80 

5,0 

7,40 

4,0 

5,90 

1,0 

1,50 


b) Einfuhren von Futtergetreide in Italien 

Um den Wechsel vom Übergangssystem zum end- 
gültigen System zu erleichtern, hat es sich als not- 
wendig herausgestellt, eine stufenweise Regelung 
einzuführen, um den Wegfall der Ausnahmerege- 
lung für die Einfuhren von Futtergetreide aus dritten 
Ländern nach Italien reibungsloser zu gestalten. 

Es erscheint daher gerechtfertigt, in abnehmendem 
Rhythmus die bisherige Regelung noch zu ver- 
längern, die darauf hinzielt, die Auswirkung des 


Systems der gemeinsamen Preise in Italien zu ver- 
ringern, um die in diesem Land erhöhten Hafen- 
kosten in Erwartung der notwendigen Anpassung 
auszugleichen. Dies ist der Grund für den vorge- 
schlagenen stufenweise zunehmenden Abbau der 
Verringerung der Abschöpfung bei Einfuhren von 
Futtergetreide nach Italien anstelle des Wegfalles 
der bisherigen Ausnahmeregelung. 

-) Artikel 23 der Verordnung Nr. 120/67/EWG - Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 vom 
19. Juni 1967, S. 2269 
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Diese Verringerung wird auf 7,50 RE/t für 1972/73 
festgesetzt. 

Für die folgenden Wirtschaftsjahre wird der Rat, auf 
Vorschlag der Kommission, den Betrag der Ab- 
schöpfungsverringerung zusammen mit den Preisen 
für das jeweilige Wirtschaftsjahr festsetzen. 

REIS 

Für die Wirtschaftsjahre 1968/69, 1969/70 und 1970/71 
war der Richtpreis für geschälten Reis bei 18,97 RE 
je 100 kg verblieben. Für das Wirtschaftsjahr 1971/72 
ist der Richtpreis nun auf 20,20 RE je 100 kg festge- 
setzt worden. Diese Erhöhung war einerseits durch 
die Notwendigkeit, den Unterschied zwischen dem 
Interventionspreis für Rohreis und dem gedachten 
Richtpreis für Rohreis im Erzeugungsgebiet zu ver- 
bessern und andererseits aus technischen und markt- 
bedingten Gründen (Bearbeitungs- und Transport- 
kosten usw.) gerechtfertigt. 


In Anbetracht der seit 1968/69 eingetretenen Er- 
höhung der Preise und Einkommen im allgemeinen 
und der landwirtschaftlichen Produktionskosten im 
besonderen ist eine 4,7prozentige Erhöhung des 
Richtpreises gerechtfertigt. Diese Erhöhung wirkt 
sich auf den dem Erzeuger garantierten Interven- 
tionspreis für Rohreis aus. Der vorgeschlagene Richt- 
preis beträgt 21,15 RE/100 kg. 

Die technischen Kosten, die zur Festsetzung des 
Richtpreises für das Wirtschaftsjahr 1972/73 dienen, 
tragen nur einem Teil der Erhöhungen der Industrie- 
kosten Rechnung, um eine zu starke Steigerung auf 
der Verbraucherebene zu vermeiden, ohne der Ent- 
wicklung des innergemeinschaftlichen Handels wirk- 
lich zu schaden. Es wäre jedoch angebracht, die ge- 
samten Kosten für das Wirtschaftsjahr 1973/74 zu 
berücksichtigen. 

Die folgende Darstellung zeigt, ausgehend vom In- 
terventionspreis, die verschiedenen Bestandteile, die 
den Richtpreis für geschälten Reis bilden: 


UC/RE/IQQ kg 



Campagnes 
Wirtschaftsjahre | 


1971/72 

1972/73 

Prix indicatif du riz decortique ä Duisbourg 

Richtpreis für geschälten Reis in Duisburg 

20,200 

21,150 

Diminution d'une part de la preference EAMA/PTOM 

Verminderung um einen Teil der Präferenz AASM/ÜLG 

0,150 

0,150 

Prix indicatif du riz decortique ä Duisbourg, sans preference EAMA/PTOM 
Richtpreis für geschälten Reis in Duisburg, ohne Präferenz AASM/ÜLG 

20,050 

21,000 

Transport Vercelli-Duisburg 

1,402 

1,402 

Prix du riz decortique ä Vercelli 

Preis für geschälten Reis in Vercelli 

18,648 

19,598 

Conversion de riz decortique en riz paddy (125/100) 

Umrechnung von geschältem in Rohreis (125/100) 

14,918 

15,678 

Frais de decorticage par 100 kg de riz paddy 

Schälkosten je 100 kg Rohreis 

1,512 

1,700 

Valeur des sous-produits 

Wert der Nebenerzeugnisse 

_ 

_ 

Prix indicatif theorique du riz paddy ä Vercelli 

Theoretischer Richtpreis für Rohreis in Vercelli 

13,406 

13,978 

Marge de 

Spanne von ‘ 

0,938 

0,978 

Prix d'intervention du riz paddy ä Vercelli 

Interventionspreis für Rohreis in Vercelli 

12,468 

13,000 

Prix d'intervention arrondi 

Gerundeter Interventionspreis 

12,500 

13,000 
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ZUCKER 

Der Interventionspreis für Weißzucker wurde, insbe- 
sondere zur Berücksichtigung der Kostensteigerung 
bei der Verarbeitung von Zuckerrüben zu Zucker, mit 
Wirksamwerden vom Beginn des Zuckerwirtschafts- 
jahres 1971/1972 an, von 21,73 auf 22,61 RE/100 kg 
erhöht. 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben ist seit dem In- 
krafttreten der gemeinsamen Organisation der 
Märkte auf dem Ziickersektor am 1. Juli 1963 unver- 
ändert geblieben. Die festgestellte Erhöhung der 
Produktionskosten spricht für eine Anpassung des 
Zuckerrübenpreises. Jedoch führt der gegenv/ärtige 
Zuckerrübenpreis im allgemeinen zu höheren Er- 
lösen als sie aus anderen landwirtschaftlichen Er- 
zGugungssektoren zu erzielen sind. Mit Rücksicht 
auf die strukturelle Überschußsituation bei Zucker 
in der Gemeinschaft ist überdies die Verfolgung 
einer vorsichtigen Preispolitik gefordert. Eine An- 
passung des Zuckerrübenpreises kann nur in dem 
Maße in Erwägung gezogen werden, solange sie 
nicht zu einer Ausweitung der Rübenanbauflächen 
in der Gemeinschaft führt. Dementsprechend wird 
vorgeschlagen, den Zuckerrübenpreis für die Erzeu- 
gung im Rahmen der Grundquoten geringfügig von 
17,00 auf 17,50 RE je Tonne zu erhöhen. Der Preis 
für Zuckerrüben, die oberhalb der Grundquote er- 
zeugt werden, ist im gleichen Verhältnis zu erhöhen, 
wie es für die Erzeugung innerhalb der Grundquoten 
vorgeschlagen wurde. 

Außerdem ist es angebracht, die Kostenerhöhungen 
bei der Zuckerfabrikation zu berücksichtigen, insbe- 
sondere die der Transportkosten für Zuckerrüben. 

Unter diesen Voraussetzungen beläuft sich der neue 
Interventionspreis auf 23,20 Rechnungseinheiten je 
100 Kilogramm. 

Unter Berücksichtigung einerseits der Produktions- 
entwicklung unter dem Aspekt der Spezialisierung 
und andererseits der Absatzmöglichkeiten ist es an- 
gebracht, die Höchstquoten auf ihrer gegenwärtigen 
Höhe zu belassen. 

OLIVENÖL 

Um sicherzustellen, daß die Festsetzung der Preise 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse, die das Einkom- 
men der Erzeuger bestimmen, auf der Basis gleicher 
Kriterien der gemeinsamen Politik erfolgt, ist es an- 
gebracht, den Preis, der für das Einkommen der 
Olivenölerzeuger ausschlaggebend ist, gemäß dem 
Antrag des Europäischen Parlaments, für jedes Wirt- 
schaftsjahr zum gleichen Zeitpunkt festzusetzen ist, 
an dem auch die Preise für die anderen landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse festgesetzt werden. 

Der vorliegende Vorschlag bezieht sich daher auf 
den Erzeugerrichtpreis für Olivenöl im Wirtschafts- 
jahr 1972/73. Die anderen Preise und insbesondere 
der Marktpreis haben die Preise der konkurrie- 


renden Erzeugnisse und besonders deren Entwick- 
lungsaussichten zu berücksichtigen. Es ist daher not- 
wendig, sie so nahe wie möglich am Beginn des 
Wirtschaftsjahres festzulegen. Unter diesen Be- 
dingungen werden sie im Rahmen der nächsten 
Agrarpreisvorschläge vorgelegt. 

Die augenblickliche Situation rechtfertigt eine Preis- 
erhöhung. Eine Erhöhung um 6 v. H. erscheint ange- 
messen. Dies wird keine Auswirkung auf die Höhe 
der Olivenölerzeugung haben. 

ÖLSAATEN 

1. Unter Berücksichtigung der allgemeinen Ten- 
denz der Preisvorschläge für die Agrarerzeugnisse 
im V/irtschaftsjahr 1972/73 dürfte eine Erhöhung der 
Rieht- und Interventionspreise für Raps- und Rüben- 
samen sowie für Sonnenblumenkerne um 4 v. H. die 
Notwendigkeit, in der Gemeinschaft das erforder- 
liche Produktionsvolumen aufrechtzuerhalten, nicht 
in Frage stellen. 

Die Kommission sieht augenblicklich keine Gründe, 
ihre Vorschläge hinsichtlich der Abschaffung der 
Zusatzbeihilfe und der Abänderung der Regionali- 
sierung der Preise für Ölsaaten zu revidieren. 

2. Für Baumwollsaaten hat der Rat zum ersten Mal 
für das Wirtschaftsjahr 1971/72 eine pauschale Bei- 
hilfe pro Hektar festgesetzt. Seit der Festsetzung 
dieser Beihilfe stehen keine neuen Elnterlagen über 
die wirtschaftliche Entwicklung zur Verfügung. 

Um eine gewisse Beziehung zwischen dem Einkom- 
men der Erzeuger dieser Saaten und demjenigen der 
Erzeuger von Konkurrenzerzeugnissen herzustellen, 
ist es unter Berücksichtigung der augenblicklichen 
Situation auf dem Weltmarkt angebracht, das Er- 
zeugereinkommen um 5 V. H. anzuheben. Dies kann 
durch eine Erhöhung der Beihilfe für Baumwollsaa- 
ten von 10 Rechnungseinheiten pro Hektar erreicht 
werden. 

FLACHS UND HANF 

Unter Berücksichtigung der allgemeinen Tendenz der 
Preisvorschläge für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
scheint eine Erhöhung des Einkommens der Flachs- 
erzeuger um 5 V. H. gerechtfertigt. Eine solche Er- 
höhung dürfte das Gleichgewicht zwischen dem für 
die Gemeinschaft erforderlichen Produktionsumfang 
und den Absatzmöglichkeiten für die Erzeugung 
nicht beeinträchtigen. 

Unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Ent- 
wicklung der Flachspreise kann die gewünschte Er- 
höhung verwirklicht werden, indem die Beihilfe für 
Flachs um 25 Rechnungseinheiten pro Hektar ange- 
hoben wird. 

Was den Hanf anbetrifft, so ist es noch nicht mög- 
lich vorauszusehen, welche Entwicklung diese Kultur 
nehmen wird. 
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Eine Erhöhung der Beihilfe um 25 Rechnungsein- 
heiten für dieses Erzeugnis entspricht im ganzen der 
hier dargelegten Schätzung der vorgeschlagenen all- 
gemeinen Erhöhung der Agrarpreise. 

MILCH 

Der geänderte Vorschlag sieht vor, für das Milch- 
wirtschaftsjahr 1972/73 den Richtpreis für Milch 
um 8 V. H. von 10,90 auf 11,77 RE je 100 kg zu er- 
höhen. 

Da der Je-Kopf-Verbrauch von Butter zu Marktprei- 
sen 1971 weiterhin rückläufig ist, hält es die Kom- 
mission nicht für angebracht, den Interventionspreis 
für Butter wiederum zu ändern. Sie schlägt deshalb 
erneut vor, die Erhöhung des Richtpreises allein auf 
den Interventionspreis für Magermilchpulver zu 
übertragen. 


Um als Folge der vorgeschlagenen Preisänderungen 
eine erhebliche Erhöhung der Ausgaben des EAGFL, 
Abt. Garantie, zu vermeiden, wird vorgeschlagen, 
die Beihilfe für Magermilchpulver unverändert fest- 
zusetzen. Dagegen sollte die Beihilfe für flüssige 
Magermilch für Futterzwecke in Übereinstimmung 
mit dem Vorschlag der Kommission vom 8. Oktober 
1971 so festgelegt werden, daß sie der Beihilfe für 
Magermilchpulver entspricht. 

Bei dieser Gelegenheit muß daran erinnert werden, 
daß der Marktpreis für Magermilchpulver zur Zeit 
ein solches Niveau erreicht hat, daß die vorgeschla- 
gene Erhöhung des Interventionspreises für dieses 
Produkt nicht zu einer empfindlichen Störung führen 
dürfte. 

Der Richtpreis, die Interventionspreise und die Bei- 
hilfen müssen deshalb für 1972/73 wie folgt festge- 
setzt werden: 


Preise 

Milchwirtschaftsjahr 

1971/72 1 1972/73 

RE/ 100 kg 

Richtpreis 

10,90 

11,77 

Interventionspreis Butter 

178,00 

178,00 

Interventionspreis Magermilchpulver 

47,00 

56,57 

Interventionspreis Grana - 30-60 Tage 

132,05 

143,80 

Interventionspreis Grana - 6 Monate 

156,60 

169,20 

Interventionspreis Parmesan 

171,00 

183,60 

Beihilfe für Magermilchpulver 

13,00 

13,00 

Beihilfe für flüssige Magermilch 

1,65 

1,18 


Die Kommission schlägt dem Rat weiterhin vor, die 
Auswirkungen der Änderungen beim Richtpreis und 
beim Interventionspreis für Magermilchpulver auf 
die gegenwärtig gültigen Schwellenpreise zu über- 
tragen und dabei für die betreffenden Käsesorten 
die im GATT vereinbarten Bindungen zu berück- 
sichtigen. 

RINDFLEISCH 
a) Orientierungspreis 

Nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Rindfleisch wird 
für jedes Wirtschaftsjahr ein Orientierungspreis für 
Kälber und ein Orientierungspreis für ausge- 
wachsene Rinder festgesetzt. Nach Artikel 4 dieser 
Verordnung beginnt das Wirtschaftsjahr am ersten 
Montag des Monats April. 

Mit diesem Verordnungsentwurf sollen dem Rat die 
im Wirtschaftsjahr 1972/73 geltenden Orientierungs- 
preise für Kälber und die in den Wirtschaftsjahren 
1972/73 und 1973/74 geltenden Orientierungspreise 
für ausgewachsene Rinder im Hinblick auf ihre Ge- 
nehmigung unterbreitet werden. 


Die vorgeschlagene Preiserhöhung für das Wirt- 
schaftsjahr 1973/74 enthält den Anhebungsanteil, der 
aus marktimmanenten Gründen bei der Preiserhö- 
hung für das Wirtschaftsjahr 1972/73 nicht berück- 
sichtigt wurde. Daher kann dieser Preis im Rahmen 
der allgemeinen Festsetzung der Agrarpreise für das 
Wirtschaftsjahr 1973/74 angepaßt werden. Dies er- 
m.öglicht es, den Erzeugern schon jetzt die Höhe der 
Orientierungspreise für ausgewachsene Rinder für 
das Wirtschaftsjahr 1973/74 mitzuteilen und somit 
ihre Produktion besser auszurichten. 

In der Verordnung (EWG) Nr. 672/71 des Rates vom 
30. März 1971 wurde der Orientierungspreis für aus- 
gewachsene Rinder für das Wirtschaftsjahr 1972/73 
auf 75 RE/100 kg Lebendgewicht festgesetzt, d. h., er 
liegt um 4 v. H. über den Orientierungspreisen für 
das gegenwärtige Wirtschaftsjahr. 

Da die Kommission vorschlägt, den Richtpreis für 
Milch für das Wirtschaftsjahr 1972/73 um 8 v. H. 
zu erhöhen, ist die in der Verordnung (EWG) 
Nr. 672/71 vorgesehene Anhebung um 4 v. H. unzu- 
reichend. Es wird daher vorgesdilagen, den Orien- 


1) Dok. KOM(71) 1109 endg. 
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lierungspreis für ausgewachsene Rinder für das 
Wirtschaftsjahr 1972/73 um 9 v. H. heraufzusetzen; 
diese 9 v. H. setzen sich wie folgt zusammen; 8 v. H. 
entsprechen der vorgeschlagenen Erhöhung des 
Milchpreises, und 1 v. H. ist notwendig, um die 
Änderung der Liste der repräsentativen Märkte und 
der V’/ägungskoeffizienten in den Mitgliedstaaten, 
in denen diese Änderungen technisch gerechtfertigt 
sind, zu vervollständigen. 

Zusammenfassend schlägt die Kommission vor, den 
Pv.ichtpreis für ausgewachsene Rinder für das Wirt- 
schaftsjahr 1972/73 auf 78,50 RE/ 100 kg Lebendge- 
wicht festzusetzen. 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/74 schlägt die Kom- 
mission vor, diesen Preis schon jetzt auf 81,50 RE/ 
100 kg Lebendgewicht festzusetzen. Dieser letztge- 
nannte Preis ist gleich dem Preis für das Wirtschafts- 
jahr 1972/73, zuzüglich der Auswirkung einer Er- 
höhung des gegenwärtigen Preises um 4 v. H. 

Der frühere Vorschlag der Kommission ging dahin, 
den Orientierungspreis für Kälber für das Wirt- 
schaftjahr 1972, 73 auf 95 RE,' 100 kg Lebendgewicht 
festzu setzen, was gemessen am Orientierungspreis 
für ausgewachsene Rinder in Höhe von 77,25 RE 
einen Koeffizienten von 1,23 ausmachte. Wendet 
man diesen letztgenannten Koeffizienten auf den 
für das Wirtschaftsjahr 1972/73 vorgeschlagenen 
Orientierungspreis für ausgewachsene Rinder an, 
so erhalt man für Kälber den Preis von 96,50 RE/ 
100 kg Lebendgewicht, den die Kommission für das 
nächste Wirtschaftsjahr vorschlägt. 

h) Prärnienregeluiig zur Förderung der Rindfleisch- 
erzeugung 

l. Das Rindileischdefizit der Gemeinschaft, das 
1970 und 1971 bei rund 520 000 t lag, dürfte 1972 
()0Ü 000 t erreichen, was gemessen an jedem der 
beiden Vorjahre einen Anstieg um 14 v. H. aus- 
macht. Eine Prüfung der 1970 und 1971 in der Ge- 
meinschaft durchgeführten Viehzählungen zeigt, 
daß sich die Zahl der Kühe und der Färsen von 
weniger als einem Jahr in allen Miigliodstaaten 
verringert. Es ist somit ein sehr spürbarer Rück- 
gang des Rinderbestandes festzustellen. 

Diese Analyse wird durch die Studien der FAO 
und der OECD bestätigt; die Lage in der Gemein- 
schaft ist nur das Abbild einer weltweiten Situa- 
lion. die durch einen Rindfleischmangel gekenn- 
zeichnet wird, der sich in den nächsten Jahren 
noch unaufhörlich erhöhen wird. 

So sind die osteuropäischen Länder, die bis 1969 
eine wichtige Versorgungsquelle der Gemein- 
schaft dargestellt hatten, in den meisten Fällen 
zu Gefrierfleischim.porteuren geworden, was zu 
einer Verteuerung dieses Erzeugnisses beigetra- 
gen hat, denn sein Preis hat sich auf den latein- 
amerikanischen Märkten innerhalb von 18 Mona- 
ten verdoppelt. 


In den nächsten drei Jahren ist die Gemeinschaft 
daher vor allem auf sich selbst angewiesen, um 
ihr Defizit zu verringern, und daran wird auch 
der Beitritt von vier neuen Mitgliedern im Jahre 
1973 nichts ändern. 

Die Kommission schlägt vor, den Orientierungs- 
preis für ausgewachsene Rinder für das Wirt- 
schaftsjahr 1972/1973 um 9 v. H. heraufzusetzen, 
was in etwa dem 1971 festgestellten Anstieg der 
Marktpreise entspricht. Diese Erhöhung um 
9 V. H., die von der gleichen Größenordnung ist 
wJe die für die Milcberz.engnisse vorgeschlagene 
Erhöhung, wird der Rindfleischerzeugung keinen 
ausreichenden Anreiz bieten, aber einer noch 
stärkeren Heraufsetzung stünde eine doppelte 
Schwierigkeit entgegen; erstens wäre es unöko- 
nomisch, Interventionen in einer Überbrückungs- 
zeit vorzunchmen, in der die Preise wegen der 
saisonalen Staffelung der Produktion am höch- 
sten sind, und zweitens geht der Verbrauch 
zurück, wenn die Preise ein vom Verbraucher als 
zu hoch angesehenes Niveau erreichen. 

Daher ist die Kommission der Ansicht, daß ein 
Anreiz zur Rindfleischerzeugung nur durch die 
Einführung einer Prämienregelung gegeben wer- 
den kann, die es den leistungsfähigen Landwirten 
ormiöglicht, die zur Steigerung ihrer Produktion 
notwendigen Investitionen ohne Einkommens- 
einbußen zu tätigen. 

2. Der vorliegende Verordnungsentwurf, der die 
Rindfleischerzeugung fördern soll, trägt nicht nur 
der einschlägigen Erfahrung der Kornmissions- 
dienststellcn, sondern auch den Beratungen des 
Rates Rechnung, die seit 1969 anläßlich der Fest- 
setzung der Orientierungspreise und bei der 
Prüfung des von der Kommission dem Rat im 
Juli 1971 unterbreiteten Berichts über das Ergeb- 
nis der Aktion im Rahmen der Verordnung (EWG) 
Nr. 1975/'69 des Rates vom 8. Oktober 1969 über 
die Einführung einer Prämienregelung für die 
Nichtvermarktung von Milch und Milcherzeug- 
nis.sen stattfanden. 

3. Der vorliegende Entv/urf hat folgende Haupt- 
merkmale: 

“ - Der Prämienempfänger wird nicht verpflichtet, 
keine Milch mehr zu liefern. 

— Die Prämien zur Förderung der Rindfleisch- 
erzeiigung werden den Landwirten vorbe- 
haPen, die einzeln oder in Zusammenschlüssen 
anfangs mindestens 30 Großrindereinheiten, 
davon 20 Kühe, besitzen. 

Die Erfahrung, von der unter Ziffer 2 die 
Rede ist, hat gezeigt, daß die Produktion von 
Fleisch ausgewachsener Rinder nur gefördert 
werden kann, wenn eine ausreichend große 
Betriebsfläche vorhanden ist. Daher betrach- 
ten die Landwirte, deren anfänglicher Be- 
stand an Milchkühen weniger als 20 Kühe 
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umfaßt, in fast allen Fällen die Rindfleisch- 
erzeugung als eine Nebentätigkeit zur besse- 
ren Nutzung einer Reihe von Grünlandflä- 
chen, die nur schwer ertragsfähig zu gestalten 
sind. 

— Die Schwelle von 30 Großrindereinheiten ent- 
spricht in der Regel 30 ha. Man kann davon 
ausgehen, daß die meisten Betriebe, die an 
einer vorwiegend auf die Rindfleischerzeu- 
gung ausgerichteten Produktion interessiert 
sind, eine Fläche von 30 bis 60 ha besitzen; 
aber selbst die Betriebe dieser Größe können 
ihre Ausrichtung auf die Rindfleischerzeugung 
nur durch größtmögliche Intensivierung der 
Nutzung der Grundfutterflächen wesentlich 
fördern. 

Die Betriebe, die diese Möglichkeit nicht 
haben, müssen über eine größere Fläche ver- 
fügen, um sich auf die Rindfleischerzeugung 
umzustellen. Daher wird vorgeschlagen, die 
Prämie zur Förderung der Rindfleischerzeii- 
gung nur den Landwirten zu gewähren, die 
sich verpflichten, die Zahl ihrer bisherigen 
Großrindereinheiten um mindestens 30 v. H. 
aufzustocken. In diesem Zusammenhang ist 
darauf hinzuweisen, daß der Begünstigte der 
Prämie die obengenannte Verpflichtung er- 
füllen kann, indem er entweder seine Schaf- 
herde vergrößert oder die Färsen behält, die 
innerhalb kurzer Frist nach frühzeitigem Ab- 
kalben geschlachtet würden. 

— Die Prämie beläuft sich auf 60 RE für jede 
Großrindereinheit, die der Begünstigte bei 
Beginn der Maßnahmen besitzt. Dieser Be- 
trag von 60 RE entspricht in Wirklichkeit 
einer Prämie von 200 RE für jede der Groß- 
rindereinheiten, die es ermöglichen sollen, 
die erforderliche Erhöhung des Rinderbestan- 
des um mindestens 30 v. H. zu erreichen. Für 
die Großrindereinheiten, die zusätzlich zu 
diesem Minimum von 30 v. H. gehalten wer- 
den, werden keine Prämien gewährt. 

— Die Mitgliedstaaten sind ermächtigt, die Bürg- 
schaft für die Darlehen zu übernehmen, die 
von den Begünstigten zur Vergrößerung ihres 
Rinderbestandes aufgenommen werden, um 
die in diesem Entwurf vorgesehenen Ziele zu 
erreichen. Sie können außerdem für die oben- 
genannten Darlehen Zinsvergütungen gewäh- 
ren, sofern der zu Lasten des Landwirts ver- 
bleibende Zinssatz mindestens 3,50 v. H. be- 
trägt. 

4. Bei den Betrieben, die beträchtliche Anstrengun- 
gen zur Vergrößerung • und Anpassung ihrer 
Struktur machen müssen, kann das Ziel der Er- 
höhung der Rindfleischproduktion nur erreicht 
werden, wenn sie über zusätzliche Beihilfemaß- 
nahmen verfügen können. Daher muß es möglich 
sein, die Beihilfen zur Förderung der Rind- 
fleischerzeugung mit den im Rahmen der gemein- 


samen Politik zur Modernisierung der landwirt- 
schaftlichen Betriebe vorgesehenen Beihilfen zu 
kumulieren. 

5. Die Finanzierung übernimmt zu 50 v. H. die Ab- 
teilung Ausrichtung des EAGFL und 50 v. H. 
gehen zu Lasten der Mitgliedstaaten. 

Die voraussichtlichen Gesamtkosten der Maß- 
nahme belaufen sich auf 110 Millionen Rech- 
nungseinheiten, davon gehen 55 Millionen zu 
Lasten des EAGFL und 55 Millionen zu Lasten 
der Mitgliedstaaten. 

6. Die verfügbaren Zahlenangaben über die Zahl 
der Betriebe in der Gemeinschaft mit weniger 
als 20 Kühen beziehen sich nicht alle auf das 
gleiche Jahr. Durch Extrapolation kann geschätzt 
werden, daß es 1972 220 000 Betriebe mit 6 500 000 
Kühen sein dürften. 

In Anbetracht der finanziellen Mittel in Höhe 
von HO Millionen Rechnimgseinheiten kann an- 
genommen werden, daß 20 v. LI. der obenge- 
nannten 220 000 Landwirte in den Genuß der 
Bestimmungen dieses Entwurfs kommen werden, 
wodurch sich die Produktion von Fleisch ausge- 
wachsener Rinder ab Ende des zweiten Anwen- 
dungsjahres um 75 000 t im Jahr erhöhen wird. 

Je nachdem, ob der Begünstigte der Prämie seine 
Fleischproduktion durch Aufgabe oder Erhaltung 
seines Bestandes an Milchkühen erhöht, macht 
der Betrag der Prämien je Begünstigter den 
Gegenwert einer Erhöhung des Orientierungs- 
preises für ausgewachsene Rinder um in den 
meisten Fällen von 7,5 bis 35 v. H. aus, das heißt 
1,5 bis 7 V. H. durchschnittlich je Jahr. Im ersten 
Jahr ist eine Anzahlung von 50 v. H. des Prä- 
mienbetrages vorgesehen, um den Beginn der 
Aktion zu beschleunigen und die Liquidität der 
Begünstigten zu verbessern. 

c) Einfuhrregelung 

Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch regelt die Ein- 
fuhren für männliche, zum Mästen bestimmte Jung- 
rinder mit einem Gewicht von mindestens 220 kg 
und höchstens 300 kg sowie für zum Mästen be- 
stimmte Kälber mit einem Gewicht unter 80 kg. 

Jungbullen können ohne Abschöpfung mit einem 
normalen Zoll von 16 v. H. in die Gemeinschaft ein- 
geführt werden; Jungkälber können ohne Abschöp- 
fung mit einem Zoll von 8 v. H. eingeführt werden, 
sofern der auf den repräsentativen Märkten der Ge- 
meinschaft gemäß Artikel 10 der genannten Verord- 
nung festgestellte Preis für Kälber höher ist als der 
Orientierungspreis für Kälber. 

Seitdem die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 ange- 
wendet wird, wurden im Rahmen dieser besonderen 
Regelung folgende Einfuhren in die Gemeinschaft 
getätigt: 
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Zeiträume Kälber unter 80 kg Jungrinder 

von 220 bis 300 kg 


36 676 Stück 
82 593 Stück 
53 701 Stück 
44 189 Stück 


41 729 Stück 
207 752 Stück 
232 922 Stück 
235 491 Stück 


August ~ Dezember 1968 
Januar - Dezember 1969 
Januar - Dezember 1970 
Januar - November 1971 

1969 und 1970 war die Gesamtzahl der in die Ge- 
meinschaft eingeführten und zum Mästen bestimm- 
ten Tiere äußerst stabil geblieben: 280 000 bis 
290 000 Stück. 

Gegenüber dem Zeitraum Januar - November 1970 
sind die Einfuhren im Jahre 1971 bei Kälbern mit 
einem Gewicht unter 80 kg zurückgegangen (44 189 
gegenüber 51 830 Stück) und bei Jungrindern mit 
einem Gewicht von 220 bis 300 kg gestiegen (235 491 
gegenüber 212 821 Stück). 

Die genannten Zahlen sind der Beweis für die er- 
folgreiche Anwendung von Artikel 11 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 805/68 in den letzten drei Jahren; 
dieser zufriedenstellende Versuch sollte daher aus- 
gebaut und vorangetrieben werden. 

Während einiger Wochen im Juli und August 1971 
'.var der ständige Strom an Einfuhren dieser Vieh- 
arten in die Gemeinschaft infolge eines recht auf- 
fälligen zeitweiligen Rückgangs des Preises für 
Kälber auf der^ Gemeinschaftsmarkt unterbrochen 
worden. Hieraus ergab sich ein Unsicherheitsfaktor 
für die Mastbetriebe in der Gemeinschaft, die im 
Hinblick auf die Rindfleischerzeugung mit diesem 
eingeführten Vieh Investitionen getätigt hatten oder 
es beabsichtigten. Daher wäre es angezeigt, sowohl 
zum Nutzen der Ausfuhrländer als auch der Züchter 
in der Gemeinschaft für einen ständigen Strom an 
Einfuhren von neugeborenen Kälbern und mageren 
Jungbullen zu sorgen. 

Die Politik gegenüber Einfuhren der beiden genann- 
ten Vieharten ist ein Teil der Gemeinschaftspolitik 
zur Förderung der Rindfleischerzeugung, ohne dabei 
die Produktion von Milch und Milcherzeugnissen in 
der Gemeinschaft zu steigern. 

Auf diese Weise haben 1969 und 1970 die Einiuhren 
an neugeborenen Kälbern und mageren Jungrindern 
auf der Grundlage einer Lebendgewichtzunahme von 
1 kg täglich und einer Mindestmastdauer von 120 
Tagen zu einer Steigerung der gemeinschaftlichen 
Rindfleischerzeugung um etwa 20 000 t Fleisch guter 
Qualität geführt. 

Seit mehreren Jahren beobachtet man in der Ge- 
meinschaft außerdem bei den Preisen für neugebo- 
rene Kälber sowie für Jungbullen von Jahr zu Jahr 
einen besonders starken Preisauftrieb. 

Aus den dargelegten Gründen hielt die Kommission 
es für notwendig, dem Rat vorzuschlagen, die Ein- 
fuhrbedingungen für männliche Jungrinder mit 
einem Gewicht von 220 bis 300 kg und für Jung- 


kdlber mit einem Gewicht unter 80 kg erneut zu 
verbessern, ohne dabei die rechtmäßigen Interessen 
der Züchter dieser Magervieharten in der Gemein- 
schaft zu beeinträchtigen. 

Die Einfuhren dieser beiden Vieharten erlaubten es, 
den Bedarf der Viehhalter zu decken. So dienten die 
Jungkälber vorzugsweise zur Erzeugung von 
weißem Fleisch und die Jung bullen waren fast aus- 
schließlich zur Erzeugung von Fleisch des „Vitel- 
lone" Typs bestimmt. 

Damit die Mäster weiterhin die beiden obengenann- 
ten Vieharten in demselben Verhältnis wie früher 
auf dem Markt vorfinden können, wird vorgeschla- 
gen, ein gewisses mengenmäßiges Verhältnis zwi- 
schen den Ausfuhren von Jungkälbern und Jung- 
bullen aufrechtzuerhalten. 

In dem vorliegenden Verordnungsentwurf ist vorge- 
sehen, daß für diese Vieharten mit Ursprung und 
Herkunft aus Drittländern, die bereit und in der 
Lage sind, die Garantien zu übernehmen, in keinem 
Fall A.bschöpfungen erhoben werden und die Zölle 
bei Jungbullen um 8 v. H. und bei Jungkälbern um 
4 V. H, gesenkt werden können, wenn folgende Be- 
dingungen erfüllt sind: 

— daß die Ausfuhren jeder dieser Jungvieharten 
in die Gemeinschaft sich geordnet und im Rah- 
men eines gewissen mengenmäßigen Verhält- 
nisses abwickeln, 

— - daß bei diesen Ausfuhren eine enge verwaltungs- 

technische Zusammenarbeit sichergestellt wird 
und 

— daß eine Verkehrsverlagerung vermieden wird. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die genannten 
Maßnalm'rn die innergemeinschaftliche Erzeugung 
von Rindfleisch guter Qualität günstig beeinflussen 
können. 

SCHWEINEFLEISCH 

Obwohl der Schweinemarkt langfristig sowohl inner- 
gemeinschaftlich zwischen Angebot und Nachfrage 
als auch im Hinblick auf den Handelsaustausch mit 
den Drittländern ausgeglichen ist, ist er doch durch 
saisonale und insbesondere zyklische Preisschwan- 
kungen gekennzeichnet. Für das Wirtschaftsjahr 
1972/73 sind relativ hohe Preise zu erwarten. 

Der Vorschlag der Kommission für eine Festsetzung 
des Grundpreises auf 82,50 RE/100 kg wird folgen- 
dermaßen begründet: 
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1. Die ab 1. August 1972 vorgesehene Erhöhung der 
Futtergetreidepreise bringt eine fast proportio- 
neile Erhöhung der Schweinefutterkosten sowohl 
bei der Ferkelaufzucht (0,71 RE/100 kg) als auch 
bei der Mast (1,78 RE/ 100 kg) mit sich. Um der 
Auswirkung der Erhöhung der Futtergetreide- 
preise auf den Preis für geschlachtete Schweine 
Rechnung zu tragen, ist es notwendig, den Grund- 
preis um einen Betrag zu erhöhen, welcher der 
Erhöhung der Futterkosten für Schlachtschweine 
entspricht. 

2. Die Auswirkung der Preiserhöhung bei Futter- 
getreide auf die Summe Einschleusungspreis + 
Abschöpfung beträgt 1,78 RE/100 kg ab 1. August 
1972. 

3. Die Erhöhung des Grundpreises in dieser Größen- 
ordnung dürfte nicht dazu führen, strukturelle 


Überschüsse in der Gemeinschaft entstehen zu 
lassen. 

WEIN 

1. Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 des Rates vom 28. April 1970 zur Fest- 
legung ergänzender Vorschriften über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Wein bestimmt, 
daß jährlich vor dem 1. August ein Orientie- 
rungspreis für jede repräsentative Weinart der 
Gemeinschaftserzeugung festgesetzt wird. 

Artikel 2 Absatz 2 der vorgenannten Verordnung 
sieht vor, daß der Orientierungspreis auf der 
Grundlage des Mittels der Preise festgesetzt wird, 
die in den beiden Weinwirtschaftsjahren vor dem 
Zeitpunkt der Festsetzung für die betreffende 
Weinart festgestellt worden sind und daß dabei 
auch die Preisentwicklung während des laufen- 
den Wirtschaftsjahres zugrunde gelegt wird. 


Entwicklung der Preise für Wein in den einzelnen Erzeugerländern und in der 
EWG vor dem Inkrafttreten der gemeinsamen Marktorganisation für Wein 


A. Vor Anwendung der Verordnung Nr. 816/70 



Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Zeitraum 

In RE/hl 

In RE 

In RE 

In RE/hl 


- 

je Grad und hl 

je Grad und hl 



Weißwein 

Rotwein 

Rotwein 

Weißwein 


Pfalz 

Mosel 

Konsumwein 

Konsumwein 


Vom 1. 9. 1969 
bis 30. 5. 1970 

30,18 1) 

35,60 M 

1,381) 

1,21 >) 

38,00 


B. Seit Anwendung der Verordnung Nr. 816/70 



Gemeinschaft 


Tafelwein der Art 

Zeitraum 

RI 

RII 

Rill 

AI 

AIII 

All 


in RE je 

in RE je 

in RE je 

in RE je 

in RE 

in RE 


Grad und hl 

Grad und hl 

hl 

Grad und hl 

je hl 

je hl 

vom 1. 6. 1970 
bis 31. 8. 1970 

1336 

1311 

24,58 

1261 

32,43 

44,61 

Wirtscha.ftsjahr 1970/71 







(1. 9. 70-31. 8. 71) 

1229 

1242 

15,51 

1136 

28,93 

31,24 

1. 9. 71-30. 11. 71 

1229 

1212 

20,83 

1199 

32,55 

39,54 


Die im Wirtschaftsjahr 1970/71 und dem bisher 
abgelaufenen Teil des Wirtschaftsjahres 1971/72 
festgestellten Preise lagen eindeutig unter denen 
des Wirtschaftsjahres 1969/70. Diese Entwicklung 
war im wesentlichen auf die sehr umfangreiche 
Ernte des Jahres 1970 zurückzuführen, die 153,5 
Mill. hl erreichte. Aus diesem Grunde wurden ab 
August 1970 Beihilfen für die private Lagerhal- 
tung gewährt. Da die Wirkung dieser Maßnah- 
men nicht ausreichte, um die Preise endgültig 
zu stabilisieren, beschloß der Rat auf der Grund- 


1) Dok. KOM(71) 131 endg. vom 8. Februar 1971, S. 272 

läge von Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 die Destillation von Tafelwein. Obwohl 
die Ernte 1971 mit 133,7 Mill. hl als normal ange- 
sehen werden kann, war die verfügbare Wein- 
menge zu Beginn des Wirtschaftsjahres nahezu 
so groß wie im vergangenen. Man kann davon 
ausgehen, daß zu Beginn des Wirtschaftsjahres 
1972/73 das Marktgleichgewicht wieder herge- 
stellt wird. 
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2. Daher und wegen der allgemeinen wirtschaft- 
lichen Entwicklung seit der ersten Festsetzung 
der Orientierungspreise, der Steigerung der Pro- 
duktionskosten und der Bedeutung des Wein- 
preises im Einkommen eines großen Teils der 
Landwirte in bestimmten Gebieten der Gemein- 
schaft, glaubt die Kommission, daß die Orientie- 
rungspreise für Tafelwein allgemein erhöht wer- 


den sollten. Sie ist jedoch der Ansicht, daß die 
vorzusehende Erhöhung differenziert sein sollte, 
um bestimmte Ungleichgewichte der Marktver- 
sorgung nicht zu verstärken. Aus diesem Grunde 
schlägt sie vor, daß die Orientierungspreise der 
Tafelweine auf folgender Höhe festgesetzt wer- 
den: 


— für die Weinart R I 

— für die Weinart R II 

— für die Weinart R III 

— für die Weinart A I 

— für die Weinart A II 

— für die Weinart A III 


von 1,35 RE je Grad/hi auf 1,45 RE 
von 1,24 RE je Grad/hl auf 1,34 RE 
von 21,4 RE je hl auf 22,6 RE 
von 1,29 RE je Grad/hl auf 1,36 RE 
von 27,9 RE je hl auf 30,1 RE 
von 31,9 RE je hi auf 34,4 RE 


ROHTABAK 


Die erstmalig 1970 festgesetzten Ziel- und Interven- 
tionspreise für Tabakblätter wurden für die Ernte 
1971 beibehaiten. Nach den im allgemeinen zu- 
friedenstellenden Ergebnissen der Ernte 1970 ist dar- 
auf hinzuweisen, daß die Durchführung der Gemein- 
schaftsregelung im Zeichen einer Preisverbesserung 
für alle Pflanzer stand, die je nach Sorten unter- 
schiedlich war und gegenüber den für die Ernte 1969 
erzielten Preisen durchschnittlich schätzungsweise 
15 V. H. betrug. Es ist jedoch davon auszugehen, daß 
die Anbaufläche und die Gesamtproduktion im Jahre 
1971 (Schätzwert) gegenüber 1970 keine größeren 
Änderungen aufweisen dürften. 

Unter Berücksichtigung der verschiedenen Beurtei- 
lungsgrundiagen - soweit solche vorliegen - schlägt 
die Kommission für die Festsetzung der Ziel- und 
Interventionspreise für Tabakblätter der Ernte 1972 
begrenzte gezielte Erhöhungen vor, die sich auf 
durchschnittlich 5 v. H. belaufen. 


Im einzelnen handelt es sich um folgende Er- 
höhungen: 


Erhöhungssatz Zahl der Sorten Anteil 

an der Erzeugung 
(1970) 


8 V. H. 
7 V. H. 
6 V. H. 
4 V. H. 
2 V. H. 


3 14 V. H. 

3 10 V. H. 

4 35 V. H. 

5 14v. H. 

4 27 V. H. 


Was die Begründung dieser Differenzierung anbe- 
langt, so ist zunächst darauf hinzuweisen, daß bei 
der Festsetzung der Preise für die erste Ernte, die 
für die Ernte 1971 beibehalten wurden, die Bezugs- 
basis sich aus den früher im allgemeinen im Rahmen 
der nationalen Marktordnung erhobenen Preisen zu- 
züglich eines linearen Zuschlags zusammensetzte. 
Deshalb können die gegenwärtig geltenden Preise 


innerhalb sämtlicher Sorten eines großen Tabaktyps 
(z. B. naturgetrockneter schwarzer Tabak) erhebliche 
Unterschiede aufweisen. 

Einige dieser Disparitäten können mit unterschied- 
lichen qualitativen und kommerziellen (Aufmachung) 
Merkmalen der Erzeugnisse erklärt werden, andere 
müssen aber verringert werden. Im Rahmen von 
Preisänderungen dürfen die vorgesehenen Bewegun- 
gen für die einzelnen Sorten nicht dazu führen, die 
bestehenden Unterschiede zwischen den garantierten 
Preisen für Erzeugnisse mit gewissen Gemeinsam- 
keiten hinsichtlich der Verwendung zu erhöhen, 
sondern vielmehr zu vermindern. 

Für die gezielte Ausrichtung der Produktion wurden 
folgende Gesichtspunkte berücksichtigt: 

- eine auf 2 v. H. beschränkte Erhöhung wird für 
zwei Sorten vorgeschlagen, für welche bereits 
Absatzschwierigkeiten von bestimmtem Umfang 
aufgetreten sind, die die Vornahme von Interven- 
tionskäufen erforderlich machen (Xanti-Yaka und 
in geringerem Ausmaß italienischer Burley); 

- eine Erhöhung um 8 v. H. wird dagegen für die 
Sorten Bright und Kentucky vorgeschlagen, bei 
denen das Ausmaß der beim Anbau gewährten 
Unterstützung nicht den guten Aussichten für eine 
Erweiterung der Absatzmöglichkeiten auf dem 
europäischen Markt entsprechen dürfte. Seit 1965 
ist nämlich ein schrittweiser Rückgang der Anbau- 
flächen für diese Sorten festzustellen, was insbe- 
sondere auf die geringen Erträge und die geringen 
Bruttoerlöse je ha zurückzuführen ist. Eine Er- 
höhung um 8 V. H. wird ebenfalls für den schwar- 
zen Semois-Tabak vorgeschlagen; 

- bei den übrigen Sorten staffeln sich die Erhöhun- 
gen zwischen 4 und 6 bzw. 7 v. H., je nach ge- 
wünschter Ausrichtung der Produktion und unter 
Berücksichtigung der Schaffung gesunder Markt- 
verhältnisse. Bei diesen letzteren werden auch 
die weiter oben erwähnten Erwägungen bezüglich 
der für Tabake des gleichen Typs bestehenden 
Unterschiede in Rechnung gestellt (siehe Über- 
sicht). 
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Aus den Gründen, die bereits in der Begründung des 
Vorschlags zur Festsetzung der Ziel- und Interven- 
tionspreise für Tabakblätter der Ernte 1971 dar- 
gelegt wurden^), wird ferner vorgeschlagen, die für 
die Festsetzung der Preise der Ernte 1970 und 1971 
festgelegten Definitionen der Bezugsqualitäten für 
Tabakblätter beizubehalten. Einige Änderungen des 
Feuchtigkeitsgehalts der Bezugsqualität wären indes 
erwünscht, doch ist es nach dem Stand der ein- 
schlägigen Untersuchungen noch nicht möglich, prä- 
zise Vorschläge zu unterbreiten. Die Entwicklung 

1) Dok. KOM(71) 130 endg. vom 15. Februar 1971, Seiten 2i 

Elements de calcul des prix proposes poi 

ßerechnungselemente der für die Tabak 

Pre 

des Marktes für verpackten Tabak der Ernte 1970 
und die damit noch verbundenen Ungewißheiten in 
Italien lassen es noch nicht zu, daß die Kommission 
Vorschläge zur Festsetzung der abgeleiteten Inter- 
ventiGn:.preise für verpackten Tabak und für die 
Erntepri mien 1972 vorlegt. Diese beiden Vorschläge 
werden in einer späteren Phase nachgereicht, sobald 
die Kommission über hinreichende Information hin- 
sichtlich ctwmiger Änderungen verfügt, die an den 
verschiedenen Faktoren erfolgen müssen, die für 
diese Festsetzungen zu berücksichtigen sind. 

0 bis 22 

ur le tabac en feuilles de la recolte 1972 

blätter der Ernte 1972 vorgeschlagenen 

dse 

No 

Nr. 

Varietes 

Sorten 


1970 

Production 

Erzeugung 

1000 t ' o/o 

1971 

Prix 

d'obj. 

Zielpreis 

1971 

Prix 

d'int. 

Interv.- 

preis 

1972/71 

augment. 

Erhöhq. 

«/o ' 

1972 

Prix 

d'obj. 

Zielpreis 

1972 

Prix d'int. 

Interv.- 

preis 




1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 





Dark Air Cured 





1 

Badischer 










Geudertheimer 

(D) 

4.25 

3,16 

1,822 

1,640 

4 

1,895 

1,706 

4 

Paraguay, 










Dragon vert 

(F) 

45.42 

33,78 

1,398 

1,258 

6 

1,482 

1,334 

5 

Nijkerk 

(F) 

0.35 

0,26 

1,477 

1,329 

6 

1,566 

1,409 

7 

Misionero 

(F) 

0.05 

0,04 

1,280 

1,152 

6 

1,357 

1,221 

8 

Philippin, 










petit Grammont 

(B) 

1.68 

1,25 

1,029 

0,926 

7 

1,101 

0,991 

9 

Semois, 










Appelterre 

(B) 

0.18 

0,13 

1,220 

1,098 

8 

1,318 

1,186 

13 

Nostrano del 










Brenta 

(I) 

5.08 

3,78 

1,372 

1,235 

7 

1,468 

1,321 

14 

Beneventano 

(I) 

6.50 

4,83 

1,090 

0,981 

7 

1,166 

1,049 

19 

Brasile 










Selvaggio 

(I) 

0.02 

0,01 

0,880 

0,792 

2 

0,898 

0,808 


Total 


63,53 

47,24 










Fire Cured 





12 

Kentucky 

(I) 

7.50 

5,58 

1,380 

1,242 

8 

1,490 

1,341 





Light Air Cured 





2 

Bad. Burley E 

(D) 

3.57 

2,65 

2,201 

1,981 

4 

2,289 

2,060 

6 

Burley (BB) 

(F) 

0.82 

0,61 

1,704 

1,534 

4 

1,772 

1,595 

8bis Burley 










(Ergo X . . .) 

(B) ’) ) 



1,029 

0,926 

4 

1,070 

0,963 

11 

Burley 

(I) 

28.11 

20,90 

1,425 

1,283 

2 

1,454 

1,309 


Total 


32.50 

24,17 







1) la Creation d'une variete no 8bis Burley (Ergo x . . .) en vue d'institeur un regime de prix plus favorable 
pour le developpement de cette culture en Belgique apparait souhaitable mais doit encore etre precisee 
sur le plan technique. 

Die Schaffung einer Sorte Nr. 8bis Burley (Ergo x . . .) in Belgien erscheint wünschenswert, um eine günsti- 
gere Preisbildung für die Entwicklung dieser Kultur zu ermöglichen, doch müssen die technischen Einzelheiten 
noch genauer festgelegt werden. 
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3 

10 

Virgin SCR 
Bright 

(D) 

(I) 

0.73 

11.00 

Flue Cured 

0,54 • 2,033 

8,18 1,662 

1,830 

1,496 

6 

8 

2,155 

1,795 

1,940 

1,616 





Sun Cured 





15 

Xanti-Yakä 

(I) 

8.60 

6,40 

2,125 

1,913 

2 

2,168 

1,951 

16 

Perustitza 

(I) 

4.00 

2,97 

1,953 

1,758 

4 

2,031 

1,828 

17 

Erzegovina 

(I) 

6.50 

4,83 

1,749 

1,574 

4 

1,819 

1,637 


Total 


19.10 

14,20 








Tabacs speciaux pour cigares (Spezialtabak für Zigarren) 



18 

Round Tip 

(I) 

0.10 

0,07 

8.898 

8,008 

2 

9,076 

8,168 


Total 


134.47 

100 o/o 







C. Einkommensbeihilfen 

Zahlreichen landwirtschaftlichen Betriebsinhabern in 
der Gemeinschaft, die Betriebe geringer Größenord- 
nung bewirtschaften, macht eine Agrarpreispolitik, 
die auf moderne Betriebe ausgerichtet ist, die den in 
der Entschließung des Rates vom 25. Mai 1971 zum 
Ausdruck gebrachten Zielvorstellungen entsprechen, 
auf die Dauer die Fortführung der landwirtschaft- 
lichen Erwerbstätigkeit unmöglich. 

Wenn auch die gemeinsame Maßnahme über die 
Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit und Verwendung der landwirt- 
schaftlich genutzten Fläche für Zwecke der Agrar- 
strukturverbesserung Bestimmungen enthält, die in 
weitem Umfang eine Lösung der Probleme erlauben, 
die durch die Lage dieser Betriebsinhaber, und zwar 
insbesondere derjenigen, die über 55 Jahre alt sind, 
aufgeworfen werden, so setzen dagegen die Bestim- 
mungen, die auf jüngere Landwirte Anwendung 
finden, einen Berufswechsel voraus. Für Betriebs- 
inhaber, die zwischen 40 und 55 Jahre alt sind, ist es 
jedoch häufig schwierig, einen außerlandwirtschaft- 
lichen Beruf zu finden. 


Eine Einkommensbeihilfe erlaubt es, die Lage dieser 
Gruppe von Landwirten zu verbessern, bis sie in 
den Genuß der im Rahmen dieser gemeinsamen 
Maßnahme vorgesehenen Rente gelangen können. 

Damit jedoch eine derartige Einkommensbeihilfe die 
Strukturform nicht behindert, sondern im Gegenteil 
zusätzlich unterstützt, ist vorgesehen, daß die Emp- 
fänger dieser Beihilfe Verpflichtungen im Hinblick 
auf eine zukünftige Einstellung der landwirtschaft- 
lichen Erwerbstätigkeit eingehen. 

Betriebsinhaber dagegen, die gemäß den Bestim- 
mungen der gemeinsamen Maßnahme ihre Betriebe 
modernisieren, können früher oder später aus der 
Preispolitik den vollen Nutzen ziehen; allerdings 
sind sie bereits während der Entwicklungszeit ge- 
nötigt, die für die notwendigen Investitionen auf- 
genommenen Kredite zu bedienen. 

Eine degressive Einkommensbeihilfe vermag die aus 
dieser Situation resultierenden Schwierigkeiten aus- 
zugleichen. 
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S D. Vorgeschlagene Preise 

Auf Grund der vorstehenden Erwägungen schlägt die Kommission dem Rat vor, die Preise für die in Frage kommenden Erzeugnisse wie folgt festzusetzen: 


RE/t 




Festgelegte 

Ursprünglich 

Neu 

Erhöhung der Preise in Vo ') 

An- 



Preise des vor- 
hergehenden 

vorgeschlagener 
Preis (Dok. KOM 

vorgeschlagene 

Preise 




Erzeugnis 

Art des Preises 

Insgesamt 

aufgeteilt auf 

Wendungs- 

zeitraum 



Jahres 

(71) 650 endg.) 

1972/73 

1972/73 

1973/74 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Hartweizen 

Richtpreis 

127,50 

130,00 

132,60 

5,0 

4,0 

1,0 



Grundinterventionspreis 

119,85 

123,00 

- 

— . 

— 

— 

1. 8. 72- 


Garantierter Erzeugermindest- 
preis auf der Großhandelsstufe 

147,90 

151,00 

153,80 

5,0 

4,0 

1,0 

31. 7. 73 

Weichweizen 

Richtpreis 

109,44 

112,00 

113,80 

5,0 

4,0 

1,0 



Grundinterventionspreis 

100,72 

103,00 

104,20 

4,6 

3,5 

1,1 


Gerste 

Richtpreis 

100,21 

103,00 

104,50 

6,3 

4,3 

2,0 



Grundinterventionspreis 

92,02 

94,00 

95,50 

6,0 

3,8 

2,2 


Roggen 

Richtpreis 

100,42 

103,00 

104,50 

6,0 

4,0 

2,0 



Grundinterventionspreis 

92,82 

94,00 

95,50 

5.0 

2,9 

2,1 


Mais 

Richtpreis 

96,90 

100,00 

101,30 

7,5 

4,5 

3,0 


Reis (geschält) 

Richtpreis 

202,00 

206,00 

211,50 

4,7 

4,7 

— 

1. 9. 72- 
31. 8. 73 

Zucker 

Mindestpreis für Zuckerrüben 

17,00 

17,20 

17,50 

3,0 

3,0 



1. 7. 72- 


Halbfetter Preis für Zuckerrüben 

10,00 

10,00 

10,30 

3,0 

3,0 

— 

30. 6. 73 


Richtpreis für Weißzucker 

238,00 

239,60 

244,00 j 

2,6 

2,6 





Interventionspreis 
für Weißzucker 

226,10 

227,60 

232,00 1 

2,6 

2,6 

1 

— 


Olivenöl 

Erzeugerrichtpreis 

1 187,50 

— 

1 258,50 

6.0 

6,0 


1. 11. 72- 


Marktrichtpreis 

783,00 

— 

— 

— 

— 

— 

31. 10. 73 


Interventionspreis 

710,50 

— 

— 

— 

— 

— 


Ölsaaten 

Richtpreis 









. Raps- und Rübsensamen 

202,50 

202,50 

210,50 

4,0 

4,0 

— 

1.7.72- 


. Sonnenblumenkerne 

202,50 

202,50 

210,50 

4,0 

4,0 

— 

30. 6. 73 


Grundinterventionspreis 









. Raps- und Rübsensamen 

196,50 

196,50 

204,50 

4,1 

4,1 




. Sonnenblumenkerne 

196,50 

196,50 

204,50 

4,1 

4,1 

— 
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RE/t 




Festgelegte 

Ursprünglich 

Neu 

Erhöhung der Preise in Vo ^) 

An- 

Erzeugnis 

Art des Preises 

Preise des vor- 
hergehenden 
Jahres 

vorgeschlagener 
Preis (Dok. KOM 

vorgeschlagene 

Preise 

Insgesamt 

aufgeteilt auf 

Wendungs- 

zeitraum 



(71) 650 endg.) 

1972/73 

1972/73 

1973/74 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Baumwollsamen 

Beihilfe (je ha) 



80,00 



— 

1. 8. 72- 
31. 7. 73 

Lein und Hanf 

Beihilfe (je ha) 







1. 8. 72- 


. Lein 

110,00 

125,00 

135,00 



— 


. Hanf 

80,00 

95,00 

105,00 



— 

31. 7. 73 

Milch 

Richtpreis für Milch 
Interventionspreis 

109,00 

111,20 

117,70 

8,0 

8,0 

0,0 

— 

1. 4. 72- 


. Butter 

1 780,00 

1 780,00 

1 780,00 

0,0 

— 


. Magermilchpulver 

470,00 

494,20 

565.70 

20,4 

20,4 

— 

31. 3. 73 


. Käse 

- Grana-Padano 30-60 Tage 

1 320,50 

1 350,00 

1 438,00 

8,9 

8,9 




6 Monate 

1 566.00 

1 598,00 

1 692,00 

8,1 

8,1 

— 



- Parmigiano-Reggiano 
Direkte Beihilfen für Mager- 
milch 

1 710,00 

1 742,00 

1 836,00 

7,4 

7,4 




. Pulver 

130,00 

130,00 

130,00 



— 



. Flüssig 

16,50 

16,50 

11,80 



— 


Rindfleisch 

Orientierungspreis für aus- 

720,00 

772,50 > 

785,00 

13,2 

9,0 

4,2 

3. 4. 72- 


gewachsene Rinder (Lebend- 
gewicht) 

750,00 ^) 






1. 4. 73 


Orientierungspreis für Kälber 

942,50 

950,00 

965,00 

2,4 

2,4 

— 

3. 4. 72- 


(Lebendgewicht) 







1. 4. 73 

Schweinefleisch 

Grundpreis für geschlachtete 

800,00 

— 

825,00 

3,1 

3,1 

— 

1. 11. 72- 


Schweine 







31, 10. 73 

Wein 

Orientierungspreis 




> 7,0 

> 7,0 

j 

— “ 

1. 6. 72- 
31.5. 73 

Tabak 

Zielpreis 



■’) 

5,0 

5,0 

— 

1. 6. 72- 


Interventionspreis 







31. 5. 73 


1) Abgerundete Zahlen 

2) Ein neues Interventionssystem, das dem für Mais angepaßt ist, wird bereits für Hartweizen angewandt. 

3) Für die Preise der verschiedenen Kategorien siehe Vorschläge 

4) Festgelegter Preis für das Wirtschaftsjahr 1972/73 
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E. Finanzielle Rückwirkungen 

Die folgende Tabelle enthält eine erste Schätzung 
der finanziellen Auswirkungen, die die Annahme 
der Vorschläge auf die einzelnen Sektoren hätte. Zu 
dieser Tabelle sind einige Bemerkungen zu machen: 

a) Allgemeine Bemerkungen 

Die Vorausschätzung bezieht sich auf die Ausgaben 
und die Einnahmen an Abschöpfungen und Abgaben 
im Wirtschaftsjahr 1972/73 in den einzelnen Sek- 
toren. Danach wären die Ausgaben und Einnahmen 
im Wirtschaftsjahr 1972/73 um rd. 145 bzw. 119 Mio 
RE höher als in dem Fall, in dem die derzeit gelten- 
den Preise für dieses Wirtschaftsjahr beibehalten 
werden. 

Bezogen auf Gesamtausgaben der Abteilung Ga- 
rantie des EAGFL in Höhe von etwa 2,5 Mrd. RE 
und auf Gesamteinnahmen in Höhe von rd. 900 Mio 
RE machen diese Veränderungen bei den Ausgaben 
4- 5,8 V. H. und bei den Abschöpfungseinnahmen 
4- 13,2 V. H. aus. 

Die Haushaltsinzidenz im Falle der Annahme dieser 
Vorschläge wird in einem späteren Dokument be- 
handelt. ln jedem Fall wird diese Inzidenz für den 
Haushaltsplan 1972 erheblich geringer sein als für 
das Wirtschaftsjahr 1972/73; dies ist in erster Linie 
dadurch begründet, daß dieser Haushaltsplan von 
der Mehrzahl der betroffenen Wirtschaftsjahre 1972/ 
73 wenig berührt wird. 

Im Falle der Annahme des Vorschlags wäre daher 
zu prüfen, ob unter Berücksichtigung der übrigen 
Faktoren, die die Ausgaben der Abteilung Garantie 
des EAGFL beeinflussen, tatsächlich ein Nachtrags- 
haushaltsplan erstellt werden muß. 


b) Bemerkungen zu einzelnen Sektoren 

Innerhalb der Sektoren besteht keine Parallele zwi- 
schen der Veränderung der Abschöpfungseinnahmen 
und der Veränderung der Ausgaben, überschreitet 
in den Sektoren Rindfleisch und Getreide der An- 
stieg der Abschöpfungseinnahmen den Ausgaben- 
anteil um 20 bzw. 37 Mio RE, so gilt dies nicht für 
die übrigen Sektoren und vor allem für die Sektoren, 
in denen die Interventionen in Beihilfen bestehen 
und Preiserhöhungen folglich nicht mit einer Er- 
höhung von Einnahmen, die eigene Mittel der Ge- 
meinschaft darstellen, einhergehen können. 

Zu den beiden hinsichtlich des Ausgabevolumens 
wichtigsten Sektoren - Getreide und Milcherzeug- 
nisse - sind folgende Bemerkungen zu machen: 

- Im Getreidesektor ist ein gewisser Ausgaben- 
anstieg bei einem gleichzeitigen stärkeren Anstieg 
der Abschöpfungseinnahmen festzustellen. Die Ab- 
schöpfungseinnahmen ergeben sich zu nahezu 
60 V. H. aus der Erhöhung des Maispreises. Der 
Ausgabenanstieg ist vor allem auf eine Erhöhung 
der Ausfuhrerstattungen und der Produktions- 
erstattungen zurückzuführen. 

- Der Anstieg im Sektor Milch und Milcherzeugnisse 
ergibt sich aus zwei gegenläufigen Bewegungen: 

auf der einen Seite verhältnismäßig starker Rück- 
gang der Ausgaben für Beihilfen für flüssige 
Magermilch; 

zum anderen Anstieg der Kaseinbeihilfen und der 
Ausfuhrerstattungen. 


Änderungen der Ausgaben und der Abschöpfungs- und Abgabeneinnahmen 
bei Annahme der Kommissionsvorschläge für das Wirtschaftsjahr 1972/73 


Mio RE 


Sektor 

Änderung 

Änderung bei den Erhebungen 

der Ausgaben 

Abschöpfung 

Zuckerabgaben 

Getreide 

+ 44 — 1 ) 2 ) 

4- 30,0 


Reis 

4- 2,5 

+ 1,8 


Olivenöl 

+ (32,-) •’) 



Ölsaaten 

+ 7,4 



Zucker 

4- 5,— 


4- 5 

Milch 

4- 26,— 

+ 3,6 


Rindfleisch 

+ 2,— 

4- 22,— 


Schweinefleisch 

4- 3,— 

+ 3,— 


Tabak 

+ 10,— 



Lein und Hanf 

4- 8,— 



Insgesamt 

+ 141,9 

+ 60,4 1 

+ 5 

4- 65,4 


0 Infolge der Erhöhung der Getreidepreise des Wirtschaftsjahres 1972/73 gegenüber dem Wirtschaftsjahr 1971/72 
wird der Preisbruch beim Übergang von einem Wirtschaftsjahr zum anderen um ungefähr 15 Mio RE vermindert; 
die in der Tabelle mit 45 Mio angegebene Änderung der Ausgaben wurde ohne Berücksichtigung dieser Vermin- 
derung berechnet, die nur beim Übergang von einem Wirtschaftsjahr zum anderen eintritt. 

-) Bei der Berechnung dieses Betrages ist eine Erhöhung der Erstattungen bei der Erzeugung von Kartoffelstärke 
um rd. 7 Mio RE berücksichtigt worden. 

3) Bei der Berechnung dieser Änderung wurde davon ausgegangen, daß der Marktrichtpreis nicht angehoben wird; 
sollte er um einen Betrag angehoben werden, um den der Erzeugerrichtpreis erhöht wird, so träte eine Äusga- 
benänderung nur bei den Erstattungen ein; diese Änderung würde weniger als 1 Mio RE ausmachen. 
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c) Prämienregelung zur Förderung der Rindfleisch- 
erzeugung 

Einheitsbetrag: 60 RE für jede zum Bezugszeitpunkt 
gehaltene GRE. 

Hypothesen: 

a) Die durchschnittliche Anzahl an GRE, die zum 
Bezugszeitpunkt von jedem begünstigten Er- 
zeuger gehalten werden, beträgt: 40. 

Der jedem Erzeuger gezahlte Durchschnittsbetrag 
beläuft sich auf; 

60X40 = 2400 RE, die sich wie folgt aufgliedern: 

- innerhalb von drei Monaten: Anzahlung von 
1200 RE 

- Restbetrag in vier gleichen Jahresraten von 
300 RE. 

b) Von der Prämienregelung begünstigt sind: 

1972 35 000 Erzeuger 

1973 11 000 Erzeuger 

insgesamt 46 000 Erzeuger 

(vom 1. 3. 72 bis 
31. 3. 73) 

Finanzierung: 

^ 1972 

35 000 Erzeuger je 1200 RE 
(Anzahlung) 

davon Beteiligung des EAGFL 
(50 V. H.) 

- 1973 

1 1 000 Erzeuger je 1200 RE 
(Anzahlung) 

35 000 Erzeuger je 300 RE 
(ein Viertel des Restbetrags) 

Insgesamt 

davon Beteiligung des EAGFL 
(50 V. H.) 

- 1974 

46 000 Erzeuger je 300 RE 
(ein Viertel des Restbetrags) 
davon Beteiligung des EAGFL 
(50 V. H.) 

- 1975 

46 000 Erzeuger je 300 RE 
(ein Viertel des Restbetrags) 
davon Beteiligung des EAGFL 
(50 V. H.) 

- 1976 

46 000 Erzeuger je 300 RE 
(ein Viertel des Restbetrags) 
davon Beteiligung des EAGFL 
(50 V. H.) 

- 1977 

11 000 Erzeuger je 300 RE 
(ein Viertel des Restbetrags) 
davon Beteiligung des EAGFL 
(50 V. H.) 


Übersicht 

über die sich aus dieser Verordnung ergebenden 
Gesamtausgaben 

(aufgerundeter Gesamtbetrag in Millionen RE) 


Jahr 

Gesamtausgaben 
(in Millionen RE) 

Zu Lasten der 
Abteilung Aus- 
richtung des 
EAGFL 

(in Millionen RE) 

1972 

42 

21,0 

1973 

23 

11,5 

1974 

14 

7,0 

1975 

14 

7,0 

1976 


7,0 

1977 ^ 

1 3 

1,5 

Insgesamt 

110 

55,0 


d) Vorschlag für die Einkommensbeihilfen 

Ausgaben, die sich aus Artikel 2 Absatz 1 ergeben: 

Es wird davon ausgegangen, daß bis 1976 insgesamt 
330 000 Betriebsleitern diese Maßnahme gewährt 
würde; diese Schätzung beruht auf der Zahl der 
Vollerwerbslandwirte im Alter von 40 bis 55 Jahren, 
die Kleinbetriebe bewirtschaften. 

In den nächsten fünf Jahren werden voraussichtlich 
in folgendem Rhythmus Anträge gestellt: 

1972: 65 000 Beihilfeempfänger 

1973: 90 000 Beihilfeempfänger 

1974: 65 000 Beihilfeeinpfänger 

1975: 55 000 Beihilfeempfänger 

1976: 55 000 Beihilfeempfänger 

Nimmt man an, daß ab 1974 8 v. H. der Beihilfe- 
empfänger der früheren Jahre das 55. Lebensjahr 
erreicht haben, so lassen sich die Kosten der Maß- 
nahme wie folgt beziffern: 



Für eine 

Rückvergütung 


Finanzierung 

zu Lasten der 

Jehr 

in Betracht 

Abteilung Aus- 


kommende Aus- 

richtung 


gaben 

des EAGFL 


(Mio RE) 

(Mio RE) 

1972 

39 

20 

1973 

93 

46 

1974 

120 

60 

1975 

147 

73 

1976 

176 

88 


Ausgaben, die sich aus Artikel 2 Absatz 2 ergeben; 

Es wird unterstellt, daß bis Ende 1976 insgesamt 
640 000 Entwicklungspläne eingereicht und von den 
zuständigen Behörden genehmigt werden. Ferner 


42 000 000 RE 
21 000 000 RE 

13 200 000 RE 

10 500 000 RE 
23 700 000 RE 

1 1 850 000 RE 

13 800 000 RE 
6 900 00 RE 

13 800 000 RE 
6 900 000 RE 

13 800 000 RE 
6 900 000 RE 

3 300 000 RE 
1 650 000 RE 
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wird angenommen, daß davon 320 000 im Jahre 1976 
vollständig abgeschlossen sind, während sich die 
übrigen 320 000 zu diesem Zeitpunkt noch in der 
Durchführung befinden, somit beläuft sich die Zahl 
der abgeschlossenen Entwicklungspläne auf 480 000. 

Im übrigen wird davon ausgegangen, daß 20 v. H. 
der modernisierten Betriebe ihren Plan in zwei 
Jahren, 30 v. H. in drei Jahren und 50 v. H. in über 
vier Jahren durchführen. 

Daher lassen sich die Kosten dieser Maßnahme wie 
folgt beziffern: 



Für eine 

Rückvergütung 


Finanzierung 

zu Lasten der 

Jahr 

in Betracht 

Abteilung Aus- 

kommende 

richtung des 


Ausgaben 

EAGFL 


(Mio RE) 

(Mio RE) 

1972 

36 

18 

1973 

111 

56 

1974 

167 

84 

1975 

240 

120 

1976 

291 

145 


Übersicht 


über die sich 

aus den Richtlinien ergebenden 
Gesamtausgaben 


Für eine 

Rückvergütung 


Finanzierung 

zu Lasten der 

Jahr 

in Betracht 

Abteilung Aus- 

kommende 

richtung des 


Ausgaben 

EAGFL 


(Mio RE) 

(Mio RE) 

1972 

75 

38 

1973 

204 

102 

1974 

287 

144 

1975 

387 

194 

1976 

467 

233 
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I. 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr . . , . Il\ des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr, 120/67/EWG 
über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
lion für Getreide-), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. . . .^), sieht für zwei Getreide- 
arten, deren Markt defizitär ist, nämlich für Hart- 
weizen und Mais, die Festsetzung eines Grundinter- 
ventionspreises vor. Aufgrund der bisher gemachten 
Erfahrungen ist es angebracht, diese Festsetzung 
wegfallen zu lassen und sie durch die Festsetzung 
von jeweils einem einzigen Interventionspreis für 
diese beiden Getroidearten zu ersetzen. 

Nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung Nr. 120/ 
67/EWG des Rates sind die von den Mitgliedstaaten 
zu bestimmenden Interventionsstellen während des 
ganzen Getreidewirtschaftsjahres verpflichtet, das 
ihnen angebotene Getreide aufzukaufen. Erfahrungs- 
gemäß wandten sich in bestimmten Regionen der 
Gemeinschaft die Besitzer von Getreide gleich zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres an die Interventions- 
stelle, ohne sich aktiv um bessere Absatzmärkte zu 
bemühen. Die Verpflichtung der Interventionsstel- 
len, das ihnen angebotene Getreide nur während 
eines bestimmten jährlich festzusetzenden Zeitrau- 
mes aufzukaufen, würde zu einer größeren Elastizi- 
tät der Preisbildung zu Beginn des Wirtschaftsjahres 
und einem aktiveren Bemühen um Lagerungs- und 
Vermarktungsorte führen. 

Es erweist sich damit als unnötig, die Denaturierung 
von zur Brotherstellung geeignetem Roggen vorzu- 
sehen, da es sich hierbei um eine Futtergetreideart 
mit einem defizitärem Markt handelt, deren beste 
Qualitäten im Rahmen des Bedarfs zur Brotherstel- 
lung verwendet würden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
erhält folgende Fassung: 


„1. Für die Gemeinschaft werden jährlich vor dem 
1, August für das im folgenden Jahr beginnende 
Getreidewirtschaftsjahr gleichzeitig folgende 
Preise festgesetzt: 

— je ein Richtpreis für Weichweizen, Hartwei- 
zen, Gerste, Mais und Roggen, 

- je ein Grundinterventionspreis für Weich- 
weizen, Gerste und Roggen, 

— ein garantierter Mindestpreis für Hart- 
weizen." 

Artikel 2 

Artikel 4 der Verordnung Nr, 120/67/EWG erhält 

folgende Fassung: 

„Artikel 4 

„1. Um den Erzeugern zu gewährleisten, daß der 
Marktpreis nicht unter ein Mindestniveau sinkt, 
werden für die Gemeinschaft neben dem Grund- 
interventionspreis abgeleitete Interventions- 
preise für Weichweizen, Gerste und Roggen 
festgesetzt. 

Die abgeleiteten Interventionspreise werden für 
die gleiche Standardqualität auf der gleichen 
Stufe und zu den gleichen Bedingungen wie der 
Richtpreis für die Handelsplätze der Gemein- 
schaft, mit Ausnahme des Handelsplatzes Duis- 
burg, festgesetzt. Die Höhe der abgeleiteten 
Interventionspreise ist so zu bestimmen, daß 
die Unterschiede zwischen diesen Preisen den 
Preisunterschieden entsprechen, die bei norma- 
ler Ernte auf Grund der natürlichen Bedingun- 
gen der Marktpreisbildung zu erwarten sind, 
und daß sie einen freien Getreideverkehr inner- 
halb der Gemeinschaft entsprechend den Erfor- 
dernissen des Marktes ermöglichen. 

2. Für Hartweizen und Mais, Getreidearten, für 
die ein Grundinterventionspreis nicht vorge- 
sehen ist, wird für die Gemeinschaft jeweils ein 
einziger Interventionspreis festgesetzt, der für 
alle Handelsplätze gültig ist, die für diese 
Getreidearten bestimmt wurden. Diese Preise 
entsprechen den niedrigsten abgeleiteten Inter- 
ventionspreisen, die im Falle der Anwendung 
der Bestimmungen des vorhergehenden Ab- 
satzes für diese Getreidearten in der Gemein- 
schaft festgesetzt worden wären. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 
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3. Die Interventionspreise für Weichweizen, Hart- 
weizen, Gerste und Roggen gelten für die Zeit 
vom 1. August bis zum 31. Mai des folgenden 
Jahres, ln der Zeit vom 1. Juni bis zum 31. Juli 
werden die für den Monat August des folgenden 
Getreidewirtschaftsjahres gültigen Interven- 
tionspreise angewandt. Die Interventionspreise 
für Mais gelten für die Zeit vom 1. August bis 
31. Juli des folgenden Jahres. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 
43 Absatz 2 des Vertrages jährlich gleichzeitig 
mit der Festsetzung der in Artikel 2 genannten 
Preise den Zeitraum fest, in dem die Inter- 
ventionsstellen verpflichtet sind, das ihnen an- 
gebotene Getreide aufzukaufen. 

4. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsvc-rfahren des Artikels 
43 Absatz 2 des Vertrages jährlich vor dem 
15. März für das folgende Getreidewirtschafts- 
jahr folgendes fest: 

a) für jeden Mitgliedstaat und für jede Ge- 
treideart, die in dem betreffenden Mitglied- 
staat in nennenswertem Umfang erzeugt 
wird - ausgenommen Hartweizen und Mais - 
den Handelsplatz, für den der niedrigste 
Interventionspreis gilt, und diesen Interven- 
tionspreis; 

b) die wesentlichsten Handelsplätze und die 
für diese Handelsplätze geltenden abgelei- 
teten Interventionspreise; 

c) den einzigen Interventionspreis für Hart- 
weizen und Mais. 

5. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 
43 Absatz 2 des Vertrages die Regeln für fol- 
gendes fest: 

a) für die Bestimmung der in Absatz 4 Buch- 
stabe b nicht genannten anderen Handels- 
plätze; 

b) für die Ableitung der Interventionspreise, 
die für die wesentlichsten Handelsplätze und 
für die anderen Handelsplätze gelten. 

6. Die in Absatz 5 Buchstabe a genannten Han- 
delsplätze und die für diese Handelsplätze gel- 
tenden abgeleiteten Interventionspreise werden 


nach Anhörung der betreffenden Mitgliedstaa- 
tcn jährlich vor dem 15. Mai für das folgende 
Getreidewirtschaftsjahr nach dem Verfahren des 
Artikels 26 festgelegt." 


Artikel 3 

Artikel 7 der Verordnung Nr. 120/67/EWG wird wie 

folgt geändert; 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die von den Mitgliedstaaten zu bestimmenden 
Interventionsstellen sind während des ganzen 
Zeitraums, während dem die Kaufverpflichtung 
besteht, verpflichtet, das ihnen angebotene, in 
Artikel 4 genannte und in der Gemeinschaft ge- 
erntete Getreide aufzukaufen. Die Angebote 
müssen bestimmten gemäß Absatz 5 festzule- 
genden Bedingungen, insbesondere hinsichtlich 
der Qualität und der Menge entsprechen." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Interventionsstellen kaufen das Getreide 
unter den nach den Absätzen 4 und 5 festzu- 
legenden Bedingungen zu dem Interventions- 
preis auf, der an dem Handelsplatz gilt, für den 
das Getreide angeboten wird. Weicht jedoch 
die Qualität des Getreides von der Standard- 
qualität ab, für die der Interventionspreis fest- 
gesetzt wurde, so wird der Interventionspreis 
durch Zu- und Abschläge berichtigt, die in 
Tabellen festgelegt werden." 

c) Absatz 3 zweiter Gedankenstrich erhält folgende 
Fassung: 

„ — können die Interventionsstellen auch 
Weichweizen zu den gleichen Zwecken 
abgeben, nachdem er durch Denaturierung 
für die menschliche Ernährung ungeeignet 
gemacht wurde." 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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II. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . /72 des Rates 
zur Festsetzung der Getreidepreise 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . .-), insbeson- 
dere auf Artikel 2 Absatz 4 und Artikel 4 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Getreidepreise ist sowohl 
den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als auch 
dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemein- 
schäft zur harmonischen Einwicklung des Welthan- 
dels leisten will. Die gemeinsame Agrarpolitik zielt 
insbesondere darauf ab, der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung eine angemessene Lebenshaltung zu 
gewährleisten, die Versorgung sicherzustellen und 
für die Belieferung der Verbraucher zu angemesse- 
nen Preisen Sorge zu tragen. 

Die Bedeutung des Getreides für die Landwirt- 
schaft der Gemeinschaft und der Einfluß der Ge- 
treidepreise auf den Preis zahlreicher landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse und damit auf das Einkommen 
der in der Landwirtschaft Beschäftigten sind groß. 

Die Richtpreise für die wichtigsten Getreidearten 
müssen in einem Verhältnis zueinander festgesetzt 
werden, daß ihrem Produktionsniveau, der Ausrich- 
tung der Erzeugung, ihrer Verwendung sowie der 
Verbesserung der landwirtschaftlichen Einkommen 
Rechnung trägt. 

In den letzten Jahren wurden die Rieht- und 
Interventionspreise sowie der garantierte Mindest- 
preis in der Regel angepaßt, aber in einem Umfang, 
der sich als unzureichend erwiesen hat. Daher emp- 
fiehlt es sich, die betreffenden Preise anzuheben, um 
nach Möglichkeit - unter Berücksichtigung der 
gegenwärtigen Konjunktur - den Rückstand aufzu- 
holen, was eine Verteilung auf zwei Wirtschafts- 
jahre notwendig macht. 

Um der Geteideerzeugung schon jetzt eine länger- 
fristige Orientierung zu geben, empfiehlt es sich, be- 
reits jetzt die Auswirkung dieser Verteilung für das 


Wirtschaftsjahr 1973/74 zu kennen. Die endgültigen 
Preise dieses Wirtschaftsjahres können in einer 
späteren Verordnung geregelt werden. 

Nach Artikel . . . Absatz . . . der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG muß der Rat jährlich gleichzeitig 
mit den Preisen den Zeitraum festsetzen, während 
dem die Interventionsstellen verpflichtet sind, das 
ihnen angebotene Getreide aufzukaufen. Die Aus- 
klammerung der ersten Monate des Wirtschaftsjah- 
res aus diesem Zeitraum hätte eine elastischere 
Preisbildung zu Beginn des Wirtschaftsjahres zur 
Folge; außerdem könnten die Lager- und Handels- 
plätze ermittelt werden, und es würde vermieden, 
daß bereits zu Beginn des Wirtschaftsjahres größere 
Getreidemengen zur Intervention angeboten wer- 
den - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1972/73 werden die Richt- 
preise und die Grundinterventionspreise für Ge- 
treide sowie der garantierte Mindestpreis für Hart- 
weizen wie folgt festgesetzt: 


a) 

Richtpreise: 

Rechnungseinheiten 

je 1000 kg 


Weichweizen 

113,80 


Roggen 

104,50 


Gerste 

104,50 


Mais 

101,30 


Hartweizen 

132,60 

b) 

Grundinterventionspreise: 



Weichweizen 

104,20 


Gerste 

95,50 


Roggen 

95,50 

c) 

Garantierter Mindestpreis 



für Hartweizen: 

153,80 


Artikel 2 

Der Zeitraum, während dem die von den Mitglied- 
staaten bestimmten Interventionsstellen verpflichtet 
sind, das ihnen angebotene Getreide aufzukaufen, 
wird wie folgt festgesetzt: 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 


25 



Drudesache VI/3150 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


— für Weichweizen, Hartweizen und Roggen: vom 
1. September 1972 bis 31. Juni 1973, 

— für Gerste: vom 1. Oktober 1972 bis 31. Juli 1973 
und 

— für Mais: vom 1. November 1972 bis 31. Juli 1973. 


Artikel 3 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/74 werden die Richt- 
preise und die Grundinterventionspreise für Ge- 
treide sowie der garantierte Mindestpreis für Hart- 
weizen wie folgt festgesetzt: 



Rechnungseinheiten 

Richtpreise: 

je 1000 kg 

Weichweizen 

114,90 

Roggen 

106,50 

Gerste 

106,50 

Mais 

104,20 

Hartweizen 

133,90 

Grundinterventionspreise : 

Weichweizen 

105,30 

Gerste 

97,50 

Roggen 

97,50 

Garantierter Mindestpreis 

für Hartweizen: 

155,30 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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IIL 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr . ... 172 des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 
hinsichtlich der Einfuhrregelung von Futtergetreide in Italien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 23 der Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide-), zuletzt geändert 
durch die Verordnung EWG Nr. . . ./72‘^), sieht 
Übergangsmaßnahmen für die Einfuhren von Futter- 
getreide nach Italien vor. 

Es ist angebracht, den Wechsel vom Übergangs- 
system zum endgültigen System der gemeinsamen 
Preise zu erleichtern. 

Es ist daher notwendig, eine stufenweise Ver- 
ringerung einzuführen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Der Text von Artikel 23 erhält folgende Fassung: 

„1. Bei der Einfuhr von Gerste, Hafer, Mais und 
Hirse aller Art auf dem Seeweg in die Italieni- 
sche Republik kann dieser Mitgliedstaat wäh- 
rend des Getreidewirtschaftsjahres 1972/73 die 
Abschöpfung um 7,5 Rechnungseinheiten je 
Tonne verringern. 

Für die Wirtschaftsjahre nach 1972/73 wird der 
im vorgenannten Absatz genannte Betrag durch 
den Rat, auf Vorschlag der Kommission, nach 
dem in Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages vor- 


gesehenen Abstimmungsverfahren stufenweise 
zunehmend gleichzeitig mit der Festsetzung der 
Preise für jedes Wirtschaftsjahr verringert. 

Diese Verringerung kann nur erfolgen, wenn 
eine Subvention in gleicher Höhe für Lieferun- 
gen der gleichen Getreidearten auf dem Seeweg 
aus Mitgliedstaaten gewährt wird, es sei denn, 
daß diese Subvention dem Absender des Ge- 
treides auf dessen Antrag vom Herkunftsmit- 
gliedstaat gezahlt würde, der die Italienische 
Republik hiervon unverzüglich unterrichtet. Die 
Italienische Republik unterrichtet alle Mitglied- 
staaten laufend über die Höhe der jeweils gel- 
tenden Subvention. 

2. Der Rat trifft auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 
43 Absatz (2) des Vertrages die erforderlichen 
Maßnahmen, um Diskriminierungen zwischen 
den Produzenten der Gemeinschaft und um 
Wettbewerbsverzerrungen im Handel zwischen 
denaturiertem Weichweizen einerseits und den 
in Absatz (1) genannten Getreidearten, insbe- 
sondere Gerste, andererseits zu vermeiden, falls 
Italien von der in Absatz (1) vorgesehenen Er- 
mächtigung Gebrauch macht. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 26 erlassen." 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . 1972, S. . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


27 



Drucksache VI/3150 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


IV. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . /72 des Rates 
zur Festsetzung des Richtpreises für geschälten Reis 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2726/71 -), insbesondere auf 
Artikel 2 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für geschäl- 
ten Reis ist sowohl den Zielen der gemeinsamen 
Agrarpolitik als auch dem Beitrag Rechnung zu 
tragen, den die Gemeinschaft zur harmonischen Ent- 
wicklung des Welthandels leisten will. Die gemein- 
same Agrarpolitik zielt insbesondere darauf ab, 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine ange- 
messene Lebenshaltung zu gewährleisten, die Ver- 
sorgung sicherzusteiien und für die Belieferung der 
Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu 
tragen. 


Der Richtpreis für geschälten Reis muß in einem 
Verhältnis festgesetzt werden, bei dem das Produk- 
tionsniveau, die künftige Ausrichtung der Erzeu- 
gung, ihre Verwendung und die Verbesserung der 
landwirtschaftlichen Einkünfte berücksichtigt sind. 

Die Anwendung dieser Regeln führt dazu, den 
Richtpreis höher festzusetzen als für das vergangene 
Wirtschaftsjahr - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für das Reiswirtschaftsjahr 1972/73 wird der Richt- 
preis für geschälten Reis auf 21,150 Rechnungsein- 
heiten je 100 kg festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 288 
vom 23. Dezember 1971, S. 6 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C . . . 
vom , . . 1971, S. . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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V. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr . ... 112 des Rates 
zur Festsetzung der Interventionspreise für Rohreis 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25, Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2726/71 -), insbesondere auf 
Artikel 4 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Interventionspreise für Rohreis für Arles und 
Vercelli müssen nach den Regeln des Artikels 4 Ab- 
satz 3 der Verordnung Nr. 359/67/EWG von dem 
Richtpreis für geschälten Reis abgeleitet werden, der 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./71 des Rates 
vom . . . 1971 zur Festsetzung des Richtpreises für 
geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 1972/73^) 
festgesetzt worden ist. 


Die Anwendung dieser Regeln führt dazu, die 
Interventionspreise auf einen einheitlichen Betrag 
für Aries und Vercelli höher festzusetzen, als für 
das vorhergehende Wirtschaftsjahr - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Die Interventionspreise für Rohreis für Arles und 
Vercelli werden für das Wirtschaftsjahr 1972/73 auf 
13,00 Rechnungseinheiten je 100 kg festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amstblatt der Europäi.schGn Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23, Dezember 1971, S. 6 

‘0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom , . . 1971, S. , . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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VL 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr . ... 172 des Rates 
zur Festsetzung der Standardqualität für Weißzucker 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr, 1009/67/EWG 
des Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Zucker^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2727/71 2), 
insbesondere auf Artikel 2 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Richtpreis für Weißzucker muß für eine Stan- 
dardqualität festgesetzt werden; es ist daher erfor- 
derlich, diese Standardqualität zu bestimmen. 

Es ist zweckmäßig, als Standardqualität für Weiß- 
zucker eine Qualität zu wählen, die als repräsentativ 
für die Gemeinschaftserzeugung angesehen werden 
kann - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Weißzucker der Standardqualität ist von folgen- 
der Beschaffenheit: 

a) gesund, handelsüblich, trocken, in Kristallen 
einheitlicher Körnung, frei fließend; 

b) Polarisation: mindestens 99,7”; 

c) Feuchtigkeitsgehalt: höchstens 0,66 v. H.; 

d) Gehalt an Invertzucker: höchstens 0,04 v. H.; 

e) die nach Absatz 2 ermittelte Punktzahl über- 
schreitet insgesamt nicht 22 und nicht 


— für den Aschegehalt: 15, 

— für die Farbtype, ermittelt nach der 
Methode des Instituts für landwirtschaft- 
liche Technologie und Zuckerindustrie 
Braunschweig, nachfolgend „Methode 
Braunschweig" genannt: 9, 

— für die Färbung der Lösung, ermittelt nach 
der Methode der International Commission 
for Uniform Methods of Sugar Analysis, 
im folgenden „Methode ICUMSA" ge- 
nannt: 6. 

2. Es ergeben einen Punkt: 

a) je 0,0018 v. H. Aschegehalt, ermittelt nach der 
Methode ICUMSA (28” Brix); 

b) je 0,5 Farbtypeneinheiten, ermittelt nach der 
Methode Braunschweig; 

c) je 7,5 Einheiten für die Färbung der Lösung, 
ermittelt nach der Methode ICUMSA. 

3. Die für die Ermittlung der in Absatz 1 genannten 
Elemente verwandten Methoden sind die glei- 
chen, die im Rahmen der Interventionsmaßnah- 
men Anwendung finden. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 8 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C . . . 
vom . . . S. . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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VII. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Preise im Sektor Zucker, der Standard- 
qualität für Zuckerrüben sowie des Berechnungskoeffizienten 
für die Höchstquote für das Zuckerwirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2727/71 -), insbe- 
sondere auf Artikel 2 Absatz 2, Artikel 3 Absatz 5, 
Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 24 Absatz 2 Unter- 
absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Preise für Zucker ist so- 
wohl den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als 
auch dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die Ge- 
meinschaft zur harmonischen Entwicklung des Welt- 
handels leisten will. Die gemeinsame Agrarpolitik 
zielt insbesondere darauf ab, der landwirtschaftli- 
chen Bevölkerung eine angemessene Lebenshaltung 
zu gewährleisten, die Versorgung sicherzustellen 
und für eine Belieferung der Verbraucher zu ange- 
messenen Preisen Sorge zu tragen. 

Um diese Ziele zu erreichen, ist es notwendig, den 
Richtpreis für Zucker auf eine Höhe festzusetzen, die 
insbesondere unter Berücksichtigung der sich daraus 
für den Interventionspreis ergebenden Höhe den 
Erzeugern von Zuckerrüben oder Zuckerrohr einen 
angemessenen Erlös sichert, ohne indes die Ver- 
braucherinteressen zu vernachlässigen, und die ge- 
eignet ist, ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen 
den Preisen für die wichtigsten landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse zu wahren. 

Da die Vermarktung des Zuckers wegen der Be- 
sonderheiten des Zuckermarkts nur mit relativ be- 
grenzten Risiken verbunden ist, kann bei der Fest- 
setzung des Interventionspreises für Zucker der 
Unterschied zwischen Richtpreis und Interventions- 
preis verhältnismäßig niedrig festgesetzt werden. 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben muß festegsetzt 
werden, indem der Interventionspreis und Pausch- 
beträge für die Kosten der Verarbeitung und der 
Lieferung der Zuckerrüben an die Fabrik berücksich- 
tigt werden und von einem Ausbeutesatz ausgegan- 


gen wird, der für die Gemeinschaft auf 130 Kilo- 
gramm Weißzucker je Tonne Zuckerrüben mit 
16 V. H. Zuckergehalt veranschlagt werden kann. 

Die vorstehend genannten Kosten können pau- 
schal für 100 Kilogramm Weißzucker auf 9,74 Rech- 
nungseinheiten veranschlagt werden. Dieser Pau- 
schalbetrag ergibt sich aus der Summe der auf 8,84 
Rechnungseinheiten veranschlagten Verarbeitungs- 
spanne und der auf 1,73 Rechnungseinheiten ge- 
schätzten Kosten der Lieferung der Zuckerrüben 
an die Fabrik, wobei für Erlöse der Fabriken aus 
Melasseverkäufen diese Summe um einen pauscha- 
len Abschlag von 0,83 Rechnungseinheiten, der auf 
der Grundlage eines Rendements von 38,5 Kilo- 
gramm je Tonne verarbeiteter Zuckerrüben und 
eines Ab-Fabrik-Preises für Melasse von 2,80 Rech- 
nungseinheiten je 100 Kilogramm berechnet ist, ver- 
mindert wird. 

Es ist zweckmäßig, als Standardqualität für Zuk- 
kerrüben eine Qualität zu wählen, die den Eigen- 
heiten der Erzeugung in den wichtigsten Zucker- 
rübenanbaugebieten der Gemeinschaft Rechnung 
trägt. 

Unter Berücksichtigung einerseits der Erzeugungs- 
entwicklung unter dem Gesichtspunkt der Speziali- 
sierung und andererseits der Absatzmöglichkeiten 
ist es angebracht, die in Artikel 24 der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG genannten Höchstquoten auf 135 
V. H. der Grundquoten festzusetzen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Zuckerwirtschaftsjahr 
1972/1973. 

Artikel 2 

1. Der Richtpreis für 100 Kilogramm Weißzucker 
wird auf 24,40 Rechnungseinheiten festgesetzt. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 8 
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2. Der Interventionspreis für 100 Kilogramm Weiß- 
zucker wird auf 23,20 Rechnungseinheiten fest- 
gesetzt. 

3. Das Hauptüberschußgebiet umfaßt die folgenden 
französischen Departements: Aisne, Somme, Oise. 


Artikel 3 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben, der für das in 
Artikel 2 Absatz 3 genannte Gebiet gilt, wird auf 
17,50 Rechnungseinheiten je Tonne bei Lieferung 
frei Sammelstelle festgesetzt. 


Artikel 4 

Zuckerrüben der Standardqualität sind von folgen- 
der Beschaffenheit; 

a) gesund und handelsüblich, 

b) 16 V. H. Zuckergehalt bei der Annahme. 


Artikel 5 

Der in Artikel 24 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
genannte Koeffizient wird auf 1,35 festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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VIII. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der abgeleiteten Interventionspreise, 
der Interventionspreise für Rübenrohzucker, der Zuckerrüben- 
mindestpreise, der Schwellenpreise, der Garantiemenge 
und des Höchstbetrags der Produktionsabgabe 
für das Zuckerwirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2727/71 -), insbe- 
sondere auf Artikel 3 Absatz 6, Artikel 4 Absatz 4, 
Artikel 9 Absatz 7, Artikel 12 Absatz 5, Artikel 26 
Absatz 1 und Artikel 28, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./71 des Rates 

vom zur Festsetzung der Preise im Sektor 

Zucker, der Standardqualität für Zuckerrüben sowie 
des Beredinungskoeffizienten für die Höchstquote 
für das Zuckerwirtschaftsjahr 1972/1973^) ist der 
Interventionspreis für Weißzucker für das Haupt- 
überschußgebiet der Gemeinschaft auf 23,20 Rech- 
nungseinheiten für 100 Kilogramm festgesetzt 
worden. 

In Artikel 3 Absatz 2 Nr. 1009/67/EWG ist vor- 
gesehen, daß für andere Gebiete abgeleitete Inter- 
ventionspreise festgesetzt werden, und zwar unter 
Berücksichtigung der regionalen Preisunterschiede 
für Zucker, die bei normaler Ernte und freiem 
Warenverkehr mit Zucker auf Grund der natürlichen 
Bedingungen der Marktpreisbildung zu erwarten 
sind. 

Da bei den geltenden Quoten in den Erzeugungs- 
gebieten Deutschlands, der Niederlande, Belgiens 
und Frankreichs eine ausgeglichene oder überschüs- 
sige Versorgungslage zu erwarten ist, kann davon 
ausgegangen werden, daß die Preise ab Fabrik in 
den genannten Gebieten, mit Ausnahme der franzö- 
sischen überseeischen Departements, weitgehend 
den Preisen im Hauptüberschußgebiet der Gemein- 
schaft entsprechen werden. 

Demgegenüber dürfte in Italien die Zuckererzeu- 
gung bei relativ hohen Produktionskosten die fest- 
gelegte Grundmenge voraussichtlich nicht wesentlich 


überschreiten; es ist daher mit einem aus den Über- 
schußgebieten der Gemeinschaft zu deckenden Zu- 
schußbedarf von mehr als 300 000 Tonnen zu rech- 
nen. 

Unter diesen Umständen wird das Niveau der 
Marktpreise in Italien durch die Angebotspreise für 
Zucker aus den Überschußgebieten der Gemeinschaft 
bestimmt. Unter Berücksichtigung des in Nordfrank- 
reich geltenden Interventionspreises, zuzüglich der 
Vermarktungskosten für Lieferungen nach Nord- 
italien einerseits und der Absatzkosten der italie- 
nischen Zuckerindustrie andererseits, kann der abge- 
leitete Interventionspreis für Italien auf 24,70 Rech- 
nungseinheiten für 100 Kilogramm festgesetzt 
werden. 

Die Zuckererzeugung in den französischen über- 
seeischen Departements führt zu umfangreichen 
Überschüssen an Rohzucker. Die günstigsten Absatz- 
möglichkeiten für diesen Zucker innerhalb der Ge- 
meinschaft ergeben sich in Südfrankreich und in Süd- 
italien, wo der Zucker nach Raffinierung unmittelbar 
verkauft werden kann. Ausgehend von den voraus- 
sichtlichen Marktpreisen in den italienischen Zu- 
schußgebieten, die wahrscheinlich um 0,50 Rech- 
nungseinheiten je 100 Kilogramm über dem abge- 
leiteten Interventionspreis für Italien liegen werden, 
und unter Berücksichtigung der Transportkosten 
zwischen den überseeischen Departements und die- 
sen Gebieten ist es angebracht, für diese Departe- 
ments einen abgeleiteten Interventionspreis von 
22,87 Rechnungseinheiten für 100 Kilogramm Weiß- 
zucker festzusetzen. 

Nach Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG ist für diese Departements der Interven- 
tionspreis für Rohzucker festzusetzen, der von dem 
für diese Departements festgesetzten Interventions- 
preis für Weißzucker unter Berücksichtigung einer 
einheitlichen Verarbeitungsspanne und eines pau- 
schalen Rendements abzuleiten ist; die Raffinie- 
rungskosten können nach den verfügbaren Angaben 
auf 1,86 Rechnungseinheiten für 100 kg Raffinade 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23, Dezember 1971, S. 8 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 

s, Seite . . . dieses Amtsblattes 
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geschätzt werden, wovon voraussichtlich 0,60 Rech- 
nungseinheiten aus dem im Markt erzielbaren 
Qualitätszuschlag gegenüber dem Preis der Stan- 
dardqualität gedeckt werden können; außerdem ist 
die Ausbeute gemäß der Definition der Standard- 
qualität für Rohzucker in der Verordnung (EWG) 
Nr. 431/68'") auf 92 v. H. zu veranschlagen. 

In Artikel 9 Absatz 7 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG ist die Festsetzung der Interventionspreise für 
Rübenrohzucker vorgesehen. Diese Preise sollten 
vom Interventionspreis für Weißzucker unter Be- 
rücksichtigung der für die Festsetzung des Interven- 
tionspreises für Rohzucker in den französischen 
überseeischen Departements bereits angegebenen 
Einzelheiten sowie unter Berücksichtigung der 
Heranführungskosten für die Versorgung mit Roh- 
zucker abgeleitet werden, die für 1000 Kilogramm 
pauschal auf 0,50 Rechnungseinheiten geschätzt 
werden. 

Die in Artikel 4 Absatz 1 erster Gedankenstrich 
der Verordnung Nr. 1009/67/EWG genannten Min- 
destpreise für Zuckerrüben sind für die außerhalb 
des Hauptüberschußgebiets liegenden Gebiete von 
den in den betreffenden Gebieten geltenden Inter- 
ventionspreisen für Weißzucker unter Berücksichti- 
gung der bei der Festsetzung des Mindestpreises für 
Zuckerrüben für das Hauptüberschußgebiet berück- 
sichtigten Werte für die Verarbeitungsspanne, das 
Rendement, die Verkaufserlöse für Melasse und die 
Anlieferungskosten der Zuckerrüben zu ermitteln. 

Es ist angezeigt, die in Artikel 4 Absatz 1 zweiter 
Gedankenstrich der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
genannten Mindestpreise für Zuckerrüben außerhalb 
der Grundquote im Hinblick auf die Spezialisierung 
des Zuckerrübenanbaus und unter Berücksichtigung 
der voraussichtlichen Versorgungslage der Gemein- 
schaft so festzusetzen, daß sie für die Erzeuger mit 
verhältnismäßig hohen Produktionskosten keinen 
Anreiz zur Erzeugung mehr bieten, sondern nur für 
sehr rationell und unter günstigsten Verhältnissen 
arbeitende Betriebe von Interesse sind. 

Bei der Festsetzung der in Artikel 27 Absätze 4 
und 5 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG genannten 
Hundertsätze und des in Artikel 28 derselben Ver- 
ordnung genannten Höchstbetrages der Produktions- 
abgabe ist es - dem Zweck des Quotensystems ent- 
sprechend - notwendig, den Unterschied zwischen 
dem Mindestpreis für Zuckerrüben und dem Min- 
destpreis für Zuckerrüben außerhalb der Grund- 
quote einerseits und die auf etwa 45 v. H. der Ver- 
arbeitungsspanne geschätzten festen Kosten der 
Zuckerindustrie andererseits zu berücksichtigen. 

Nach Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG ist der Schwellenpreis für Weißzucker 
gleich dem für das Hauptüberschußgebiet der Ge- 
meinschaft geltenden Richtpreis zuzüglich der pau- 
schal berechneten Kosten für den Transport von 
diesem Gebiet zu dem entferntesten Verbrauchs- 
gebiet der Gemeinschaft mit einem Zuschußbedarf: 


bei der gegebenen Versorgungslage der Gemein- 
schaft müssen demzufolge die Transportkosten für 
Lieferungen aus den nordfranzösischen Departe- 
ments nach Palermo als wichtigstem Einfuhrhafen 
Siziliens berücksichtigt werden. 

Der Schw eilenpreis für Rohzucker ist unter Berück- 
sichtigung einer Verarbeitungsspanne und eines 
pauschalen Wertes für das Rendement vom Schwel- 
ienpreis für Weißzucker abzuieiten; es empfiehlt 
sich, in diesem Fall dieselben Kriterien anzuwenden 
wie bei der Ableitung des Interventionspreises für 
Rohzucker. 

Der Schwellenpreis für Melasse ist so zu bestim- 
men, daß die bei der Festsetzung der Mindestpreise 
für Zuckerrüben berücksichtigten Erlöse der Fabriken 
aus Melasseverkäufen erzielt werden können. 

Gemäß Artikel 26 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG muß die Garantiemenge dem voraussichtlichen 
menschlichen Verbrauch im Zuckerwirtschaftsjahr 
1972/1973 entsprechen, der auf 6,48 Millionen Ton- 
nen veranschlagt werden kann - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Zuckerwirtschaftsjahr 
1972/1973. 

Artikel 2 

Für alle anderen als die in Artikel 2 Absatz 3 der 

Verordnung (EWG) Nr aufgeführten Gebiete 

wird der abgeleitete Interventionspreis für 100 Kilo- 
gramm Weißzucker festgesetzt: 

a) auf 24,70 Rechnungseinheiten für alle Gebiete in 
Italien, 

b) auf 22,87 Rechnungseinheiten für die franzö- 
sischen überseeischen Departements, 

c) auf 23,20 Rechnungseinheiten für die übrigen Ge- 
biete der Gemeinschaft. 

Artikel 3 

1. Der Interventionspreis für 100 Kilogramm Rüben- 
rohzucker wird festgesetzt: 

a) auf 19,72 Rechnungseinheiten für das Haupt- 
überschußgebiet der Gemeinschaft und die in 
Artikel 2 Buchstabe c genannten Gebiete, 

b) auf 21,10 Rechnungseinheiten für die in 
Artikel 2 Buchstabe a genannten Gebiete. 

Dieser Interventionspreis gilt für Rohzucker der 
Standardqualität, unverpackt, ab Fabrik, verladen 
auf ein vom Käufer gewähltes Beförderungs- 
mittel. 


'Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 89 
vom 10. April 1968, S. 3 
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2. Der in Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG genannte abgeleitete Interven- 
tionspreis für Rohzucker in den französischen 
überseeischen Departements wird auf 19,87 Rech- 
nungseinheiten für 100 Kilogramm festgesetzt. 


Artikel 4 

1. Der Mindestpreis für eine Tonne Zuckerrüben 
wird festgesetzt 

a) auf 19,45 Rechnungseinheiten für die in 

Artikel 2 Buchstabe a aufgeführten Gebiete, 

b) auf 17,50 Rechnungseinheiten für die in 

Artikel 2 Buchstabe c aufgeführten Gebiete* 

2. Der Mindestpreis für eine Tonne Zuckerrüben 
außerhalb der Grundquote wird festgesetzt: 

a) auf 10,30 Rechnungseinheiten für das in 

Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 

Nr bestimmte Huaptüberschußgebiet 

der Gemeinschaft und für die in Artikel 2 
Buchstabe c aufgeführten Gebiete, 

b) auf 12,25 Rechnungseinheiten für die in 

Artikel 2 Buchstabe a aufgeführten Gebiete. 


Artikel 5 

Der Schwellenpreis wird festgesetzt 

a) für 100 Kilogramm Weißzucker auf 26,90 Rech- 
nungseinheiten, 


b) für 100 Kilogramm Rohzucker auf 23,59 Rech- 
nungseinheiten, 

c) für 100 Kilogramm Melasse auf 3,20 Rech- 
nungseinheiten. 


Artikel 6 

Die Garantiemenge nach Artikel 26 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG wird auf 6 480 000 
Tonnen Weißzucker festgesetzt. 


Artikel 7 

1. Die Hundertsätze nach Artikel 27 Absätze 4 und 
5 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG werden auf 
60,0 festgesetzt. 

2. Der Höchstbetrag der Produktionsabgabe nach 
Artikel 28 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
wird auf 9,30 Rechnungseinheiten für 100 Kilo- 
gramm Weißzucker festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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IX. 

Entwurf eines Vorschlages 
einer Verordnung (EWG Nr. . . . 112 des Rates 
zur Festsetzung des Erzeugerrichtpreises für Olivenöl 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2727/71 -, insbesondere auf Artikel 4 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ®), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei Festsetzung des Erzeugerrichtpreises für 
Olivenöl ist sowohl den Zielen der gemeinsamen 
Agrarpolitik als auch dem Beitrag Rechnung zu 
tragen, den die Gemeinschaft zur harmonischen Ent- 
wicklung des Welthandels zu leisten beabsichtigt. 
Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik sind nament- 
lich, den in der Landwirtschaft tätigen Personen eine 
angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten, die 
Versorgung sicherzustellen und für die Belieferung 
der Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu 
tragen. 

Der erwähnte Richtpreis ist nach den Kriterien der 
Artikel 4 und 5 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
für eine bestimmte Standardqualität festzusetzen. 


Die Gründe für die Bestimmung der Standard- 
qualität für das vorige Vermarktungsjahr bestehen 
weiter. Infolgedessen ist diese Standardqualität un- 
verändert beizubehalten. 

Die Zugrundelegung der genannten Kriterien führt 
zur Festsetzung eines höheren Erzeugerrichtpreises 
als für das vorige Vermarktungsjahr - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für das Vermarktungsjahr 1972/1973 wird der Er- 
zeugerrichtpreis für Olivenöl auf 125,85 RE je 100 kg 
festgesetzt. 

Artikel 2 

Der in Artikel 1 genannte Preis bezieht sich auf 
handelsübliches („mittelfeines") Olivenöl, dessen 
Gehalt an freien Fettsäuren, berechnet als Ölsäure, 
drei Gramm je 100 Gramm beträgt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 8 

*0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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X. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr . ... 112 des Rates 
zur Festsetzung der Richtpreise und der Interventions- 
grundpreise für Ölsaaten für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ’), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2727/71 “), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 1, 
Unterabsatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Richtpreise und der Inter- 
ventionsgrundpreise für Ölsaaten ist sowohl den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels 
leisten will. Die gemeinsame Agrarpolitik zielt ins- 
besondere darauf ab, der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung eine angemessene Lebenshaltung zu ge- 
währleisten, die Versorgung sicherzustellen und für 
die Belieferung der Verbraucher zu angemessenen 
Preisen Sorge zu tragen. 

Die Anwendung dieser Regeln führt dazu, die 
Richtpreise und die Interventionsgrundpreise höher 
festzusetzen als für das vorhergehende Wirtschafts- 
jahr. 

Damit auf Grund der gemachten Erfahrungen die 
in den Hauptanbaugebieten der Gemeinschaft er- 
zeugten Ölsaaten unter natürlichen Preisbildungs- 
bedingungen zu den Verarbeitungszentren verbracht 
werden und damit sie in den Hauptzuschußgebieten 
mit eingeführten Ölsaaten konkurrieren können, ist 
der für den Interventionsgrundpreis geltende Ort zu 
ändern; Rotterdam, ein Interventionsort in einem 
Gebiet der Gemeinschaft mit sehr großem Zuschuß- 
bedarf, scheint besser geeignet als Genua, dieses 
obengenannte Ziel zu verwirklichen. 

Die Preise der Ölsaaten müssen für bestimmte 
Standardqualitäten festgesetzt werden; bei der Be- 
stimmung der Standardqualitäten ist von den Durch- 


schnittsqualitäten der in der Gemeinschaft geernte- 
ten Ölsaaten auszugehen. Die für das Wirtschafts- 
jahr 1971/1972 festgelegten Qualitäten entsprechen 
diesen Erfordernissen. Es ist daher angebracht, sie 
im folgenden Wirtschaftsjahr beizubehalten - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 werden die Richt- 
preise und die Interventionsgrundpreise für Raps- 
und Rübsensamen sowie für Sonnenblumenkerne 
wie folgt festgesetzt: 

Rechnungseinheiten 
je 100 kg 

a) Richtpreis: 21,05 

b) Interventionsgrundpreis: 20,45 

Die Interventionsgrundpreise gelten für Rotterdam. 


Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Preise gelten für lose 
Ware von gesunder und handelsüblicher Beschaffen- 
heit, und zwar 

a) für Raps- und Rübsensamen mit 2 v. H. Fremd- 
bestandteilen und in dieser unveränderten Saat 
mit 10 V. H. Feuchtigkeitsgehalt und 42 v. H. Öl- 
gehalt; 

b) für Sonnenblumenkerne mit 2 v. H. Fremd- 
bestandteilen und in dieser unveränderten Saat 
mit 10 V. H. Feuchtigkeitsgehalt und 40 v. H. Öl- 
gehalt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


q Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 8 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom , , . S. . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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XI. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . /72 des Rates 
zur Festsetzung der Hauptinterventionsorte für Ölsaaten 
und der dort geltenden abgeleiteten Inerventionspreise 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2727/71 “), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 2, 
erster Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG sind für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 
die Hauptinterventionsorte für Raps- und Rübsen- 
samen und für Sonnenblumenkerne sowie die dort 
geltenden abgeleiteten Interventionspreise festzu- 
legen. 

Als Hauptinterventionssorte sind die Orte mit den 
wichtigsten Märkten der Hauptanbaugebiete festzu- 
legen. Um für die Ölsaaten der Gemeinschaft in den 
Zuschußgebieten ein angemessenes Preisniveau zu 
gewährleisten, ist es ferner angezeigt, die für die 
Ölsaatenverarbeitung repräsentativsten Orte sowie 
die Orte außerhalb der Anbaugebiete zu wählen, die 
für den Binnenhandel und die Ausfuhr von Ölsaaten 
repräsentativ sind. 

Gemäß Artikel 24 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG müssen die abgeleiteten Interventionspreise 
so festgelegt werden, daß ein freier Verkehr mit Öl- 
saaten in der Gemeinschaft unter Berücksichtigung 
der natürlichen Preisbildungsbedingungen und ent- 
sprechend dem Marktbedarf möglich ist. Zu diesem 
Zweck müssen die Interventionspreise so festgelegt 


werden, daß die Unterschiede zwischen den Inter- 
ventionspreisen den Preisunterschieden entsprechen, 
mit denen in normalen Erntejahren zu rechnen ist. 

Die Erfahrungen des Wirtschaftsjahres 1971/1972 
lassen es angebracht erscheinen, die für dieses Wirt- 
schaftsjahr festgesetzten Hauptinterventionsorte, 
mit Ausnahme von Treviso für Raps- und Rübsen- 
samen und von Genua für Sonnenblumenkerne, bei- 
zubehalten. 

Sowohl der Austausch des Ortes, für den der 
Grundinterventionspreis festgesetzt wird, als auch 
die Änderung der Transportkosten haben für die im 
Wirtschaftsjahr 1972/1973 gültigen abgeleiteten In- 
terventionspreise im Vergleich zu denjenigen des 
vergangenen Wirtschaftsjahres gewisse Änderungen 
zur Folge - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 
Einziger Artikel 

Die Hauptinterventionsorte für Raps- und Rübsen- 
samen sowie für Sonnenblumenkerne und die dort 
geltenden abgeleiteten Interventionspreise werden 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 im Anhang fest- 
gesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 8 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Hauptinterventionsorte 
und dort geltende Interventionspreise 


A. Für Raps- und Rübsensamen 


Orte 

Interventionspreise 
in Rechnungseinheiten 
für 100 kg 

Saaten der Standard- 
qualität 

Chäteauroux 

19,47 

Bourges 

19,55 

Chartres 

19,76 

Le Havre 

20,31 

Rouen 

20,31 

Gennevilliers 

20,04 

Dijon 

19,72 

Chälons-sur-Marne 

19,87 

Laon 

19,75 

Dunkerque 

20,31 

Antwerpen 

20,35 

Rotterdam 

20,45 

Düsseldorf 

20,44 

Mannheim 

20,25 

Straßburg 

20,21 

Hamm (Westfalen) 

20,09 

Hannover 

20,04 

Hamburg 

20,36 

Kiel 

20,04 

Emden 

20,36 

Regensburg 

19,65 

Lyon 

19,98 

Le Pouzin 

20,07 

Marseille 

20,45 

Bordeaux 

20,34 

Sete 

20,35 

Ravenna 

' 20,45 

Florenz 

20,45 

Genua 

1 20,45 


B. Für Sonnenblumenkerne 


Orte 

Interventionspreise 
in Rechnungseinheiten 
für 100 kg 

Saaten der Standard- 
qualität 

Bourges 

19,48 

Bordeaux 

20,45 

Marseille 

20,45 

Le Pouzin 

19,98 

Rouen 

20,37 

Rotterdam 

20,45 
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XII. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . /72 des Rates 
zur Festsetzung des Beihilfebetrags für Baumwollsaat 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 
des Rates vom 12. Juli 1971 zur Einführung einer 
Beihilferegelung für Baumwollsaat^), insbesondere 
auf Artikel 1 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments -), 

in der Erwägung, daß der Beihilfebetrag für in der 
Gemeinschaft erzeugte Baumwollsaat gemäß Ar- 
tikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1576/71 jedes 
Jahr unter Berücksichtigung der Marktlage und ihrer 
voraussichtlichen Entwicklung so festgesetzt wird, 


daß ein Beitrag zur Gewährleistung eines angemes- 
senen Einkommens der Erzeuger erbracht wird - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 wird der Betrag 
der in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 
vorgesehenen Beihilfe auf 80 Rechnungseinheiten/ 
Hektar festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 17. Juli 1971, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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XIII. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . /72 des Rates 
zur Festsetzung der Beihilfe für Flachs und Hanf 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAETEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 
des Rates vom 29. Juni 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Flachs und Hanf^), insbe- 
sondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments -), 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 sieht 
die jährliche Festsetzung der Beihilfe für in der 
Gemeinschaft erzeugten Flachs und Hanf vor. 

Nach Artikel 4 Absatz 2 der genannten Verord- 
nung wird die Beihilfe je Hektar Anbau- und Ernte- 
fläche festgesetzt, um das Gleichgewicht zwischen 
dem für die Gemeinschaft erforderlichen Produk- 
tionsumfang und den Absatzmöglichkeiten für diese 


Erzeugung sicherzustellen; bei der Festsetzung der 
Beihilfe müssen auch der Weltmarktpreis für Fasern 
und Saaten von Flachs und Hanf sowie der Preis der 
anderen natürlichen konkurrierenden Erzeugnisse 
berücksichtigt werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 wird die in Ar- 
tikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 vorge- 
sehene Beihilfe wie folgt festgesetzt: 

- für Flachs auf 135 Rechnungseinheiten/Hektar 

- für Hanf auf 105 Rechnungseinheiten/Hektar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C . . . 
vom . . . S. . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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XIV. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . /72 des Rates 
zur Festsetzung des Richtpreises für Milch 
sowie der Interventionspreise für Butter, Magermilchpulver, 
Grana Padano und Parmigiano Reggiano 
für das Milchwirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
Organisation für Milch und Milcherzeugnisse ^), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1410/71 ‘^), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 4 und 
Artikel 5 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ‘^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für Milch ist 
sowohl den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik 
als auch dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die 
Gemeinschaft zur harmonischen Entwicklung des 
Welthandels leisten will. Die gemeinsame Agrar- 
politik zielt insbesondere darauf ab, der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, die Versorgung sicherzu- 
stellen und für die Belieferung der Verbraucher zu 
angemessenen Preisen zu garantieren. 

Dabei ist es angebracht, der Bedeutung Rechnung 
zu tragen, die die Milch für die Landwirtschaft der 
Gemeinschaft und damit für das Einkommen der in 
der Landwirtschaft Beschäftigten hat; zwischen dem 
Richtpreis für Milch und den Preisen der übrigen 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse, insbesondere dem 
Preis für Rindfleisch, muß ferner ein ausgewogenes 
Verhältnis bestehen, das der erwünschten Ausrich- 
tung auf dem Gebiet der Rinderzucht entspricht. 

Weiterhin müssen bei der Festsetzung des Richt- 
preises die Bemühungen der Gemeinschaft beachtet 
werden, langfristig gesehen unter Berücksichtigung 
des Außenhandels mit Milch und Milcherzeugnissen 
ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage 
auf dem Milchmarkt herzustellen. 

Die Interventionspreise für Butter und Mager- 
milchpulver sollen zur Verwirklichung des Richt- 
preises für Milch beitragen; bei ihrer Festsetzung 
muß sowohl der allgemeinen Angebots- und Nach- 
fragelage auf dem Milchmarkt in der Gemeinschaft 


als auch den Möglichkeiten Rechnung getragen wer- 
den, Butter und Magermilchpulver auf dem Markt 
der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt abzu- 
setzen. 

Die Interventionspreise für Grana Padano und 
Parmigiano Reggiano müssen auf einer Höhe fest- 
gesetzt werden, die geeignet ist, den Milcherzeugern 
der Gebiete der Gemeinschaft, in denen diese Käse- 
sorten hergestellt und damit einen Anspruch auf die 
Ursprungsbezeichnung haben, hinsichtlich des Er- 
zeugerpreises für Milch die gleichen dauerhaften 
Sicherheiten zu geben, die die Interventionsmaßnah- 
men bei Magermilch und Butter bieten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Für das Milchwirtschaftsjahr 1972/1973 werden der 
Richtpreis für Milch und die Interventionspreise für 
Milcherzeugnisse wie folgt festgesetzt: 


Rechnungseinheiten 

Richtpreis für Milch 

je 100 kg 

11,77 

Interventionspreise : 

Butter 

178,— 

Magermilchpulver 

56,57 

Grana Padano 
- mit einem Alter 
von 30 bis 60 Tagen 

143,80 

- in Warenpartien mit einem Alter 

von durchschnittlich 
sechs Monaten 

169,20 

Parmigiano Reggiano in Waren- 
partien mit einem Alter von 
durchschnittlich sechs Monaten 

183,60. 


Eine Warenpartie ist die Erzeugung eines Herstel- 
lers in der Zeit vom 1. April bis zum 11. November 
eines Wirtschaftsjahres. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 3. Juli 1971, S. 3 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, . . . 

vom . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


42 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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XV. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . /72 des Rates 
zur Festsetzung der Schwellenpreise für bestimmte 
Milcherzeugnisse für das Milchwirtschaftsjahr 1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 


Leiterzeugnis Rechnungseinheiten 

der Erzeugnisgruppe je 100 kg 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1410/71 -), insbesondere auf Artikel 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Schwellenpreise müssen unter Berücksichti- 
gung des für die verarbeitende Industrie der Gemein- 
schaft notwendigen Schutzes so festgesetzt werden, 
daß die Preise der eingeführten Milcherzeugnisse auf 
einer Höhe liegen, die dem Richtpreis für Milch ent- 
spricht; es ist deshalb angebracht, die Schwellen- 
preise auf der Grundlage des Richtpreises für Milch 
unter Berücksichtigung des anzustrebenden Verhält- 
nisses zwischen dem Wert des Milchfetts einerseits 
und der Magermilch andererseits sowie einheitlicher 
Ausbeute- und Kostensätze für die betreffenden 
Milcherzeugnisse festzusetzen; außerdem ist ein pau- 
schaler Betrag zu berücksichtigen, der einen aus- 
reichenden Schutz der milchverarbeitenden Industrie 
in der Gemeinschaft sichern soll. 

Es ist erforderlich, die Schwellenpreise für die 
Handelsstufe festzusetzen, auf der die eingeführten 
Milcherzeugnisse mit den in der Gemeinschaft her- 
gestellten Milcherzeugnissen erstmals in Wett- 
bewerb treten, d. h. für die Stufe „frei Großhandel" - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

1. Für das Milchwirtschaftsjahr 1972/1973 werden 
die Schwellenpreise wie folgt festgesetzt: 


1 

21,50 

2 

70,10 

3 

116,95 

4 

49,45 

5 

66,15 

6 

195,80 

7 

170,05 

8 

147,25 

9 

228,85 

10 

156,20 

11 

140,45 

12 

43,— 


2. Die in Absatz 1 genannten Leiterzeugnisse sind 
diejenigen, die in dem Anhang I der Verordnung 
(EWG) Nr. 823/68 des Rates vom 28, Juni 1968 
zur Festlegung der Erzeugnisgruppen und der 
besonderen Vorschriften für die Berechnung der 
Abschöpfungen für Milch und Milcherzeugnisse ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2864/71 ^), bestimmt sind. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

-J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 3. Juli 1971, S. 3 

=0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, S. 3 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 288 
vom 31. Dezember 1971, S. 2 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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XVI. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG Nr. . . . /72 des Rates 
zur Festsetzung der im Milch Wirtschaftsjahr 1972/1973 gültigen 
Beihilfen für Magermilch und Magermilchpulver, die für Futter- 
zwecke verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1410/71 -), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 2 
Unterabsatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 10 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68 werden jährlich für das 
folgende Milchwirtschaftsjahr die Beihilfen festge- 
setzt, welche für Magermilch und Magermilchpulver 
gewährt werden, die in der Gemeinschaft erzeugt 
und für Futtergetreide verwendet werden. 

Für Futterzwecke können statt Magermilch und 
Magermilchpulver andere Eiweißstoffe verwendet 
werden; in der Gemeinschaft sind diese im allge- 
meinen billiger als Magermilch; die in Artikel 10 der 


Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vorgesehenen Bei- 
hilfen müssen daher so festgesetzt werden, daß 
Magermilch und Magermilchpulver für Futterzwecke 
verwendet werden können - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Für das Milchwirtschaftsjahr 1972/1973 werden die 
Beihilfen wie folgt festgesetzt: 

a) auf 1,18 Rechnungseinheiten für 100 kg Mager- 
milch, 

b) auf 13,00 Rechnungseinheiten für 100 kg Mager- 
milchpulver. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 3. Juli 1971, S. 3 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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XVIL 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr . ... 112 des Rates 
zur Festsetzung der Orientierungspreise für Kälber und 
ausgewachsene Rinder für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 
und des Orientierungspreises für ausgewachsene Rinder 
für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2838/7r-'), insbe- 
sondere auf Artikel 3 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Orientierungspreise für 
Kälber und ausgewachsene Rinder ist sowohl den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels 
leisten will. Die gemeinsame Agrarpolitik zielt ins- 
besondere darauf ab, der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung eine angemessene Lebenshaltung zu ge- 
währleisten, die Versorgung sicherzustellen und für 
die Belieferung der Verbraucher zu angemessenen 
Preisen Sorge zu tragen. 

Die Orientierungspreise müssen nach den in Ar- 
tikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
genannten Kriterien festgesetzt werden. 

Der Orientierungspreis für ausgewachsene Rinder 
für das Wirtschaftsjahr 1972/73 ist durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 672/71 des Rates vom 30. März 
1971 zur Festsetzung der Orientierungspreise für 
Kälber und ausgewachsene Rinder für das Wirt- 
schaftsjahr 1971/72 und des Orientierungspreises für 
ausgewachsene Rinder für das Wirtschaftsjahr 1972/ 
73 festgesetzt worden ^^). Mit Rücksicht auf den für 
das Wirtschaftsjahr 1972/73 geltenden Richtpreis für 
Milch und mit Rücksicht auf gewisse Änderungen 
technischer Art ist es jedoch notwendig, diesen Preis 
zu erhöhen. 


Mit Rücksicht auf die besonderen Bedingungen 
für die Erzeugung und auf dem Markt für ausge- 
vvachsene Rinder, auf den für diesen Produktions- 
zweig zu schaffenden Anreiz, wie auch auf die gegen- 
wärtige Konjunktur, empfiehlt es sich, die Erhöhung 
des Preises auf zwei Wirtschaftsjahre zu verteilen 
und die Auswirkung dieser Verteilung für das Wirt- 
schaftsjahr 1973/74 bereits jetzt bekanntzugeben; 
der endgültige Preis für dieses Wirtschaftsjahr 
könnte Gegenstand einer späteren Verordnung bil- 
den - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Orientierungspreise für das Wirtschaftsjahr 
1972/73 werden wie folgt festgesetzt: 

RE/100 kg Lebendgewicht 
Kälber 96,50 

ausgewachsene Rinder 78,50 

Artikel 2 

Der für das Wirtschaftsjahr 1973/74 geltende Orien- 
tierungspreis für ausgewachsene Rinder wird auf 
81,50 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm Lebend- 
gewicht festgesetzt. 

Artikel 3 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 672/71 wird 
aufgehoben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 286 
vom 30. Dezember 1971, S. 1 

‘h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C . . . 

vom . . . S. . . . 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 1. April 1971, S. 8 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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XVIII. 

Vorschlag für die Verordnung (EWG) Nr . ... 172 des Rates 
zur Einführung einer Prämienregelung zur Förderung der 
Rindfleischerzeugung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Rindfleisch^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2838/71 -), insbesondere 
auf Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments-^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die gegenwärtige Lage auf dem Rindfleischsektor 
der Gemeinschaft ist durch ein bedeutendes und 
wachsendes Defizit gekennzeichnet. 

Bei bestimmten Gruppen von landwirtschaftlichen 
Betrieben der Gemeinschaft besteht jedoch eine Ten- 
denz zur Förderung der Rindfleischerzeugung. 

Diese Tendenz kann durch die Gewährung einer 
Prämie zur Förderung der Rindfleischerzeugung be- 
günstigt werden, durch die der Landwirt einen An- 
reiz erhalten soll, sein Produktionspotential erheb- 
lich zu steigern. 

Es ist notwendig, die Gewährung dieser Prämie 
auf die Landwirte zu beschränken, die anfangs über 
ausreichende Produktionsstrukturen verfügen, um 
eine verhältnismäßig starke Zunahme der Rind- 
fleischerzeugung zu gewährleisten. Es ist jedoch 
zweckmäßig, bestimmten Landwirten, die in Erzeu- 
gervereinigungen zusammengeschlossen sind und 
einzeln nicht über die erforderlichen Produktions- 
strukturen verfügen, die Möglichkeit zu geben, in 
den Genuß der Prämie zu gelangen, sofern die Pro- 
duktionsstrukturen der gesamten Vereinigung im 
Durchschnitt das erforderliche Niveau erreichen. 

Der Betrag dieser Prämie ist so hoch festzusetzen, 
daß er den Landwirten einen Anreiz bietet, ihr 
Produktionspotential um mindestens 30 v. H. zu er- 
höhen. 

Um die Anwendung der Prämienregelung zu er- 
leichtern, ist es angebracht, eine gestaffelte Zahlung 
vorzusehen. 

Es empfiehlt sich, daß die Hälfte der durch die Ge- 
währung dieser Prämien entstehenden Kosten von 
der Gemeinschaft finanziert wird. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen kommt 
eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck dieser 
Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39, Abs. 1 


Buchstabe a) des Vertrages einschließlich der für das 
ordnungsgemäße Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlichen Strukturänderungen zu ver- 
wirklichen. Sie stellen daher eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 über 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
dar 4). 

Es ist festzulegen, daß die in dieser Verordnung 
vorgesehenen Prämien mit den Prämien kumuliert 
werden können, die in der Verordnung (EWG) Nr. 
1975/69 des Rates vom 6. Oktober 1969 zur Einfüh- 
rung einer Prämienregelung für die Abschlachtung 
von Kühen und die Nichtvermarktung von Milch 
und Milcherzeugnissen ^), geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1386/70^’), vorgesehen sind; es 
ist jedoch eine Begrenzung der Kumulierung dieser 
beiden Prämien vorzusehen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Prämie zur Förderung der Rindfleischerzeugung 

Artikel 1 

Zur Förderung der Erzeugung von Rindfleisch und 
Schaffleisch kann den Erzeugern auf ihren Antrag 
oder auf von einer Erzeugergemeinschaft im Namen 
ihrer Mitglieder gestellten Antrag eine Prämie ge- 
währt werden. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung 
1. gilt als Erzeuger: 

a) ein landwirtschaftlicher Betriebsinhaber, 
dessen Betrieb auf dem Gebiet der Gemein- 
schaft liegt und der sich mit der Aufzucht von 
Rindern und Schafen befaßt; 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 286 
vom 30. Dezember 1971, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 29. April 1970, S. 13 

■’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 252 
vom 8. Oktober 1969, S. 1 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 155 
vom 16. Juli 1970, S. 2 
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b) eine juristische Person oder eine Gemein- 
schaft von natürlichen und juristischen Per- 
sonen, die landwirtschaftliche Betriebsmittel 
gemeinschaftlich nutzt, um die gemeinschaft- 
liche Zucht von Rindern und Schafen auf dem 
Hoheitsgebiet der Gemeinschaft zu erlauben; 

2. gilt als Erzeugervereinigung: 

eine Vereinigung von Erzeugern, im Sinne von 
Absatz 1, die auf dem Gebiet eines Mitglied- 
staates gegründet wurde und die das Ziel hat, 
die von diesen Erzeugern gezüchteten Rinder zu 
vermarkten; 

3. Als Betrieb im Sinne dieser Verordnung gilt die 
Gesamtheit der von dem Erzeuger geführten 
Produktionseinheiten, die auf dem Hoheitsgebiet 
desselben Mitgliedstaates liegen. 

Artikel 3 

1. Je nachdem, ob der Antrag von einem Erzeuger 
oder einer Erzeugervereinigung gestellt wird, 
muß, um die Prämie gewährt zu bekommen: 

a) jeder Erzeuger der zuständigen Stelle glaub- 
haft nachweisen, daß er zu einem von jedem 
Mitgliedstaat festgelegten Bezugszeitpunkt 
mindestens 20 Kühe sowie die in Absatz 2 
vorgesehene Mindestzahl an Großrinderein- 
heiten gehalten hat; 

b) jede Erzeugervereinigung der zuständigen 
Stelle glaubhaft nachweisen, daß einerseits 
die Zahl der zum Bezugszeitpunkt von allen 
Erzeugern, die die Prämie durch ihre Vermitt- 
lung beantragen, zum Bezugszeitpunkt gehal- 
tenen Milchkühe nicht kleiner ist als zum 
gleichen Zeitpunkt das Zwanzigfache der Zahl 
dieser Erzeuger und daß andererseits die Zahl 
der zu diesem Zeitpunkt von diesen Erzeu- 
gern gehaltenen Großrindereinheiten minde- 
stens gleich der in Absatz 2 vorgesehenen 
Mindestzahl ist. 

2. Die Gewährung der Prämie wird jedoch von der 
Bedingung abhängig gemacht, daß die Zahl der 
zum Bezugszeitpunkt in dem Betrieb des Erzeu- 
gers oder im Falle einer Erzeugervereinigung in 
sämtlichen Betrieben der Erzeuger, die die 
Prämie durch ihre Vermittlung beantragen, vor- 
handenen Großrindereinheiten mindestens das 
Anderthalbfache der Gesamtzahl der in dem oder 
den betreffenden Betrieben zum Bezugszeitpunkt 
gehaltenen Kühe ist. 

Artikel 4 

1. Außerdem ist die Gewährung der Prämie von der 
schriftlichen Verpflichtung des Tierhalters ab- 
hängig, während eines Zeitraums von drei Jah- 
ren in dem am Tage der Antragstellung geführ- 
ten Betrieb eine Anzahl an Großrindereinheiten 
zu halten, die um mindestens 30 Vo höher ist als 


die in diesem Betrieb zum Bezugszeitpunkt ge- 
haltene Zahl. 

2. Der in Absatz 1 genannte Zeitraum beginnt spä- 
testens am Ende des zweiten Jahres nach dem 
Tag der Genehmigung des Antrags durch die zu- 
ständige Stelle. 

Artikel 5 

1. Zur Bestimmung der Anzahl der in dem Betrieb 
des Begünstigten gehaltenen Großrindereinhei- 
ten (GRE) werden folgende Äquivalenzen aufge- 
stellt: 

a) Kühe einer Herde zur Erzeugung 
von zur Vermarktung bestimmter 
Milch bis zur Höhe der Zahl der 
zum Bezugszeitpunkt gehaltenen 

Kühe 1,0 GRE 

b) über diese Zahl hinausgehender Be- 
stand 0 GRE 

c) Kühe einer Herde, die zum Bezugs- 

zeitpunkt keine Milch zur Vermark- 
tung erzeugen 1,2 GRE 

d) Kälber von 0 bis 6 Monaten 0 GRE 

e) junge Rinder von 6 Monaten bis 

weniger als 1 Jahr 0,5 GRE 

f) männliche Rinder über einem Jahr 1 GRE 

g) weibliche Rinder über einem Jahr 

zur Erneuerung der Herde 0,7 GRE 

h) weibliche Rinder von über 1 Jahr, 
die nach frühzeitigem Abkalben zum 
baldigen Abschlachten bestimmt 

sind 1,5 GRE 

i) weibliche Schafe von über einem 

Jahr 0,2 GRE 

2. Die in Absatz 1 unter h) aufgeführte Äquivalenz 
gilt nicht als endgültig, wenn der Begünstigte 
nachträglich den zuständigen Dienststellen glaub- 
haft nachweist, daß er die Färse innerhalb einer 
noch festzulegenden Frist nach dem Abkalben ge- 
schlachtet hat. 

3. Bei der Ermittlung der in Artikel 3 genannten 
Mindestzahl an Großrindereinheiten werden die 
in Absatz 1 Buchstaben h und i genannten Tiere, 
die zum Bezugszeitraum in dem Betrieb vorhan- 
den sind, nicht berücksichtigt. 

Artikel 6 

Die Prämie beläuft sich auf einen Betrag von 60 
Rechnungseinheiten für jede zum Bezugszeitpunkt 
gehaltene Großrindereinheit. 

Artikel 7 

1. Die Prämie wird in fünf Teilbeträgen gezahlt. 
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2. Ein Teilbetrag von 30 Rechnungseinheiten für 
jede zum Bezugszeitpunkt gehaltene Großrinder- 
einheit wird spätestens am Ende des dritten 
Monats nach dem Tag der Genehmigung des An- 
trags durch die zuständigen Stellen gezahlt 

3. Der Restbetrag wird in vier gleichen Jahresraten 
nach Beginn des in Artikel 4 Absatz 2 genannten 
Zeitraums gezahlt, wenn der Begünstigte der zu- 
ständigen Stelle glaubhaft nachweist, daß er die 
Bedingungen von Artikel 4 erfüllt. 


Artikel 8 

1 . Hat ein Betrieb Anspruch auf die Prämie im 
Sinne der Artikel 1 und 5 der Verordnung (EWG) 
Nr, 1975/69, so verringert sich der gemäß Artikel 
6 dieser Verordnung berechnete Prämienbetrag 
um einen Betrag in Höhe der Raten des in Arti- 
kel 8 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1975/ 
69 genannten Restbetrags, die am Tage der Ge- 
nehmigung des in dieser Verordnung vorgesehe- 
nen Prämienantrags noch nicht gezahlt worden 
sind. 

2. Gehört ein Erzeuger, der Anspruch auf die in die- 
ser Verordnung genannte Prämie hat, einer Er- 
zeugergemeinschaft an und beantragt diese die 
Gewährung der Prämie, so verringert sich der 
dieser Vereinigung gemäß Artikel 6 zu gewäh- 
rende Betrag um den Betrag, der dem begünstig- 
ten Erzeuger bereits gewährt wurde. 

3. Wurde der Anspruch auf die in dieser Verord- 
nung genannten Prämie einer Erzeugervereini- 
gung gewährt, so sind die Anträge nicht zulässig, 
die einzeln von Mitgliedern der Vereinigung zu 
dem Zeitpunkt eingereicht wurden, zu dem diese 
ihren Prämienantrag gestellt hat. 

Artikel 9 

Jeder Betriebsnachfolger kann sich schriftlich ver- 
pflichten, die von seinem Vorgänger eingegangenen 
Verpflichtungen weiterhin zu erfüllen. In diesem 
Falle behält der Letztgenannte die bereits gezahlten 
Beträge und der Restbetrag wird an den Nachfolger 
gezahlt. 

Artikel 10 

1. Die Mitgliedstaaten sind unter den nachstehend 
festgelegten Bedingungen ermächtigt, die Bürg- 
schaft für den Begünstigten der in dieser Ver- 
ordnung festgelegten Prämienregelung und auf 
seinen Wunsch für das Darlehen zu übernehmen, 
das ihm von einem zu diesem Zweck von 
den zuständigen Stellen zugelassenen Bankinsti- 
tut gewährt wird. 

Das Darlehen soll gewährt werden, um den Er- 
werb oder die Erhaltung des gesamten Viehbe- 
standes oder eines Teils desselben, der für die 
Erfüllung der in Artikel 5 genannten Verpflich- 
tung notwendig ist, zu erleichtern. 


2. Die Mitgliedstaaten sind ferner ermächtigt, auf 
Antrag des Begünstigten Zinsvergütungen für 
das in Absatz 1 genannte Darlehen zu gewähren, 
wobei der zu Lasten des Begünstigten verblei- 
bende Zinssatz mindestens 3,5 v. H, betragen 
. muß. 

TITEL II 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 

Artikel 11 

Nach dem Verfahren des Artikels 27 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 805/68 wird folgendes festgelegt: 

a) der Zeitraum für die Einreichung der Anträge auf 
Gewährung der Prämien, 

b) der Zeitraum, in dem die in Artikel 3 Absatz 1 
genannten Bezugszeitpunkte liegen müssen, 

c) die Bestimmungen in bezug auf die Kontrolle der 
Einhaltung der Verpflichtungen und in bezug auf 
die Zahlung der Prämie, 

d) die Bestimmungen für die Beibehaltung des Prä- 
mienanspruchs in außergewöhnlichen Fällen, ins- 
besondere, wenn der Begünstigte seinen Beruf 
als Landwirt aufgibt, 

e) die Bestimmungen über die Gewährung des in 
Artikel 10 genannten Darlehens, 

f) die übrigen Durchführungsbestimmungen zu den 
vorstehenden Artikeln. 

Artikel 12 

Die Gesamtheit der in dieser Verordnung vorge- 
sehenen Maßnahmen mit Ausnahme der in Artikel 
10 vorgesehenen Maßnahmen stellt eine gemein- 
same Maßnahme im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 
21. April 1970 über die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik dar. 

Artikel 13 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL be- 
tragen 55 Millionen RE. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung dei 
in Absatz 1 genannten Maßnahme ist bis 31. März 
1973 begrenzt. 

Artikel 14 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 1 getätigten Ausgaben 
kommen für eine Finanzierung durch den EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung, in Betracht. 

2. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet den 
Mitgliedstaaten 50 v. H. der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 
werden nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 
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Artikel 15 

1 . Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich auf 
die von den Mitgliedstaaten im Laufe des Kalen- 
derjahres getätigten Ausgaben und sind der 
Kommission bis zum 30. Juni des darauffolgen- 
den Jahres einzureichen. 

2. Die Kommission entscheidet einmal oder mehr- 
mals über diese Anträge nach dem Verfahren des 
Artikels 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70. 

Artikel 16 

1. Unbeschadet von Artikel 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 treffen die Mitgliedstaaten in 
Übereinstimmung mit den nationalen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften die erforderlichen Maß- 
nahmen, um bereits gezahlte Beträge wieder ein- 
zutreiben, wenn unter Vorbehalt der Bestim- 
mungen des Artikels 1 1 Buchstabe d die in Arti- 
kel 4 bezeichnet en Verpflichtungen nicht einge- 
halten werden. Sie berichten der Kommission 
über die zu diesem Zweck getroffenen Maßnah- 
men und insbesondere über den Stand der Ver- 
waltungs- und Gerichtsverfahren. 

2. Die wieder eingetriebenen Beträge fließen den 
Zahlstellen der Mitgliedstaaten zu und werden 
von diesen zur Hälfte von den vom Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land- 
wirtschaft finanzierten Ausgaben entsprechend 
dem Anteil der gemeinschaftlichen Finanzierung 
in Abzug gebracht. 

3. Im Falle der erfolglosen Wiedereintreibung der 
Gesamtheit der in Absatz 1 genannten Beträge 


werden die finanziellen Folgen zu gleichen Tei- 
len von der Gemeinschaft und dem betreffenden 
Mitgliedstaat getragen, diejenigen ausgenommen, 
die auf Unregelmäßigkeiten oder Nachlässigkei- 
ten der Verwaltungen oder Dienststellen des 
Mitgliedstaates zurückzuführen sind, die voll- 
ständig von letzteren übernommen werden. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 17 

Bei Anwendung des in Artikel 16 Absatz 1 vorge- 
sehenen Verfahrens sind die wiedereingetriebenen 
Beträge um die Zinsen von 7 v. H. zu erhöhen. 


Artikel 18 

Die Kommission unterbreitet dem Rat regelmäßig 
auf der Grundlage der ihr von den Mitgliedstaaten 
übermittelten Angaben einen Bericht über die An- 
wendung der mit dieser Verordnung eingeführten 
Prämienregelung. 


Artikel 19 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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XIX. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . /72 des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
hinsichtlich der besonderen Einfuhrregelung 
für zur Mast bestimmte Jungrinder und Kälber 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch“), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2838/71 '^), ist bei 
bestimmten Marktverhältnissen für einige zur Mast 
in der Gemeinschaft bestimmte, aus Drittländern 
stammende Jungrinder- und Kälberarten eine be- 
sondere Einfuhrregelung anzuwenden. 

Durch diese Regelung soll die Rindfleischerzeu- 
gung gesteigert werden, ohne daß sich dabei die 
Zahl der Kühe und folglich auch die Milcherzeugung 
erhöhen. Es ist daher angezeigt, diese Politik voran- 
zutreiben und auszubauen. 

Dieses Ziel kann durch Verbesserung der auf die 
Einfuhr von jungen männlichen Rindern mit einem 
Gewicht von mindestens 220 kg und höchstens 
300 kg sowie von Kälbern mit einem Gewicht unter 
80 kg anzuwendenden Regelung erreicht werden. 

Die Einfuhren dieser beiden Vieharten haben sich 
nach Maßgabe eines gewissen mengenmäßigen Ver- 
hältnisses entwickelt. Dieses Verhältnis hat es er- 
laubt, den Bedarf der Halter jeder dieser Vieharten 
zufrieden zu stellen. Es empfiehlt sich, dieses Ver- 
hältnis künftig aufrecht zu erhalten, um die Erzeu- 
gung dieser besonderen Rindfleischqualität zu er- 
möglichen, die sich aus der Mast jeder dieser Vieh- 
arten ergibt. 

Es ist vorzusehen, daß Einfuhren im Rahmen die- 
ser Regelung nur durchgeführt werden können, 
wenn die dritten Länder bei ihren Ausfuhren eine 
gewisse Disziplin wahren - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 wird 
durch folgenden Artikel 11 ersetzt: 


1. Wenn der auf den repräsentativen Märkten der 

Gemeinschaft gemäß Artikel 10 festgestellte 

Preis für Kälber höher ist als der Orientierungs- 
preis, 

a) wird die im gleichen Artikel genannte, ge- 
gebenenfalls anwendbare Abschöpfung auf 
männliche, zum Mästen bestimmte Jung- 
rinder mit einem Gewicht von mindestens 
220 kg und höchstens 300 kg rückerstattet 
oder nicht erhoben; 

b) wird die gegebenenfalls anwendbare Ab- 
schöpfung auf zum Mästen bestimmte Kälber 
mit einem Gewicht unter 80 kg nicht erhoben 
und der Zollsatz für solche Kälber um die 
Hälfte gesenkt. 

2. Gegenüber dritten Ländern, die bereit und in 

der Lage sind, die Garantie zu übernehmen, 

— daß die Ausfuhren der in Artikel 1 genann- 
ten, mit Ursprung und Herkunft aus ihrem 
Hoheitsgebiet stammenden Erzeugnisse sich 
wohlgeordnet und nach Maßgabe eines be- 
stimmten mengenmäßigen Verhältnisses ab- 
wickeln, 

~ daß jede Verkehrsverlagerung vermieden 
wird und 

— daß eine enge, verwaltungstechnische Zu- 
sammenarbeit betreffend dieser Ausfuhren 
sichergestellt wird, 

a) wird die Abschöpfung nicht erhoben und der 
Zollsatz für männliche, zum Mästen be- 
stimmte Jungrinder mit einem Gewicht von 
mindestens 220 kg und höchstens 300 kg 
um die Hälfte gesenkt, 

b) wird die Abschöpfung nicht erhoben und der 
Zollsatz um Dreiviertel gesenkt für zum 
Mästen bestimmte Kälber mit einem Gewicht 
unter 80 kg. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

'‘^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 286 
vom 30. Dezember 1971, S. 1 
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3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel, insbesondere über die Wegefrist und 
über die Einzelheiten der Kontrolle zur Ge- 
währleistung einer ausreichenden Mastzeit für 
die in Absatz 1 genannten Jungtiere sowie 
über die sich auf Absatz 2 beziehenden Bestim- 
mungen werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 27 festgelegt/' 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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XX. 

Verordnung (EWG) Nr /72des Rates 

zur Festsetzung des Grundpreises und der Standardqualität 
für geschlachtete Schweine 

für die Zeit vom 1. November 1972 bis zum 31. Oktober 1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 121/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Schweinefleisch^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2727/71 -), 
insbesondere auf Artikel 4 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Grundpreises für ge- 
schlachtete Schweine ist sowohl den Zielen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik als auch dem Beitrag Rech- 
nung zu tragen, den die Gemeinschaft zur harmoni- 
schen Entwicklung des Welthandels leisten will; die 
gemeinsame Agrarpolitik zielt insbesondere darauf 
ab, der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine ange- 
messene Lebenshaltung zu gewährleisten, die Ver- 
sorgung sicherzustellen und für die Belieferung der 
Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu 
tragen. 

Der Grundpreis muß gemäß den Kriterien des 
Artikels 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 121/67/EWG 
für eine Standardqualität festgesetzt werden, die ge- 
mäß der Verordnung (EWG) Nr. 2108/70 des Rates 
vom 20. Oktober 1970 zur Bestimmung des gemein- 
schaftlichen Handelsklassenschemas für Schweine- 
hälften ^) festgelegt ist. 

Es ist angebracht, als Standardqualität die reprä- 
sentativsten Handels- und Gewichtsklassen der ge- 
meinschaftlichen Erzeugung heranzuziehen. 


Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Grundpreis bei unveränderter Standardqualität 
höher festzusetzen als für den vorhergehenden Zeit- 
raum - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der Grundpreis für geschlachtete Schweine der Stan- 
dardqualität wird für die Zeit vom 1. November 
1972 bis zum 31. Oktober 1973 auf 82,50 Rechnungs- 
einheiten je 100 kg festgesetzt. 

Artikel 2 

Standardqualität sind Schweinehälften, die unter die 
Handelsklasse II des in der Verordnung (EWG) 
Nr. 2108/70 festgelegten gemeinschaftlichen Han- 
delsklassenschemas für Schweinehälften fallen, mit 
Ausnahme derjenigen mit einem Zweihälftengewicht 
von weniger als 70 kg oder von 160 kg und mehr. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 8 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 234 
vom 23. Oktober 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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XXI. 

Verordnung (EWG) Nr. . . . /72 des Rates 
zur Festsetzung der Orientierungspreise für Wein für den Zeit- 
raum vom 16. Dezember 1972 bis zum 15. Dezember 1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2727/71 -), insbesondere auf 
Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Bei Festsetzung der Orientierungspreise für die 
einzelnen Tafelweinarten ist sowohl den Zielen der 
gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem Beitrag 
Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft zur har- 
monischen Entwicklung des Welthandels leisten will, 
die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbesondere dar- 
auf ab, der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine 
angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten, die 
Versorgung sicherzustellen und für die Belieferung 
der Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu 
tragen. 

Diese Ziele führen dazu, für den Zeitraum vom 
16. Dezember 1972 bis zum 15. Dezember 1973 
höhere Preise festzusetzen als im vorhergegangenen 
Zeitraum, und zwar trotz der in Artikel 2 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 genannten Preis- 
entwicklung in den beiden letzten Weinwirtschafts- 
jahren und dem laufenden Weinwirtschaftsjahr. 


Die Orientierungspreise müssen für jede gemäß 
der Verordnung (EWG) Nr. 945/70^) bestimmte 
Tafelweinart, die für die Gemeinschaftserzeugung 
repräsentativ ist, festgesetzt werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Für den Zeitraum vom 16. Dezember 1972 bis zum 
15. Dezember 1973 wird der Orientierungspreis wie 
folgt festgesetzt: 

1. 1,45 RE je Grad/hl für die Tafelweinart R I, 

2. 1,34 RE je Grad/hl für die Tafelweinart R II, 

3. 22,6 RE je hl für die Tafelweinart R III, 

4. 1,36 RE je Grad/hl für die Tafelweinart A I, 

5. 39,1 RE je hl für die Tafelweinart A II, 

6. 34,4 RE je hl für die Tafelweinart A IIL 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 114 
vom 27. Mai 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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XXIL 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Zielpreise und Interventionspreise sowie 
der Bezugsqualitäten für Tabakblätter der Ernte 1972 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Rohtabak ^), ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1574/71 -), 
insbesondere auf Artikel 2, Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Ziel- und Interventions- 
preise für Tabakblätter, die noch nicht eine erste 
Bearbeitung erfahren haben, ist sowohl den Zielen 
der gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem Beitrag 
Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft zur har- 
monischen Entwicklung des Welthandels leisten will. 
Die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbesondere dar- 
auf ab, der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine 
angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten, die 
Versorgung sicherzustellen und für die Belieferung 
der Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu 
tragen. 

Die Ziel- und Interventionspreise müssen für jede 
Sorte der Gemeinschaftserzeugung und für eine Be- 
zugsqualität jeder Sorte nach den in Artikel 2 Ab- 
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 genannten 
Regeln festgesetzt werden. 


Die Anwendung dieser Regeln führt dazu, die 
Ziel- und Interventionspreise für Tabakblätter unter 
Berücksichtigung einer gewissen Ausrichtung der 
Produktion auf die Bedürfnisse des Marktes höher 
festzusetzen als für die vorhergehende Ernte - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe c der Verord- 
nung (EWG) Nr. 727/70 genannten Bezugsqualitäten 
für jede Tabaksorte der Gemeinschaftserzeugung 
werden für die Ernte 1972 im Anhang I festgelegt. 


Artikel 2 

Die in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr, 727/70 
genannten Ziel- und Interventionspreise für Tabak- 
blätter werden für die Ernte 1972 im Anhang II fest- 
gelegt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


q Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 
vom 26. Juli 1971, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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ANHANG I Tabakblätter: Sorten und deren Bezugsqualitäten 


Lfd. Nr. 

Sorte 

Bezugsqualität 

1 

a) Badischer 
Geudertheimer 

b) Forchheimer 
Havanna II c 

„Hauptgut“ (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von dun- 

kelbrauner bis dunkelmelierter Farbe, ausge- 
glichene Blattgröße 

Aufmachung: Sortierter und mit fremder Bindung gebüschei- 

ter Tabak 

Feuchtigkeit: 21 v. H. 

2 

Badischer Burley E 

„Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschädigte, schnittfeste 

Blätter von rötlichbrauner bis hellbrauner 
Farbe, ausgeglichene Blattgröße 

Aufmachung: Sortierter und mit fremder Bindung gebüschei- 

ter Tabak 

Feuchtigkeit: 21 v. H. 

3 

Virgin SCR 

Blätter der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von gel- 

ber bis gelbroter Farbe, Abweichungen als 
bräunliche bis grünlichgelbe Verfärbungen 
sind bis zu einem Drittel der Blattfläche zu- 
lässig 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 

Feuchtigkeit: 13 v. H. 

4 

a) Paraguay und 
Hybriden 

b) Dragon vert 
und Hybriden 

Mittlere Blätter (Leaves) der Klasse 2 

Klasse 2: Blätter mit nicht zu auffälligen Fehlern sowohl 

hinsichtlich der Brennfähigkeit als auch der 
Färbung, des Blattgewebes oder der Reife 
(Überreife oder Unreife) 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen ge- 

legter (capse) Tabak 

Feuchtigkeit: 27 v. H. 

5 

Nijkerk 

Obere Blätter (Tips) der Klasse 2 

Klasse 2: — Entweder Blätter zweiter Länge (45 cm 

oder weniger), sehr zugfest, Heischig, unbe- 
schädigt, widerstandsfähig und elastisch, mit 
nicht herausragender Äderung, von guter 
Reife, die sich durch braune bis dunkel- 
braune Farbe lebhaften Tons ausdrückt 
— oder Blätter erster Länge (über 45 cm), noch 
zugfest, fleischig, noch unbeschädigt, wider- 
standsfähig, mit mehr oder weniger auf- 
fallender Äderung, mit Farbabweichungen 
außer flaschengrün 

Aufmachung; Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen ge- 

legter (capse) Tabak 

Feuchtigkeit: 27 v. H. 
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Lfd. Nr. j Sorte 

Bezugsqualität 

6 

Burley 

(Burley X Bel) 

Mittlere obere Blätter (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 : Gut ausgereifte Blätter von rötlichbrauner leb- 

hafter oder ziemlich lebhafter Farbe, sehr 
wenig meliert, mit einem Blattgewebe mittle- 
rer bis feiner Textur und nicht zu fester Kör- 
nung, von mittlerer Blattigkeit 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen ge- 

legter (capse) Tabak 

Feuchtigkeit: 26 v. H. 

7 

a) Misionero und 
Hybriden 

b) Rio Grande 
und Hybriden 

Blätter der 2. Qualität 

2. Qualität: Voll entwickelte Blätter von mehr als 45 cm 

Länge, kein grobes Blattgewebe, helle, etwas 
gelbliche Farbe, lebhafte oder ziemlich leb- 
hafte Tönung, ausreichend fest und ziemlich 
unbeschädigt, von einigermaßen guter Brenn- 
fähigkeit 

1 Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen ge- 

legter (capse) Tabak 

Feuchtigkeit: 27 v. H. 

8 

a) Philippin 

b) Petit Grammont 
(Flobecq) 

c) Burley (Ergo x 
6410 und 

Ergo X 

Bursana) 

Blätter der Klasse MG 

Klasse MG: Mittlere Blätter, große (Leaves) 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 

Feuchtigkeit: 25 v. H. 

9 

a) Semois 

b) Appelterre 

Blätter der Klasse G 

Klasse G: Große gesunde Blätter 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 

Feuchtigkeit: 25 v. H. 

10 

Bright 

Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig getrock- 

net, mit offener Textur und nicht zu auffälligen 
Rippen und Adern, gesund, von gelber Farbe 
in verschiedenen Tönen 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen zu 30 bis 40 kg 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 

11 

a) Burley I 

b) Maryland 

Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig getrock- 

net, mit offener Textur, auch fest, mit nicht zu 
auffälligen Rippen und Äderung, gesund, von 
mehr oder weniger lebhafter nußbrauner 
Farbe 
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Lfd. Nr. 

Sorte 

Bezugsqualität 

noch 1 1 


Aufmachung: In vorläufigen Ballen von 30 bis 40 kg oder in 

Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 
25 bis 30 Blättern 

Feuchtigkeit; 16 v. H. 

12 

a) Kentucky und 
Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Vollreife Blätter mit festem Blattgewebe, sorg- 

fältig getrocknet und erhalten, von brauner 
Farbe, mit einigen Beschädigungen 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 

von 25 bis 30 Blättern 

Feuchtigkeit: 19v. H. 

13 

a) Nostrano del 
Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Blätter mit festem oder leichtem Blattgewebe, 

gesund, ohne Trocknungsfehler oder in her- 
kömmlicher Weise teilfermentiert, von brau- 
ner oder auch dunkelbrauner Farbe, mit unbe- 
deutenden Beschädigungen 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 

von 25 bis 30 Blättern 

Feuchtigkeit: 19v. H. 

14 

Beneventano 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Blätter genügender Reife, mit festem Blattge- 

webe oder auch grob oder mager, mit unwe- 
sentlichen Fehlern infolge von Trocknung und 
Teilfermentierung und Beschädigungen 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 

von 25 bis 30 Blättern 

Feuchtigkeit: 19v. H. 

15 

16 

17 

Xanti-Yakä 

Perustitza 

Erzegovina und 
Hybriden 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Genügend gesunde und reife Blätter mit eini- 

gen leichten Trocknungsfehlern, mit meist 
leichtem Blattgewebe, von gelber bis brauner 
Farbe, mit auffallenden Beschädigungen, aber 
gut erhalen, auch von unteren Blättern 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen von 15 bis 20 kg oder in 

Kisten mit „Girlanden" von Blättern zu 30 bis 
40 kg 

Feuchtigkeit: 15v. H. 

18 

a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra I 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Nach ihrer Länge in folgendem Verhältnis sor- 

tierte, mittlere untere Blätter, erste Länge (38 
cm und mehr) : 60 v. H. 

zweite Länge (32 bis unter 38 cm) 35 v. H. 

dritte Länge (25 bis unter 32 cm) 5 v. H. 
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Lfd. Nr. 

Sorte 

Bezugsqualität 

noch 18 


Blätter guter Formung, vollreif und einheitlich 

1 gefärbt, gesund, unbeschädigt und von feinem 

Blattgewebe, elastisch und widerstandsfähig, 
ohne herausragende Rippen oder Adern, gut 
teilfermentiert und gut erhalten, von guter 
Brennbarkeit, typischem Geschmack und 
Aroma, als Zigarrendeckblätter geeignet. Mit 
etwa 25 v. H. beschädigten Blättern 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 

Feuchtigkeit: 18 v. H. 

19 

a) Brasile 

Selvaggio 

b) andere Sorten 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Feste, gut entwickelte Blätter von grüner 

Farbe, mit scharfem alkoholischem Aroma 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 

Feuchtigkeit: 20 v. H. 
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ANHANG II 

Ziel- und Interventionspreise für Tabakblätter 


lfd. Nr. 

Sorte 

Zielpreis 

RE/kg 

Interventions- 

preis 

RE/kg 

1 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c 

1,895 

1,706 

2 

Badischer Burley E 

2,289 

2,060 

3 

Virgin SCR 

2,155 

1,940 

4 

a) Paraguay und Hybriden 

b) Dragon vert und Hybriden 

1,482 

1,334 

5 

Nijkerk 

1,566 

1,409 

6 

Burley (Burley X Bel) 

1,772 

1,595 

7 

a) Misionero und Hybriden 

b) Rio Grande und Hybriden 

1,357 

1,221 

8 

a) Philippin 

b) Petit Grammont (Flobecq) 

c) Burley (Ergo X 6410 und Ergo X Bursana) 

1,101 

0,991 

9 

a) Semois 

b) Appelterre 

1,318 

1,186 

10 

Bright 

1,795 

1,616 

11 

a) Burley I 

b) Maryland 

1,454 

1,309 

12 

a) Kentucky und Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

1,490 

1,341 

13 

a) Nostrano del Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

1,468 

1,321 

14 

Beneventan 

1,166 

1,049 

15 

16 

1 Xanti-Yaka 

2,168 

1,951 

Perustitza | 2,031 

1,828 


59 



Drucksache VI/ 3 150 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


lfd. Nr. 

Sorte 

Zielpreis 

RE/kg 

Interventions- 

preis 

RE/kg 

17 

Erzyowina und Hybriden 

1,819 

1,637 

18 

a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra I 

9,076 

8,168 

19 

a) Brasile Selvaggio 

b) übrige Sorten 

0,898 

0,808 
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XXIIL 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Gewährung einer Einkommensbeihilfe an bestimmte 
Gruppen landwirtschaftlicher Betriebsinhaber 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, deren in Artikel 
39 Absatz 1 Buchstaben a und b des Vertrages ge- 
nannten Ziele nur erreicht werden können, wenn 
neben den Maßnahmen der Preispolitik, die auf 
moderne Betriebe ausgerichtet ist, andere Maßnah- 
men zur direkten Verbesserung der landwirtschaft- 
lichen Einkommen eingeführt werden. 

Die Landwirtschaft ist in der Gemeinschaft durch 
eine Vielzahl landwirtschaftlicher Betriebe gekenn- 
zeichnet, denen die erforderlichen Strukturbedingun- 
gen fehlen, um ein Einkommen und Lebensbedin- 
gungen, die mit denen der anderen Berufsgruppen 
vergleichbar sind, erzielen zu können; zahlreiche 
Betriebsinhaber, die derartige Betriebe bewirtschaf- 
ten, können nicht hoffen, die Bedingungen, die in 
der Richtlinie des Rates Nr. . . . über die Moderni- 
sierung landwirtschaftlicher Betriebe für die Geneh- 
migung eines Betriebsentwicklungsplanes aufgestellt 
sind, zu erfüllen und auf diese Weise in den Genuß 
der dort vorgesehenen Beihilfen gelangen zu können. 

Die Richtlinie des Rates Nr. . . . über die Förde- 
rung der Einstellung der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit und Verwendung der landwirtschaft- 
lich genutzten Fläche für Zwecke der Agrarstruktur- 
verbesserung bringt bereits in weitem Umfang eine 
Lösung der Probleme dieser Betriebsinhaber; die- 
jenigen Betriebsinhaber jedoch, die noch nicht das 
Alter für den Erhalt der in der genannten Richtlinie 
vorgesehenen jährlichen Rente haben und die die 
landwirtschaftliche Erwerbstätigkeit einstellen wol- 
len, sind genötigt, einen außerlandwirtschaftlichen 
Beruf zu suchen. Insbesondere diejenigen aber, die 
zwischen 40 und 55 Jahre alt sind, sehen sich häufig 
vor der Unmöglichkeit, einen solchen Beruf zu fin- 
den, so daß sie von den vorgesehenen Maßnahmen 
keinen Gebrauch machen können. 


Eine Einkommensbeihilfe kann die Lebens- und 
Einkommensbedingungen dieser Betriebsinhaber 
verbessern, bis sie das Alter erreicht haben, um in 
den Genuß der vorerwähnten jährlichen Rente zu 
gelangen. 

Um jedoch den Erfolg der in der Richtlinie Nr. . . . 
des Rates über die Förderung der Einstellung der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit vorgesehenen 
Maßnahmen nicht zu behindern, sondern im Gegen- 
teil, zu fördern, ist es notwendig, daß sich die Emp- 
fänger der Einkommensbeihilfe verpflichten, mit 55 
Jahren gemäß den Bedingungen dieser Richtlinie die 
landwirtschaftliche Erwerbstätigkeit aufzugeben. 

Wenn auch die Betriebsinhaber, die ihre Betriebe 
entsprechend den Bestimmungen der Artikel 2 und 4 
der Richtlinie des Rates über die Modernisierung 
landwirtschaftlicher Betriebe entwickeln, früher oder 
später den vollen Nutzen aus der Preispolitik zie- 
hen, so haben doch die Belastungen, die aus den für 
eine Modernisierung notwendigen Investitionen 
resultieren, für denjenigen, der diese Modernisie- 
rung unternimmt, zunächst eine Verringerung des 
verfügbaren Einkommens während der ersten Jahre 
der Laufzeit des Betriebsentwicklungsplanes zur 
Folge. 

Eine degressive Einkommensbeihilfe vermag die 
Schwierigkeiten dieser Lage auszugleichen. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen kommt 
eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck dieser 
Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 Buch- 
stabe a des Vertrages einschließlich der für das 
ordnungsgemäße Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlichen Strukturänderungen zu ver- 
wirklichen. Sie stellen daher eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik dar^). 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ge- 
meinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich ver- 
gewissern können, daß die von den Mitgliedstaaten 
hierzu erlassenen Durchführungsbestimmungen zur 
Verwirklichung deren Ziele beitragen. Zu diesem 
Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im 
Rahmen des durch Artikel 1 der Ratsentscheidung 
vom 4. Dezember 1962 über die Koordinierung der 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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Agrarstrukturpolitik -) eingesetzten Ständigen 
Agrarstrukturausschusses eine enge Zusammenar- 
beit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission eingeführt wird und das die in den Artikeln 
11 bis 15 der Verordnung (EWG) Nr. 729 vorge- 
sehene Anhörung des Ausschusses des EAGFL zu 
den finanziellen Aspekten umfaßt. 

Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parlament 
und der Rat jährlich anhand eines von der Kom- 
mission vorgelegten Berichts die Ergebnisse der 
durchgeführten gemeinschaftlichen und einzelstaat- 
lichen Maßnahmen im Hinblick auf eine etwaige Er- 
gänzung oder Anpassung der geschaffenen Regelung 
prüfen können. 


Einkommensbeihilfe 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten führen zur notwendigen Ergän- 
zung der Preis- und Agrarstrukturpolitik eine Rege- 
lung befristeter Einkommensbeihilfen ein. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 bezeichnete Regelung umfaßt: 

1. Die Bewilligung einer Einkommensbeihilfe von 
jährlich 600 RE an landwirtschaftliche Betriebs- 
inhaber, die 

— landwirtschaftliche Erwerbstätigkeit im Haupt- 
beruf ausüben, 

— mindestens 40 und höchstens 55 Jahre alt sind, 

— allein oder mit ihrer Ehefrau auf dem Betrieb 
arbeiten und die, außer gelegentlich, weder 
Lohn- noch Familienarbeitskräfte beschäftigen, 

— in der Region, auch unter Berücksichtigung 
der Möglichkeiten zur beruflichen Umschu- 
lung, kein dauerhaftes außerlandwirtschaft- 
liches Arbeitsverhältnis finden können, 

— die Voraussetzung für eine Förderung gemäß 
Titel I der Richtlinie des Rates Nr. . . . über 
die Modernisierung landwirtschaftlicher Be- 
triebe nicht erfüllen und die auch nicht die in 
Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe c der genann- 
ten Richtlinie vorgesehene Ubergangsbeihilfe 
zu Investitionen erhalten. 

Die Einkommensbeihilfe wird auf Antrag ge- 
währt. 

2. Die Bewilligung einer degressiven Einkommens- 
beihilfe in Form eines Pauschalbetrages an Be- 
triebsinhaber im Sinne von Artikel 2 der Richt- 
linie des Rates Nr. . . . über die Modernisierung 
landv/irtschaftlicher Betriebe, deren Betriebsent- 
wicklungspläne genehmigt worden sind; diese 
Beihilfe wird für die Laufzeit des Betriebsent- 
wicklungsplanes, höchstens jedoch für 6 Jahre 
gewährt. 


Die Höhe der Beihilfe beträgt; 

im ersten Jahr 600 RE, 
im zweiten Jahr 500 RE, 
im dritten Jahr 400 RE, 
im vierten Jahr 300 RE, 
im fünften Jahr 200 RE, 
im sechsten Jahr 100 RE. 

Bei Beteiligung mehrerer Betriebsinhaber an 
einem Betriebsentwicklungsplan wird die Bei- 
hilfe jedem einzelnen gewährt. 

Artikel 3 

1. Die Gewährung der in Artikel 2 Absatz 1 vorge- 
sehenen Einkommensbeihilfe ist davon abhängig, 
daß sich der Empfänger verpflichtet, spätestens 
mit 55 Jahren die landwirtschaftliche Erwerbs- 
tätigkeit unter den Bedingungen für die Ge- 
währung der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b 
der Richtlinie des Rates Nr. . . . über die Förde- 
rung der Einstellung der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit und Verwendung der landwirt- 
schaftlich genutzten Fläche für Zwecke der Agrar- 
strukturverbesserung vorgesehenen Rente einzu- 
stellen. 

2. Das Eingehen der vorerwähnten Verpflichtungen 
ist nicht erforderlich, wenn der Betrieb in einer 
Region liegt, in der die in Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe a vorgesehene Maßnahme nicht ange- 
wendet wird. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten setzen folgendes fest: 

• — den Begriff „landwirtschaftlicher Betriebsin- 
haber'' 

— den Begriff „hauptberufliche Ausübung der land- 
wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit" 

— die Durchführungsvorschriften zu Artikel 2 Ab- 
satz 1, 4. Gedankenstrich. 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 

Artikel 5 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorgesehe- 
nen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maßnahme 
im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 

Artikel 6 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL be- 
tragen 683 Millionen Rechnungseinheiten für die 
ersten fünf Jahre. 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 136 
vom 17. Dezember 1962, S. 2892 
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2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 1 genannten Maßnahme beträgt zehn 
Jahre. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol- 
gendes mit: 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungs- 
Vorschriften zur Durchführung dieser Richt- 
linie; 

— die vor Wirksamwerden dieser Richtlinie er- 
lassenen Vorschriften, die die Durchführung 
dieser Richtlinie ermöglichen. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
in Absatz 1 erster Gedankenstrich genannten 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften alsbald 
nach ihrer Verabschiedung mit. 


Artikel 8 

1. Bei den gemäß Artikel 7 mitgeteilten geplanten 
oder bestehenden Vorschriften prüft die Kom- 
mission, ob im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit 
mit den Bestimmungen dieser Richtlinie und 
unter Berücksichtigung der Ziele dieser Richtlinie 
sowie der notwendigen Beziehungen, die zwi- 
schen den verschiedenen Maßnahmen bestehen, 
die Bedingungen für eine finanzielle Beteiligung 
der Gemeinschaft an der in Artikel 5 genannten 
gemeinsamen Maßnahme erfüllt sind. Binnen 
zwei Monaten nach der Mitteilung unterbreitet 
der Vertreter der Kommission, nachdem der Aus- 
schuß des EAGFL zu den finanziellen Aspekten 
gehört worden ist, dem Ständigen Agrarstruktur- 
ausschuß einen Entwurf einer diesbezüglichen 
Entscheidung. 

2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt zu 
diesem Entwurf innerhalb einer Frist, die der 
Vorsitzende entsprechend der Dringlichkeit der 
zu prüfenden Frage bestimmen kann, Stellung. 
Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit 
von zwölf Stimmen zustande. Die Stimmen der 
Mitgliedstaaten werden nach Artikel 148 Ab- 
satz 2 des Vertrages gewogen. Der Vorsitzende 
nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses, so wird sie dem Rat von der Kom- 
mission alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann 
die Kommission die Anwendung ihrer Entschei- 
dung bis zur Dauer von höchstens einem Monat 
nach dieser Mitteilung aussetzen. Der Rat kann 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrages binnen einer Frist von 
einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 9 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 2 gemachten Ausgaben 
sind erstattungsfähig durch den EAGFL, Abtei- 
lung Ausrichtung. 

2. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet den 
Mitgliedstaaten 50 ®/ü der erstattungsfähigen Aus- 
gaben. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 
werden nach dem in Artikel 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vorgesehenen Ver- 
fahren erlassen. 


Artikel 10 

1. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen Maß- 
nahmen können für eine finanzielle Beteiligung 
der Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn 
die sie einführenden Rechtsvorschriften mit Ent- 
würfen, die vor ihrer Annahme Gegenstand einer 
befürwortenden Entscheidung gemäß Artikel 8 
gewesen sind, übereinstimmen. 

2. Die von den Mitgliedstaaten vor dem Wirksam- 
werden dieser Richtlinie beschlossenen Maßnah- 
men können für eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn die 
sie betreffenden Rechtsvorschriften Gegenstand 
einer befürwortenden Entscheidung gemäß Arti- 
kel 8 gewesen sind. 

Wenn Rechtsvorschriften, die die Anwendung 
dieser Richtlinie ermöglichen, bereits vor deren 
Wirksamwerden bestanden haben und Gegen- 
stand einer befürwortenden Entscheidung ge- 
mäß Artikel 8 gewesen sind, so erstreckt sich die 
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft auf er- 
stattungsfähige Ausgaben, die durch nach ihrem 
Wirksamwerden gewährte Beihilfen entstanden 
sind. 

Artikel 11 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe eines 
Kalenderjahres gemachten Ausgaben und sind 
der Kommission bis zum 30. Juni des darauf- 
folgenden Jahres einzureichen. 

2. über die Beteiligung des Fonds wird gemäß Arti- 
kel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
entschieden. 

3. Abschlagszahlungen können von der Kommission 
gebilligt werden. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem in Artikel 13 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vorge- 
sehenen Verfahren erlassen. 
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Artikel 12 

1. Unbeschadet des Artikels 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 treffen die Mitgliedstaaten in 
Übereinstimmung mit den nationalen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften die erforderlichen 
Maßnahmen, um bereits gezahlte Beträge bei 
Nichteinhaltung der in Artikel 3 bezeichneten 
Verpflichtungen zurückzufordern. Sie teilen der 
Kommission die getroffenen Maßnahmen mit 
und berichten ihr regelmäßig insbesondere über 
den Stand der diesbezüglichen Verwaltungs- 
oder Gerichtsverfahren. 

2. Die zurückgeforderten Beträge fließen den Zahl- 
stellen zu und werden von diesen von den vom 
Fonds finanzierten Ausgaben entsprechend dem 
Anteil der gemeinschaftlichen Finanzierung in 
Abzug gebracht. 

3. Die finanziellen Folgen einer erfolglosen Rück- 
forderung der gezahlten Beträge werden von der 
Gemeinschaft und von den Mitgliedstaaten ent- 
sprechend ihrem Anteil an der Finanzierung ge- 
tragen. 

4. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem in Artikel 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vorgesehenen Ver- 
fahren erlassen. 

Artikel 13 

Zusätzliche Beihilfen zu den in Titel I vorgesehenen, 

deren Bedingungen und Modalitäten von denen die- 
ser Richtlinie abweichen und deren Höhe die vorge- 


sehenen Beträge überschreiten, können nur in Über- 
einstimmung mit den Vorschriften der Artikel 92 
bis 94 des Vertrages gewährt werden. 

Artikel 14 

Vor dem 1. August eines jeden Jahres werden 
die in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und 
einzelstaatlichen Maßnahmen, die sich auf diese 
Richtlinie beziehen, im Rahmen eines Jahresberich- 
tes geprüft, den die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat vorgelegt und für den die 
Mitgliedstaaten der Kommission alle erforderlichen 
Angaben übermitteln. 

Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnahmen 
unter Berücksichtigung des Tempos der für die Ver- 
wirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik 
notwendigen strukturellen Entwicklung der Auswir- 
kungen auf eine harmonische Entwicklung der 
Regionen der Gemeinschaft sowie der finanziellen 
Auswirkungen der in Frage stehenden Maßnahmen. 

Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Verfahren 
des Artikels 43 des Vertrages die notwendigen Be- 
stimmungen. 

Artikel 15 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie binnen zwölf Monaten nach ihrem Wirk- 
samwerden nachzukommen. 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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